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Program m  der Tagung am Montag, 19. Januar 1998

Begrüßung und Einführung:
Dr. Christoph GOPPEL,
Direktor der Bayerischen Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege

Statements von:
Staatsminister 
Reinhold BOOKLET, MdL,
Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Karl STEIGER,
Generalsekretär des Bayerischen Bauernverbandes, München 

Hubert WEINZIERL,
1. Vorsitzender des Bund Naturschutz in Deutschland (BUND) 

Staatsminister
Dr. Thomas GOPPEL, MdL,
Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen

Diskussionsrunde mit:
Staatsminister Reinhold Bocklet 
Staatsminister Dr. Thomas Goppel 
Generalsekretär Karl Steiger 
Vorsitzender Hubert Weinzierl 
Moderation: Dr. Christoph Goppel

Diskussionsthemen:
Umweltpakt - Landwirtschaft und Naturschutz
Konflikte - Ansätze für Lösungen -  Anregungen - Perspektiven
Novellierungen Bundesnaturschutzgesetz und Bayerisches Naturschutzgesetz 
Mögliche Auswirkungen auf die Landwirtschaft
Das neue Bodenschutzgesetz:
Auswirkungen auf die Landwirtschaft sowie auf Naturhaushalt und Landwirtschaft

Statements der im Bayerischen Landtag vertretenen Parteien zu folgenden Aspekten:
Welche Möglichkeiten bestehen seitens der Europäischen Union, zukünftig die Agrarförderung auch für 
die Erhaltung des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes (z.B. Biotopverbund) einzusetzen?

Fördermöglichkeiten des Freistaates Bayern für landschaftspflegende und landschaftsgestaltende 
Maßnahmen.

Es nahmen Stellung und diskutierten:
CSU-Fraktion:
Christa Stewens, MdL, Mitglied des Umweltausschusses, Poing 
SPD-Fraktion:
Waltraud Schmidt-Sibeth, MdL, Mitglied des Umweltausschusses, Germering 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen:
Johann Schammann, MdL, stellv. Vorsitzender des Ausschusses für Bundes- und Europa­
angelegenheiten
Moderation: Dr. Christoph Goppel

Diskussion zwischen den Vertretern der Parteien und dem Plenum
Moderation: Dr. Christoph Goppel

Zusammenfassung
Dr. Christoph Goppel

6



Laufener Seminarbeitr. 4/98, S. 7-8 • Bayer.Akad.Natursch.Landschaftspfl. - Laufen/Salzach 1998

Naturschutz und Landwirtschaft - quo vadis?
Zusammenfassung der ANL-Fachtagung von Dr. Christoph GOPPEL

"Nur das Gemeinsame zählt Naturschutz und 
Landwirtschaft Hand in Hand" - so lautete das Er­
gebnis der Eröffnungsveranstaltung der Bayer. 
Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege 
im Jahre 1998, zu der über 130 Teilnehmer aus ganz 
Bayern nach Erding am 19. Januar gekommen wa­
ren.

In seinen Einführungsworten stellte der Direktor der 
Bayer. Akademie für Naturschutz und Landschafts­
pflege, Dr. Christoph Goppel der auch die Veran­
staltung leitete, fest, daß das Veranstaltungsmotto 
"Naturschutz und Landwirtschaft - quo vadis?" ein 
grundlegendes Thema sei, das immer wieder zur 
Sprache kommen müsse. Dies gelte um so mehr, da 
beide Bereiche Gemeinsames und Trennendes auf­
weisen würden.

Im darauffolgenden Statement verwies Staatsmini­
ster Reinhold Bocklet insbesondere auf das Bayer. 
Kulturlandschaftsprogramm, denn dieses ermögli­
che freiwilligen Naturschutz auf landwirtschaftlich 
genutzter Fläche. Gemeinsam mit den Programmen 
des Umweltministeriums, die vorrangig auf Natur­
schutzflächen abzielen, ergäbe sich ein flächen­
deckendes Angebot des freiwilligen Naturschutzes 
mit staatlichen Ausgleichszahlungen. Bayern sei 
somit in Deutschland und Europa führend in der 
Agrarumweltpolitik. Deutlich stellte er aber auch 
heraus, daß "zwischen Landwirtschaft und Natur­
schutz naturgemäß ein ständiger Konflikt bestehe, 
denn jede Form der landwirtschaftlichen Bodennut­
zung bedeute letztendlich einen Eingriff in die Na­
tur. Umweltwirkungen der Landwirtschaft, so 
Bocklet, könnten zwar verringert, aber nicht gänz­
lich vermieden werden. Das bayer. Leitbild einer 
nachhaltigen, bäuerlich-mittelständigen Landwirt­
schaft decke sich voll mit den Forderungen der 
Agenda 21, da diese darauf abziele, Umwelt- und 
Emährungsinteressen gleichrangig zu verwirkli­
chen.

"Dank des Fortschrittes in der Landbewirtschaftung 
können wir uns heute Naturschutz leisten"

Umweltverträglichkeit, so Bocklet weiter, sei grund­
sätzlich keine Frage der Betriebsgröße oder der 
Intensität, sondern der akzeptablen, verantwortba­
ren Toleranzen. Daher trete er auch ein für ein 
Konzept der differenzierten und standortange- 
paßten Intensität der Bewirtschaftung. Abschlie­
ßend stellte er fest, daß die kleinräumige Agrar­
struktur in Bayern ermögliche, daß Land- und Forst­

wirte über die flächendeckende umweltgerechte 
Landnutzung hinaus eine Reihe zusätzlicher landes­
kultureller Leistungen erbringen würden.

Karl Steiger, der Generalsekretär des Bayer. Bau­
ernverbandes, nahm die Themenstellung zum An­
laß zu fragen, ob sich Naturschutz und Landwirt­
schaft wirklich gemeinsam auf dem Weg befänden. 
Es sei, so Steiger, erschreckend, wie der Staat mit 
den Bauern umginge, denn diese würden nur durch 
Gesetze, Richtlinien und Verordnungen gegängelt 
werden. Es verwundere ihn daher nicht, wenn eine 
zunehmende Anzahl von Landwirten die Flut der 
Vorschriften nicht mehr akzeptiere. Auch habe es 
der Bauernverband selbst satt, ständig in Mißkredit 
zu kommen. "Wir tun immer mehr und müssen uns 
immer mehr diskriminieren lassen", war eine der 
konkreten Aussagen. Als Beispiele führte er das 
Bodenschutzgesetz und die Novellierung des Bun­
desnaturschutzgesetzes an. Auch der vorgesehene 
Entwurf des Bayerischen Naturschutzgesetzes bein­
halte Formulierungen, die nur schwer hinnehmbar 
seien. Anstatt Vereinfachungen und Deregulie­
rungsmaßnahmen zu bringen, würde auch dieses in 
der Anwendung zu mehr Komplikationen führen 
(z.B. Vertragsnaturschutz, Biotopverbund, Land- 
schaftsplanung). Für ihn unabdingbar sei die Forde­
rung einer Rückholklausel für Landwirte (z.B. 
Rückumwandlung von Biotopflächen in Acker­
land). Hier würde eine große Chance des Miteinan­
ders von Naturschutz und Landwirtschaft nicht 
wahrgenommen.

Zur gleichen Fragestellung nahm daraufhin Hubert 
Weinzierl, 1. Vorsitzender des Bund Naturschutz in 
Deutschland, Stellung. In seinem Statement führte 
er u.a. aus, daß bei allen Bemühungen, die dankens­
werterweise festzustellen seien, es auch Konflikte 
gäbe, über die man reden müsse. Die deutsche 
Agrarwirtschaft sei zweitgrößter Exporteur in der 
europäischen Union, was aber nicht ausschließe, 
daß sie auch soziale und ökologische Aspekte mit 
zu berücksichtigen habe. Bezogen auf die Agenda 
2000, das neue Agrar-Reformwerk der Europäi­
schen Union, sei es für ihn unabdingbar hierin auch 
ökologische und soziale Standards anzusprechen, 
die regionalen Kreisläufe zu verstärken und Len­
kungsmaßnahmen hinsichtlich Extensivierung und 
Besteuerung von Stickstoff aufzuzeigen. Die der­
zeitige Agrarpolitik führe, so Weinzierl weiter, zu 
Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des 
Landschaftsbildes. Eine nachhaltige Landwirt-
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schaft habe jedoch soziale und ökologische Aspekte 
mit zu berücksichtigen, was dann auch entspre­
chend zu honorieren sei. Er wünsche sich eine stär­
kere Diskussion seitens des Landes Bayern und der 
Bundesrepublik bei der Beratung der Agenda 2000, 
wobei Naturschutz und Landwirtschaft aber auch 
der Verbraucher gleichermaßen zu Wort kommen 
sollten.

Den Abschluß bildete das Statement von Staatsmi­
nister Dr. Thomas Goppel. Er stellte heraus, daß es 
ihm daran gelegen sei, Mißverständnisse zwischen 
Naturschutz und Landwirtschaft auszuräumen und 
Gräben nicht zu vertiefen. Es gelte vielmehr mitein­
ander Ziele anzusteuem und miteinander diese auch 
zu verfolgen. Nur in einer intakten Umwelt sei auf 
lange Sicht auch eine nachhaltige, erfolgreiche 
Landbewirtschaftung denkbar und umgekehrt gäbe 
es ohne ihre Hilfe in unserem so dicht erschlossenen 
und besiedelten Land auch keinen funktionsfähigen 
Naturhaushalt und keine Vielfalt an Landschaften. 
Sowohl die Landwirtschaft als auch die Natur­
schutzpolitik bemüht sich seit vielen Jahren ebenso 
verantwortungsbewußt wie erfolgreich, in ihren 
Zielsetzungen voranzukommen. Nun gelte es vor

allem, daß beide Bereiche Wege beschreiten, die 
zueinander führen. Diesen Willen zu einer engeren 
Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft und 
Umweltschutz erkenne und honoriere auch die Öf­
fentlichkeit in zunehmendem Maße. Beim Natur­
schutz, so Dr. Goppel weiter, sind wir langfristig auf 
die Hilfe und Bereitschaft der Grundeigentümer 
angewiesen: vor allem auf unsere Land- und Forst­
wirte, die über rund Dreiviertel der Länderfläche 
verfügen. Jeder Beitrag sei ein Mosaikstein mehr im 
Aufbau des Gesamtsystems und hier bedürfe es 
auch der Mitarbeit vieler, anderer Fachverwaltun­
gen genauso wie der Kommunen, Verbände und 
anderer sonstiger gesellschaftlicher Gruppen. Sie 
alle seien unverzichtbare Partner in unserem Bemü­
hen um eine langfristige erfolgreiche Naturschutz­
arbeit in Bayern.

Wir haben es in der Hand, das durchaus auch kon­
fliktträchtige Verhältnis von Naturschutz und Land­
wirtschaft auf eine neue Basis zu stellen, die von 
Offenheit, gegenseitigem Verständnis und gemein­
samem Bemühen um unsere natürlichen Lebens­
grundlagen getragen ist.
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Naturschutz und Landwirtschaft - quo vadis?
Begrüßung und Einführung von Dr. Christoph GOPPEL

Sehr geehrter Herr Staatsminister Bocklet, 
sehr geehrter Herr Staatsminister Dr. Goppel, 
sehr geehrter Herr Generalsekretär des Bayer. Bau­
ernverbandes Herr Steiger, 
sehr geehrter Herr 1. Vorsitzender des Bund Natur­
schutz in Deutschland, Herr Weinzierl, 
sehr geehrte Vertreter des Bayer. Landtags, 
sehr geehrter Herr Bürgermeister von Erding, Herr 
Bauemfeind,
verehrte Vertreter des Präsidiums und des Kurato­
riums dieser Akademie, 
sehr geehrte Herren Präsidenten, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, 
werte Vertreter der Presse und der Medien!

Ihnen allen gilt mein herzlicher Gruß und mein 
Dank, daß Sie zur Eröffnungsveranstaltung 1998 
der Bayer. Akademie für Naturschutz und Land­
schaftspflege heute nach Erding gekommen sind. 
Der Reigen der heuer angebotenen Veranstaltungen 
- wiederum über 110 Veranstaltungen - umfaßt das 
ganze Alphabet, umfaßt Angebote von A-Z. Wir 
beschäftigen uns heuer nicht nur mit den Agenden 
21 und 2000 oder dem Arten- und Biotopschutz, 
sondern auch mit Aspekten von Baumschutzverord- 
nungen, der Grünordnung, mit Fragen der Umwelt­
verträglichkeitsprüfung und des Vogelschutzes, 
wozu auch der Ziegenmelker, ein wenig bekannter, 
aber höchst interessanter Vertreter der heimischen 
Vogelwelt, gehört.

Heute ist unser Thema: "Naturschutz und Landwirt­
schaft - quo vadis?", und ich bin froh, so hochkarä­
tige Vertreter für diese Veranstaltung gewonnen zu 
haben.
Daher auch an dieser Stelle nochmals ein herzliches 
Vergelt’s Gott den Damen und Herren Referenten 
des heutigen Tages. Bewußt habe ich das Thema 
"Naturschutz und Landwirtschaft - quo vadis" ge­
wählt. Dies um so mehr, da ich schon auch deutlich 
machen wollte, daß es sich hierbei keineswegs, wie 
oftmals unterstellt, um Gegensätze ä la "Krieg oder 
Frieden" handelt, sondern vielmehr um zwei Begrif­
fe, die sehr wohl auch vieles gemeinsam haben bzw. 
vieles gemeinsam erreichen können.

Gemeinsam ist beiden, daß aus den jeweiligen La­
gern Klagen zu hören sind. So beklagen die einen 
den Flächen- und Ressourcenverbrauch sowie den 
anhaltenden Artenschwund, die anderen jammern 
über fehlende oder nicht ausreichende Prämien. Das 
allein kann es aber nicht sein, was verbindet, denn

Jammern und Klagelieder-anstimmen ist in der heu­
tigen Gesellschaft vielfach und oft festzustellen.

Gemeinsam ist beiden aber auch der Wille, verstärkt 
aufeinander zuzugehen, da zum einen im Umwelt­
bereich Einkommenschancen für die Landwirt­
schaft gesehen werden und zum anderen die Natur­
schutzziele nicht ohne Mitwirkung der Landwirt­
schaftsseite erreicht und finanziert werden können. 
So sind u.a. freiwillige Verpflichtungen der Land­
wirtschaft für Naturschutzmaßnahmen nicht nur 
grundsätzlich förderfähig, sondern auch verstärkt 
festzustellen. Ein beiden Lagern gemeinsames Ziel 
ist auch die Nachhaltigkeit, von der heute noch des 
öfteren die Rede sein wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Neben den Gemeinsamkeiten gibt es sehr wohl aber 
auch Dissonanzen und Disharmonien zu vermelden, 
und wir werden sicherlich auch heute davon noch 
einiges zu hören bekommen.

Wenn heute auch etliche Vertreter der Wasserwirt­
schaft unter uns sind, so ist das wohl darauf zurück­
zuführen, daß die von der Landwirtschaft ausgehen­
den Belastungsschwerpunkte vor allem das Wasser 
und der Boden sind. Landwirtschaftliche Ursachen 
der Gewässerbelastungen sind zumeist Leistungs­
steigerungen durch Rationalisierung, Intensivie­
rung (z.B. Grünlandumbruch, Maisanbau, Viehbe­
standsaufstockungen) und Spezialisierung (viehlo­
se Ackerbaubetriebe, verengte Fruchtfolgen) und 
damit verbunden erhöhter Nährstoffanfall über 
Wirtschaftsdünger (vgl. Sondergutachen "Umwelt­
probleme der Landwirtschaft" des Rats von Sach­
verständigen für Umweltfragen 1985). Die land­
wirtschaftliche Bodennutzung verursacht eben Ein­
träge bei Düngung, dem Pflanzenschutz und durch 
mechanische Bodenbearbeitung. Anzusprechen ist 
in diesem Zusammenhang auch die Bodenversiege­
lung, ja Boden Verdichtung. Umweltbelastend sind 
letztendlich auch diejenigen Nutzungen, die zu ei­
ner biologischen Bodenerschöpfung durch Stoff­
entzug und zur Bodenerosion führen.

Meinen Ausführungen können Sie entnehmen, daß 
es sich bei dem von uns gewählten Thema sehr wohl 
um eine grundsätzliche Thematik handelt, die es 
aufzuarbeiten gilt.

Auch wenn wir heute sicherlich nicht alle Belange 
ansprechen, gar einer Lösung zuführen werden kön­
nen, so hoffe ich doch, daß die nunmehr vorgesehe-

9



nen Statements und die daran anschließenden Dis­
kussionen Klarheiten über das "quo vadis?", über 
das "wohin geht die Reise?" bringen werden.
Schließen möchte ich meine Ausführungen mit der 
Hoffnung, daß das "und" zwischen Naturschutz und 
Landwirtschaft mehr als Bindeglied gesehen wird 
und nicht als ein herkömmliches deutsches Verbin­
dungswort.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
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Naturschutz und Landwirtschaft - quo vadis?
Statement von Staatsminister Reinhold BOCKLET

Die heutige Fachtagung der Akademie für Natur­
schutz und Landschaftspflege wirft die Frage nach 
dem Stellenwert der Landwirtschaft im ausgehen­
den 20. Jahrhundert und nach den Anforderungen 
an sie in der Zukunft auf. Insbesondere interessiert 
hier, wie die bayerische Landwirtschaft die ihr ge­
stellten Aufgaben erfüllen kann.

Bei allen Überlegungen muß uns die Dimension der 
Herausforderungen klar sein, denen sich die Land­
wirtschaft in den kommenden Jahren und Jahrzehn­
ten stellen muß. Ich nenne hier nur

die Einbeziehung der Landwirtschaft in den 
Welthandel und der zunehmende Druck auf die 
Landwirtschaft durch den Wettbewerb auf dem 
Weltmarkt,
die Osterweiterung der Europäischen Union und 
die Veränderung der agrarpolitischen Rahmen­
bedingungen in der Europäischen Union.

Vor diesem Hintergrund möchte ich in zehn Punk­
ten unsere Grundpositionen für die Landwirtschaft 
der Zukunft und für ihr Verhältnis zu ökologischen 
Belangen umreißen.

1. Unser Leitbild für die Erfüllung der Aufga­
ben der Landwirtschaft ist eine nachhaltige 
Nutzung der natürlichen Ressourcen, wie 
sie auch der AGENDA 21 zugrundeliegt:

Die AGENDA 21 fordert insbesondere
die ErnährungsSicherung für die weiter wach­
sende Weltbevölkerung, 
die Erhaltung von Lebens- und Entwicklungs­
raum für kommende Generationen, 
die umweltverträgliche, nachhaltige Nutzung 
aller natürlichen Ressourcen sowie 
den Schutz gefährdeter Ökosysteme.

Nachhaltigkeit im Sinne der AGENDA 21 bedeutet, 
die ökologischen, ökonomischen und sozialen Le­
bensbedingungen der Menschen zu verbessern und 
gleichzeitig die natürlichen Existenzgrundlagen 
langfristig zu sichern. Angesichts der rasch wach­
senden Weltbevölkerung steht die Emährungssi- 
cherung unter der Prämisse einer nachhaltigen Ent­
wicklung an erster Stelle der Forderungen an die 
Landwirtschaft.

Nachhaltige Landwirtschaft im Sinne der AGEN­
DA 21 bedeutet, flächendeckend umweltverträglich 
zu wirtschaften. Die Forderung nach flächen­
deckendem ökologischen Landbau wird von ihr da­

gegen nicht aufgestellt. Zu den wesentlichen Vor­
aussetzungen für die Nachhaltigkeit im Pflanzenbau 
zählen die Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit, die 
Einhaltung von Fruchtfolgen sowie eine nachhal­
tige Pflanzenernährung. Da die Verluste durch 
Schadorganismen weltweit auf 25 bis 50 % ge­
schätzt werden, fordert die AGENDA 21 die An­
wendung des Integrierten Pflanzenschutzes. Auch 
in der umweltverträglichen Nutzung von Bio- und 
Gentechnologie sieht sie eine geeignete Möglich­
keit zur langfristigen Emährungssicherung.

Vergessen wir nicht: Weltweit sind nur 11 % der 
unversiegelten Landoberfläche uneingeschränkt für 
den Pflanzenbau geeignet. Zudem gehen jährlich 
etwa 7-8 Mio. Hektar für die landwirtschaftliche 
Nutzung verloren. Die AGENDA 21 kommt zu dem 
Ergebnis, daß zur Emährungssicherung der weiter 
wachsenden Weltbevölkerung die dafür geeigneten 
Flächen so intensiv, wie dies nachhaltig möglich ist, 
genutzt werden müssen. Diese Flächen liegen aber 
zum großen Teil nicht dort, wo der größte Bedarf an 
Nahrungsmitteln besteht, sondern überwiegend in 
den klimatisch gemäßigten Zonen. Wenn wir diese 
grundsätzlichen Aussagen der AGENDA 21 ernst 
nehmen - und ich gehe davon aus, daß hierüber ein 
gesellschaftlicher und politischer Konsens besteht - 
dann muß sich auch unsere Landwirtschaft der Ver­
antwortung für die weltweite Emährungssicherung 
stellen.

2. Jede Form der Bodennutzung bedeutet 
unweigerlich einen Eingriff in natürliche 
Abläufe; zwischen Landwirtschaft und 
Umwelt besteht daher naturgemäß ein 
Konflikt:

Emährungssicherung hat ganz zentral mit Ökologie 
zu tun, denn Nahrung ist ein Umweltgut.

Die Natur kennt aber Eingriffe, wie sie bei der 
Bodenbearbeitung zur Gewinnung von Nahrungs­
mitteln durch Pflügen und Eggen, durch Saat oder 
Ernte vorgenommen werden, nicht.

Der Einsatz des Pfluges beispielsweise hat u.a. Aus­
wirkungen auf die Zusammensetzung und Aktivität 
des natürlichen Bodenlebens, verändert die natürli­
chen Stoffkreisläufe und - da der Boden ein kom­
plexes Ökosystem darstellt auch die Elemente 
Wasser und Luft.
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Die Steigerung der Nahrungsmittelerzeugung zum 
Zweck der Emährungssicherung für eine wachsen­
de Bevölkerung hatte freilich Umweltbelastungen 
zur Folge. Sie lassen sich aber durch den Einsatz 
moderner Technik und ökologischer Erkenntnisse 
bewältigen.

3. Die Landwirtschaft steht im Spannungsfeld 
zwischen natürlichen Abläufen und den Ge­
setzen der Ökonomie:

Die Erzeugung von Nahrungs- und Futtermitteln 
sowie von nachwachsenden Rohstoffen wird nicht 
unter Laborbedingungen betrieben, sondern unter 
freiem Himmel. Wie kein anderer Wirtschaftszweig 
ist die Landwirtschaft von den natürlichen Erzeu­
gungsgrundlagen, der Zusammensetzung und den 
Eigenschaften des Bodens, dem Relief, sowie den 
jeweiligen standorttypischen Witterungsverhältnis­
sen abhängig. Landwirtschaft läßt sich daher nicht 
normieren und in ein festes Schema pressen. Dazu 
nur einige wenige Beispiele:

In regenarmen Gebieten, z.B. in Unterfranken, 
ist der wünschenswerte Anbau von Zwischen­
früchten häufig nicht möglich, weil das dafür 
verbrauchte Wasser dann den Hauptfrüchten 
fehlen würde.
Die vielfach geforderte Fruchtartenvielfalt ist 
sowohl durch die naturgegebenen Saat- bzw. 
Emtetermine als auch durch fehlende Absatz­
möglichkeiten beschränkt.
Die häufig geforderte Anlage und Nutzung von 
Grünland scheitert, weil geeignete Verwer­
tungsmöglichkeiten im Betrieb fehlen.
In dieser weitestgehenden Abhängigkeit von 
den natürlichen Gegebenheiten ist auch die ord­
nungspolitische Sonderstellung der Landwirt­
schaft begründet. Die in der Natur liegende Viel- 
falt ist auch der Grund dafür, daß eine allgemein­
gültige Definition der Land-, Forst- und Fi­
schereiwirtschaft nicht möglich ist. Wenn der 
Bauer von der Erzeugung von Nahrungsmitteln 
und nachwachsenden Rohstoffen leben können 
soll, müssen die agrarpolitischen Rahmenbedin­
gungen die Besonderheit der Proudktionsbedin- 
gungen berücksichtigen.

4. Die Land- und Forstwirtschaft hat für die 
Umwelt eine Vielzahl von positiven Auswir­
kungen:

Land- und Forstwirte haben die Landschaft, das 
Gesicht unseres Landes, entscheidend mitgestaltet 
und zur Attraktivität der ländlichen Räume beige­
tragen. Sie sind es, die diese mit persönlichem Ein­
satz und viel Mühe erhalten und pflegen. Die Be­
deutung der Land- und Forstwirtschaft für die Er­
haltung der Artenvielfalt in unserer Kulturland­
schaft steht im übrigen außer Zweifel. Viele wert­
volle Lebensräume und ihre Artenausstattung sind 
nämlich erst durch die Tätigkeit der Land- und

Forstwirte entstanden. Eine Studie des Instituts für 
Vogelkunde kommt z.B. zu dem Ergebnis, daß von 
186 regelmäßig in Bayern brütenden Vogelarten 
169 bzw. 91 % hinsichtlich ihrer Brutplätze und 
Nahrungsaufnahme von der Landbewirtschaftung 
durch die Landwirtschaft abhängen.

Der Pflanzenaufwuchs der Land- und Forstwirt­
schaft erzeugt den für jegliches Leben notwendigen 
Sauerstoff und bindet klimarelevantes Kohlendi­
oxid. Die Erzeugung und Verwendung von nach­
wachsenden Rohstoffen ersetzt fossile Energie und 
ist nahezu C02-neutral. Hier leistet Bayern vorbild­
liches. Im kommenden Jahrzehnt sollen 13 % des 
Primärenergiebedarfes aus regenerativen Energie­
quellen gedeckt werden, davon 5 % aus Biomasse. 
Nur mit Ackemutzung läßt sich aber auch z.B. die 
Forderung nach einem ausreichenden Grundwas- 
serdargebot verwirklichen. Die Grundwassemeu- 
bildung unter Ackerflächen ist nämlich wesentlich 
höher als unter Grünland bzw. Wald.

5. Umweltverträglichkeit ist keine Frage 
der Intensität:

Mit dem "Ja" zur Landwirtschaft - zu dem es keine 
Alternative gibt! - müssen wir akzeptieren, daß mit 
der landwirtschaftlichen Bodennutzung gewisse 
Auswirkungen auf Boden, Wasser und Luft verbun­
den sind. Die Umweltwirkungen der Landwirt­
schaft können zwar verringert, aber nicht gänzlich 
vermieden werden. Bei der Landbewirtschaftung 
geht es letztlich um die Minimierung der Folgen 
dieser Eingriffe. Aufgrund der unterschiedlichen 
Erzeugungsbedingungen ist Umweltverträglichkeit 
keine Frage der Intensität, sondern der akzeptablen, 
verantwortbaren Toleranzen. Diese Tatsache stellt 
meines Erachtens die Voraussetzung zu einem ge­
sellschaftlichen Dialog zwischen Landwirtschaft 
und Umweltschutz dar.

Der Ausgleich zwischen berechtigten Umwelt- und 
Naturschutzbelangen einerseits und der nachhalti­
gen Emährungs- und Rohstoffsicherung anderer­
seits ist eine wesentliche Grundlage für das gesell­
schaftliche Verständnis der Landbewirtschaftung. 
Beide Belange sind für uns lebens- und überlebens­
wichtig.

6. Umweltverträglichkeit ist grundsätzlich 
keine Frage der Betriebsgröße:

Die Forderung nach umweltverträglicher Landnut­
zung im Rahmen der guten fachlichen Praxis kann 
im Prinzip unabhängig von der Betriebsgröße erfüllt 
werden. Die Sondersituation in Bayern mit seiner 
kleinräumigen Agrarstruktur ermöglicht aber, daß 
Land- und Forstwirte über die flächendeckende 
Landnutzung hinaus seit jeher eine Reihe von zu­
sätzlichen landeskulturellen Leistungen erbringen, 
die auch von Bedeutung für den Umwelt- und Na­
turschutz sind.
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Für die Erhaltung funktionsfähiger ländlicher Räu­
me ist die bäuerlich-mittelständische Landwirt­
schaft mit dem Nebeneinander von Voll-, Zu- und 
Nebenerwerbsbetrieben unverzichtbar. Eine Studie, 
die vor einigen Jahren im Auftrag unseres Hauses 
angefertigt wurde, bezifferte die immateriellen Lei­
stungen der bäuerlichen Landwirtschaft für den 
ländlichen Raum auf rd. 7 Milliarden DM pro Jahr. 
Damit geht die Bedeutung der Landwirtschaft weit 
über ihren Anteil an der Bruttowertschöpfung hin­
aus. Die bäuerlich-mittelständische Landwirtschaft 
hat erhebliche Auswirkungen auf die Gesellschaft 
und stellt nach wie vor ein wesentliches Element des 
ländlichen Raumes dar. Die bäuerlich-mittelständi­
sche Agrarstruktur begünstigt die umweltverträgli­
che Landbewirtschaftung.

7. Dank des Fortschritts in der Landbewirt­
schaftung können wir uns heute 
Naturschutz "leisten"!

Noch vor einigen Jahrzehnten war die Intensivie­
rung von ökologisch besonders sensiblen Standor­
ten, wie z.B. Mooren, ein unumstrittener Beitrag zur 
Emährungssicherung. In der Folgezeit hat der Ein­
satz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln die Er­
träge derart gesteigert, daß wir heute andere, z.B. 
ökologische Schwerpunkte setzen können. Inzwi­
schen ist es sogar gelungen, die Steigerung der 
Erträge vom Einsatz potentiell umweltwirksamer 
Produktionsmittel zu entkoppeln. So konnten im 
letzten Jahrzehnt die eingesetzten Mengen an Mine­
raldüngern und Pflanzenschutzmitteln nicht zuletzt 
durch die Entwicklung neuer Anbautechniken um 
30 - 50 % verringert werden - und das bei weiter 
steigenden Erträgen. So entstehen weitere Spielräu­
me für die stärkere Gewichtung ökologischer Ge­
sichtspunkte.

Ein anderes Beispiel: Schnell wachsende Waldbe­
stände (Fichten, Kiefern) waren die Grundlage der 
Energieversorgung zur Zeit der beginnenden Indu­
strialisierung. Heute stehen uns neben Holz andere 
Energiequellen zur Verfügung. So können wir un­
sere Forstwirtschaft auf langsamer wachsende und 
standortangepaßte Baumarten umstellen. Lassen 
Sie mich an dieser Stelle eines festhalten: Das Prin­
zip der Nachhaltigkeit hat in der Forstwirtschaft 
eine Tradition von zwei Jahrhunderten. Auf dieser 
Grundlage pflegen und bewahren unsere Waldbesit­
zer im Rahmen einer natumahen Waldwirtschaft 
einen der wichtigsten ökologischen Ausgleichs­
und Rückzugsräume.

8. Der gemeinsame Weg von Landwirtschaft 
und Naturschutz führt über die differen­
zierte Intensität der Landnutzung:

Wirtschaftliche und ökologische Interessen sind bei 
der Entscheidung des Landwirts häufig gegeneinan­
der abzuwägen. Bei dieser Abwägung ist die Forde­
rung nach intensiver landwirtschaftlicher Nutzung

auf den dafür geeigneten Standorten unter ökologi­
schen und ökonomischen Gesichtspunkten zu be­
fürworten. Das Konzept einer differenzierten Inten­
sität der Landnutzung fordert, daß "die Nutzungsin­
tensität ...noch viel sorgfältiger als bisher auf die 
ökologischen, genauer gesagt standörtlichen Gege­
benheiten und deren unterschiedliche Belastbarkeit 
abzustimmen" ist. Prof. Haber, der dieses Konzept 
auf der Tagung unseres Hauses zur AGENDA 21 
im April letzten Jahres vorgestellt hat, fordert wei­
ter: "Innerhalb ausgewogener gesetzlicher Rahmen­
vorgaben sollte jeder Landwirt, gut ausgebildet und 
beraten, selbst entscheiden können, mit welcher In­
tensität und welchen Hilfsmitteln er sein Land nutzt 
- dabei ein angemessenes Einkommen erzielen und 
zugleich gesellschaftlichen Rückhalt genießen." 
Damit beschreibt er die Prinzipien, auf denen unsere 
Agrarpolitik seit vielen Jahren beruht und die auch 
unserer Arbeit in Schule, Fortbildung und Beratung 
zugrunde liegen!

Auch bei sorgfältigster Abwägung ist jedoch klar: 
Ziele des Artenschutzes lassen sich auf ein und 
derselben landwirtschaftlichen Erzeugungsfläche, 
z. B. im Getreidebestand, nicht - oder allenfalls im 
Rahmen vorhandener Schadschwellen - integrieren. 
Auf betrieblicher, lokaler und regionaler Ebene hin­
gegen lassen sich Artenschutzziele auf den dafür 
geeigneten Flächen durchaus verwirklichen.

Die Landwirtschaft ist auch für weitergehende For­
derungen des Arten- und Biotopschutzes - ich den­
ke beispielsweise an den Aufbau eines Biotopver­
bundsystems auf landwirtschaftlich genutzten Flä­
chen - aufgeschlossen.

Einen völligen Einklang von Ökonomie und Öko­
logie wird es dennoch bei keiner Form der Landnut­
zung geben können - auch wenn uns das noch so 
wünschenswert erscheint.

9. Umweltverträglichkeit durch Freiwilligkeit - 
der bayerische Weg zu einer nachhaltigen 
Landbewirtschaftung:

Im Mittelpunkt des "Bayerischen Weges" der 
Agrarpolitik steht nicht ein rein ökonomisch orien­
tiertes Leitbild, sondern der Mensch, d.h. der Be­
triebsleiter mit seiner Familie in seinem sozialen 
und ökologischen Umfeld. Dieses auch heute noch 
richtungsweisende Konzept wurde im Jahr 1970 im 
"Gesetz zur Förderung der bayerischen Landwirt­
schaft" verankert. Damit unterscheiden wir uns ge­
sellschaftspolitisch deutlich von einer rein ökono­
misch ausgerichteten Grundhaltung, die nur den 
Produktivitätsfortschritt und das Gesetz des Wach­
sens oder Weichens kennt.

Angesichts der existenziellen Bedeutung des Um­
weltschutzes ist es selbstverständlich, daß sich der 
Staat auch eingreifender Maßnahmen wie gesetzli­
che Ge- und Verbote bedient, um Umweltziele zu 
erreichen. Dazu gehören übrigens auch die land- 
und forstwirtschaftlichen Fachgesetze, aber auch
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die Regeln guter fachlicher Praxis. Darüber hinaus 
legt aber die bayerische Agrarpolitik einen beson­
deren Schwerpunkt auf die finanzielle Förderung 
freiwilliger Umweltleistungen. Bemessungsgrund­
lage sind die Einkommenseinbußen, die unsere Land­
wirte durch entsprechende Nutzungseinschrän­
kungen oder durch natürliche Nachteile erleiden. 
Bayern hat die Agrarumweltpolitik zu einem Kern­
punkt seiner eigenständigen Agrarpolitik ent­
wickelt und nimmt damit den Spitzenplatz in 
Deutschland und Europa ein.

Bayern liegt damit auch im Trend der Brüsseler 
Agrarumweltpolitik. Agrarkommissar Franz Fisch- 
ler erklärte dazu bei der Eröffnung der Grünen 
Woche am letzten Donnerstag in Berlin wörtlich: 
"Wir müssen weiter die notwendigen Vorausset­
zungen schaffen, damit die Umweltleistungen der 
Landwirtschaft adäquat entlohnt werden. Wir haben 
deshalb vorgeschlagen, daß in Zukunft mehr Mittel 
für die Agrar-Umweltprogramme zur Verfügung 
stehen sollen. Auch die Ausgleichszulage für die 
benachteiligten Gebiete bietet einen guten Aus­
gangspunkt für eine stärkere Umweltorientierung. 
Angesichts der Vielfalt der wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Bedingungen in den einzelnen 
Regionen wie der Vielfalt der Umweltsituationen 
muß ein solcher Ansatz maßgeschneidert für jedes 
einzelne ländliche Gebiet umgesetzt werden."

Das Prinzip der finanziell geförderten Freiwilligkeit 
gilt auch für die Forstpolitik. Die Zahl der Vor­
schriften und die Schärfe der Verbote sind kein 
Maßstab, um die Wirksamkeit eines Gesetzes zu 
bewerten. Ausschlaggebend ist der Zustand des 
Waldes, und hier ist Bayern im internationalen Ver­
gleich vorbildlich. Wir sehen daher keinen Anlaß 
für eine Verschärfung der waldgesetzlichen Bestim­
mungen.

10. Der Naturschutz auf freiwilliger Grundlage 
bietet bedarfsgerechte Instrumente für 
Landwirtschaft und Naturschutz:

Das Bayerische Kulturlandschaftsprogramm hono­
riert freiwillig durchgeführte Maßnahmen zur um­
weltschonenden Landnutzung sowie zusätzliche 
Bewirtschaftungsauflagen auf landwirtschaftlich 
genutzten Flächen. Damit haben wir ein wirksames 
Instrument des freiwilligen Naturschutzes auf land­
wirtschaftlich genutzten Flächen geschaffen. Das 
Kulturlandschaftsprogramm trägt gerade nach sei­
ner Novellierung und der Einführung der Grünland­
prämie den Besonderheiten der bayerischen Land­
wirtschaft in vorbildlicher Weise Rechnung. Es ho­
noriert beispielsweise den Verzicht auf den Einsatz 
von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln oder die 
Verschiebung des Schnittzeitpunktes bei Grünland 
und fördert den Einsatz der Mulchsaat oder exten­
siven Fruchtfolge und extensiven Weidenutzung.

Das Vertragsnaturschutzprogramm des Staatsmini­
steriums für Landesentwicklung und Umweltfragen 
kommt seinerseits als freiwilliger Naturschutz vor­
rangig auf Naturschutzflächen zur Anwendung. Da­
mit bietet Bayern quasi flächendeckend Instrumente 
des Naturschutzes auf freiwilliger Grundlage an. 
Ein finanzieller Ausgleich für die Nachteile der 
kleinräumigen Agrarstruktur, zur Erhaltung der 
Kulturlandschaft sowie für Maßnahmen der um­
weltverträglichen Landbewirtschaftung ist auch in 
Zukunft unverzichtbar. Wir wollen die bäuerlich­
mittelständische Landwirtschaft in Bayern nicht der 
Globalisierung der Märkte opfern. Daher gilt es, 
unsere hohen Sozial- und Umweltstandards auch im 
Rahmen der anstehenden WTO-Verhandlungen 
einzubringen und abzusichem.

Es muß der Landwirtschaft gelingen, dafür Ver­
ständnis und Verbündete in allen gesellschaftlichen 
Schichten zu gewinnen. Es muß deutlich werden: 
Die Erhaltung und Gestaltung der Kulturlandschaft, 
der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und 
die Pflege unserer Landschaft, die Erzeugung von 
hochwertigen Nahrungsmitteln und die Produktion 
von nachwachsenden Rohstoffen sind ohne unsere 
bäuerlich-mittelständische Land- und Forstwirt­
schaft nicht möglich. Diese unverzichtbaren Lei­
stungen müssen auch im Blick auf unsere Verant­
wortung für die kommenden Generationen stärker 
anerkannt und honoriert werden.

Ich habe versucht, Antworten auf die Frage "Land­
wirtschaft - Quo vadis" zu geben. Ich wünsche uns, 
auf allen Seiten, die Offenheit und Kompromißfä­
higkeit, die für den gemeinsamen Weg nötig sind. 
Beiden Seiten, Landwirtschaft und Naturschutz, 
muß klar sein, daß die eigenen Belange nicht das 
alleinige Maß aller Dinge sein können. Zum einen 
ist die Natur nicht um ihrer selbst willen geschaffen 
worden, sondern der Schöpfungsgedanke enthält 
den Auftrag, sie zu nutzen. Dieser Auftrag ist aber 
zum anderen kein Freibrief - auch Landwirtschaft 
ist kein Selbstzweck, sondern Mittel zur Ernährung 
der Menschen. Sie steht in der Verantwortung für 
Natur und Umwelt.

Ich hoffe, daß die heutige Veranstaltung zu einem 
Dialog beiträgt, der von gegenseitigem Verständnis 
bestimmt wird. In diesem Sinne danke ich für Ihre 
Aufmerksamkeit.

Anschrift des Verfassers:

Staatsminister
Reinhold Bocklet
Bayerisches Staatsministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
Ludwigstraße 2
D-80539 München
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Naturschutz und Landwirtschaft - quo vadis?
Statement von Karl STEIGER, Generalsekretär des Bayerischen Bauernverbandes

Sehr geehrter Herr Staatsminister Dr. Goppel,
Herr Staatsminister Bocklet,
Herr Vorsitzender, verehrte Damen und Herren! 
Dank für die Einladung.

Naturschutz und Landwirtschaft - quo vadis?
So einfach die Frage, so schwierig die Antwort.

Einige Vorbemerkungen:

Harsche Kritik des Berufsstandes an der Agenda 
2000, mit der die EU-Kommission versucht, auf 
der Welle des Zeitgeistes aus Liberalisierung 
und Globalisierung mitzuschwimmen.
Dabei läuft die EU-Kommission Gefahr, ihre 
Souveränität zu verlieren, indem sie den Abbau 
des Außenschutzes betreibt.
Der Bayerische Bauernverband wird den Plänen 
der Agenda 2000 harten Widerstand entgegen­
setzen.
Wenn es den Bauern wirtschaftlich gut geht, 
wird auch der Naturschutz davon profitieren. 
Durchschnittliches Einkommen eines bayeri­
schen Betriebs heute 46.749 DM, d.h., der Ein­
kommensrückstand zum gewerblichen Ver­
gleichslohn beträgt über 30 %.
Ein wesentlicher Punkt ist auch, wie der Natur­
schutz, aber auch der Staat, mit unseren Bauern 
umgeht.
Bereits heute haben wir in der Bundesrepublik 
im Umweltbereich
- 800 Umweltgesetze
- 2.000 Rechtsverordnungen
- 4.700 VerwaltungsVorschriften
Wer glaubt, allein über Gesetze und hoheitliche 
Maßnahmen wie z.B. Schutzgebietsausweisun­
gen, Naturschutzpolitik betrieben zu wollen, ist 
auf dem Irrweg.
Düngeverordnung ein exemplarisches Bei­
spiel, daß eine zunehmende Zahl von Bauern 
nicht mehr bereit ist, der Regelungswut des Ge­
setzgebers Folge zu leisten.

Hinzu kommt, daß wir es satt haben, ständig in 
der Öffentlichkeit durch völlig unseriöse Papie­
re in Mißkredit gebracht zu werden (MISE- 
RIOR-Studie, Studie des Umweltbundesamtes 
Berlin zum Thema "Nachhaltiges Deutsch­
land").
Wer so mit den Bauern umgeht, darf sich nicht 
wundem, daß die Bereitschaft der Bauern, noch 
mehr für Naturschutz und Landschaftspflege zu 
machen, abnimmt.

1. "Agenda 21"

Die heutige Veranstaltung steht für mich vor dem 
Hintergrund dieses Aktionsprogramms für das 21. 
Jahrhundert, das das Motto "Nachhaltige Entwick­
lung" trägt.
Ich möchte in diesem Zusammenhang mit der Land­
wirtschaft einige wesentliche Aussagen klarstellen. 
In der Öffentlichkeit wird hier manches falsch wie­
dergegeben.
Die drei Eckpfeiler der "Agenda 21" - Ökonomie, 
Ökologie und Soziales - in der Praxis in Einklang 
zu bringen, ist gerade ein Kennzeichen unserer 
Land- und Forstwirtschaft.
Die bayerischen Familienbetriebe wirtschaften seit 
Jahrhunderten im Sinne der Nachhaltigkeit, um ihre 
Betriebe als Lebens-, Einkommens- und Existenz­
grundlage an die nachfolgende Generation weiter­
zugeben. Somit trägt die Land- und Forstwirtschaft 
als wichtiger Gesellschafts- und Wirtschaftsbe­
standteil des ländlichen Raums den zuvor genann­
ten Eckpfeilern besonders Rechnung. Was die Bal­
lungsräume anbelangt, ist dies in der Regel nicht der 
Fall.
Darüber hinaus ist die Land- und Forstwirtschaft der 
einzige Wirtschaftsbereich, der nachhaltig und nach 
dem Prinzip des Kreislaufsystems wirtschaften 
kann und wirtschaftet. Dagegen ist dies in Berei­
chen wie z.B. in der Industrie in der Regel grund­
sätzlich gar nicht möglich (z.B. Produktion von 
Autos, Elektrogeräten).

Die wesentlichen Ziele der "Agenda 21" im land- 
und forstwirtschaftlichen Bereich sind:

Stärkung der Rolle der Bauern 
Integrierter Landbau
Emährungssicherung und nachhaltige Entwick­
lung
Verbesserung der landwirtschaftlichen Erzeu­
gung und landwirtschaftlichen Betriebssysteme 
Aufrechterhaltung der vielfältigen Funktion der 
Wälder.

Ergänzend hierzu noch ein Zitat aus der 
"Agenda 21":
"Ein integrierter Pflanzenschutz, der die biologi­
sche Bekämpfung, Wirtspflanzenresistenz und an­
gepaßte Anbaupraktiken miteinander verknüpft und 
die Anwendung von Pflanzenschutzmittel auf ein 
Minimum reduziert, ist die optimale Lösung für die 
Zukunft, da er die Erträge sichert, die Kosten senkt,
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umweltverträglich ist und zur Nachhaltigkeit bei­
trägt. "
Genau das versuchen wir! und es gelingt uns immer 
besser.

2. Umweltleistungen der Bauern

Handlungsaufträge der "Agenda 21", wie z.B. der 
integrierte Landbau, sind in der Landwirtschaft 
Bayerns gängige Praxis. Dies bestätigen z.B. fol­
gende Umweltleistungen unserer Bauern:

Stickstoffeinsatz in Bayern:
140 kg N/ha (=14 g/m2);
Seit 1989 haben die Bauern den N-Mineraldün- 
gereinsatz um mehr als 30 % verringert.

Viehbesatz in Bayern:
0,73 DE/ha (Weniger als 1 Rind und 1 Schwein auf
10.000 m2);
(Unterallgäu: 1,22 DE/ha, Main Spessart: 0,25 
DE/ha
Prognose für das Jahr 2000: 0,6 DE/ha (nochmals 
minus 18%).

Minimierungsstrategie im Pflanzenschutz: 
Freiwillig - ohne gesetzlichen Zwang - und durch 
Anwendung neuester pflanzenbaulicher Erkennt­
nisse haben die Landwirte den Einsatz von Pflan­
zenschutzmitteln seit 1990 um mehr als 30 % ver­
ringert.
Und das Resultat läßt sich am besten mit der Aus­
sage des ehemaligen Staatssekretärs Dr. Huber an­
läßlich "10 Jahre Pflanzenschutz - Monitoring in 
Bayern" wiedergeben:
"Gesundheitliche Gefährdungen durch Trink­
wassergenuß bestehen in Bayern nirgends".

B Odenfruchtbarkeit:
Die Bodenfruchtbarkeit hat in Bayern vor dem Hin­
tergrund einer mehr als 1000jährigen Nutzung der 
Böden und einer Vervielfachung der Erträge in den 
letzten Jahrzehnten zu genommen.
Unter diesem Aspekt sind auch pauschale Anschul­
digungen völlig falsch, daß "intensiv" aus Umwelt­
sicht automatisch schlecht, "extensiv" generell po­
sitiv ist.

3. Bayerisches Kulturlandschaftsprogramm - 
Teil A (KULAP)

Mit dem KULAP hat die Bayerische Staatsregie­
rung bereits vor einigen Jahren den Einstieg in die 
Bezahlung von Umweltleistungen unserer Bauern 
verwirklicht.
Der Bayerische Bauernverband hat gemeinsam mit 
der Bayerischen Staatsregierung nun nach zweijäh­
rigem, hartnäckigem Einsatz eine verbesserte För­
derung der bayerischen Grünlandbetriebe erreicht, 
um damit auch der besonderen ökologischen Be­
deutung des Grünlandes gerecht zu werden.
Auch hat der Bayerische Bauernverband wesentlich 
dazu beigetragen, daß die Fördersätze für den öko­
logischen Landbau deutlich angehoben wurden.

Wir brauchen allerdings, sehr geehrter Herr Staats­
minister Bocklet, noch einige Nachbesserungen, 
wie z.B. die flächenbezogene Förderung der Mulch­
saat.
Daß unsere Bauern in hohem Maße bemüht sind, 
noch mehr für die Umwelt zu tun, zeigt auch die 
hohe Beteiligung am Bayerischen Kulturland­
schaftsprogramm: 3 Mio. ha Fläche (90 % der LF) 
werden im Rahmen der Grundförderung besonders 
umweltschonend bewirtschaftet. Darüber hinaus 
gelten für mehr als 550.000 ha besondere Auflagen.

4. Öffentliche Meinung 
"Landwirtschaft und Umwelt"

Diese Leistungen unserer Bauern in Umwelt- und 
Naturschutz werden von der Öffentlichkeit und vor 
allem von den Naturschutzverbänden leider bis heu­
te nicht anerkannt! Nein, das Gegenteil ist der Fall, 
die pauschalen Vorwürfe nehmen zu (z.B. Studie 
von Bund Naturschutz und MISEREOR)! 
Höhepunkt ist für mich z.B. folgendes gewesen: In 
der Zeitschrift des BUND wurde Präsident Sonn­
leitner mit fünf Umweltschweinen ausgezeichnet. 
Bis heute hat es der BUND nicht für nötig gehalten, 
sich für diese Diffamierung zu entschuldigen.

5. Deregulierung

Überall wird zwar von Deregulierung gesprochen, 
doch wird die Regelungs wut - insbesondere was das 
Grundeigentum und die Landnutzung anbelangt - 
weiter vorangetrieben. Beispielgebend führe ich die 
Düngeverordnung an. Für den Berufsstand ist mo­
mentan hierbei das vom Bund beschlossene Kälber- 
Anbindeverbot die Spitze! Der praxisfremde Büro­
kratismus ist hierbei kaum mehr zu überbieten, wo 
doch sogar Tierschützer dieses Anbindeverbot als 
Rückschritt bezeichnen.
Daß eine solche Vorschriften- und Auflagenwut bei 
unseren Bauern zu Verdruß führt, ist für jeden nach­
vollziehbar. Unsere Bauern sagen deshalb: "Das 
Maß ist voll!" Dies gilt es auch im Zusammenhang 
mit den anstehenden Gesetzesnovellierungen auf 
Bundes- und Landesebene zu sehen.

6. Koppelung von Ausgleichszahlungen 
an zusätzliche Umweltauflagen

Im Zusammenhang mit unserem heutigen Thema 
muß ich auch eins klarstellen: Die Koppelung von 
verschärften Umweltauflagen an die preissenkungs­
bedingten Ausgleichszahlungen der Agrarreform 
würde gegen den Beschluß über die Reform der 
gemeinsamen Agrarpolitik von 1992 verstoßen. Da­
mals betonten der EU-Ministerrat und die EU-Kom- 
mission, daß die Ausgleichszahlungen verläßlich 
und dauerhaft sind.
Somit würde die Einkommenswirksamkeit der Aus­
gleichszahlungen durch zusätzliche Umweltaufla­
gen erheblich reduziert.
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Denn es ist nicht möglich, mit einer Zahlung, die 
noch nicht einmal zur Kompensation von preissen­
kungsbedingten Einkommensverlusten reicht, auch 
noch weitere Einkommensminderungen aufgrund 
von weiteren Umweltauflagen auszugleichen. 
Verschärfte Umweltauflagen ohne Ausgleich kön­
nen zudem eine kontraproduktive Wirkung auf die 
Umwelt haben. Sie gefährdet die Existenz der land­
wirtschaftlichen Betriebe und damit auch deren po­
sitive Leistungen in Umwelt und Naturschutz.

7. Novelle des Bayerischen Naturschutzgesetzes

Erster Eindruck zum vorliegenden Entwurf des 
Bayerischen Naturschutzgesetzes aus berufsständi­
scher Sicht:

Anstatt die Naturschutzgesetzgebung zu verein­
fachen gemäß den Vorgaben "schlanker Staat", 
wird alles noch komplizierter.
Stärkung hoheitlicher Maßnahmen wie z.B. 
Schutzgebietsausweisungen.
Große Chance versäumt, privatrechtlichen Ver­
einbarungen einen Vorrang vor Schutzgebiets­
ausweisungen einzuräumen.

Biotopverbundsystem
Die Schaffung eines Biotopverbundsystems kann 
nur über privatrechtliche Vereinbarungen laufen.

Vertragsnaturschutz
Die Verankerung des Vertragsnaturschutzes bleibt 
weit hinter unseren Vorstellungen zurück, da kein 
Vorrang des Vertragsnaturschutzes vor Schutzge­
bietsausweisungen aufgenommen wird, wenn beide 
Instrumente zur Erreichung des Schutzzweckes sich 
anbieten. Auch die Rückholklausel reicht nicht aus. 
Vor allem muß die Dreijahresfrist gestrichen wer­
den.

Landschaftsplanung
Der Gesetzesentwurf bedeutet nichts anderes, daß 
die Aufstellung von Landschaftsplänen praktisch 
obligatorisch wird. Über die Köpfe der Grund­
stückseigentümer und auch der Städte und Gemein­
den sollen hier flächendeckend Planungen erstellt 
werden - und dies in Zeiten leerer Haushaltskassen. 
Oder geht es hier um Arbeitsbeschaffungsmaßnah­
men für Landschaftsplaner? Der Berufsstand lehnt 
eine flächendeckende Landschaftsplanung katego­
risch ab.

Landwirtschaftsklausel
Die "gute fachliche Praxis" der Landbewirtschaf­
tung nach der Eingriffsregelung des Bayerischen 
Naturschutzgesetzes freizustellen, ist und bleibt ein 
Kernpunkt unserer berufsständischen Anliegen.

Grabenfräse/Unterhaltungsmaßnahmen bei Ge­
wässern
Die vorgesehenen Anzeigepflichten für den Einsatz 
von Grabenfräsen bzw. von Unterhaltungsmaß­
nahmen bei Gewässern verursacht einen bürokrati­
schen Aufwand, der mit nichts zu rechtfertigen ist.

Gesetzliches Vorkaufsrecht
Die vorgesehene Erweiterung des Vorkaufsrechtes 
einschließlich der geplanten Einflußmöglichkeiten, 
z.B. bei Auflassungsvormerkungen, ist mit dem im 
Grundgesetz geschützten Recht auf Eigentum nicht 
vereinbar.

Ausgleichsregelung für Nutzungsbeschränkun­
gen in der Land- und Forstwirtschaft
Ein finanzieller Ausgleich für Beschränkungen der 
ausgeübten, ordnungsgemäßen land-, forst- und 
fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung ist drin­
gend notwendig.
Es ist ein Affront, wenn der Vermittlungsausschuß 
in der letzten Woche eine kleine Novelle des Bun­
desnaturschutzgesetzes zur Umsetzung der FFH- 
Richtlinie beschlossen hat, dabei aber die dringend 
erforderliche Ausgleichsregelung einfach wegge­
lassen hat. So können wir keine erfolgreiche Natur­
schutzpolitik betreiben!

8. Umweltpakt

Auch der zwischen dem Berufsstand und der Baye­
rischen Staatsregierung angestrebte Umweltpakt 
steht mit der "Agenda 21" in Verbindung. Der Be­
rufsstand bekräftigt seine Bereitschaft, einen Um­
weltpakt mit der Bayerischen Staatsregierung abzu­
schließen. Dabei muß jedoch auch das Prinzip gel­
ten "Leistung gegen Gegenleistung"

9. Schlußbemerkung

"Naturschutz und Landwirtschaft - quo vadis?" 
Damit Natur- und Umweltschutz insbesondere in 
engem Zusammenwirken mit den Grundeigentü­
mern erfolgreich und auf Dauer durchgeführt wer­
den können, müssen unsere Bauern die Sicherheit 
haben, weiterhin eigenverantwortlich über ihren 
Grund und Boden bestimmen und verfügen zu kön­
nen.
D.h., der einzig richtige Weg ist die Kooperation 
auf Basis privatrechtlicher, freiwilliger Verträ­
ge!
Dies sagte auch Ministerpräsident Dr. Stoiber Prä­
sident Sonnleitner bei einem Gespräch am 6. März 
1995 zu: "Privatrechtliche Vereinbarungen sollten 
grundsätzlich Vorrang vor gesetzlichen Regelungen 
wie Schutzgebietsausweisungen haben." 
Insbesondere ist so die Akzeptanz von Umwelt- und 
Naturschutzmaßnahmen bei den Grundstücks­
eigentümern zu verbessern.
Aufgrund der zuvor genannten Punkte steht für 
den Bayerischen Bauernverband fest, daß der 
bewährte Weg der freiwilligen Kooperation nur 
der einzig richtige und erfolgreiche Weg ist!

Anschrift des Verfassers:

Karl Steiger
Bayerischer Bauernverband 
Max-Joseph-Straße 9 
D-80333 München
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Naturschutz und Landwirtschaft -  quo vadis?
Statement von Hubert WEINZIERL, 1. Vorsitzender des Bund Naturschutz in Bayern e.V.

Ich darf aus der Sicht der deutschen Umweltverbän­
de das Verhältnis Naturschutz/Landwirtschaft auf­
zeigen, so wie wir dies gerade im Zusammenhang 
mit der Diskussion zur EU-Agrarpolitik im Rahmen 
der Agenda 2000 dargestellt haben.

Dabei stützen wir uns auf die Fakten wie sie in den 
verschiedenen Sachverständigengutachten der 
Bundesregierung aufgezeigt sind und kaum als strit­
tig gelten.

Die "Gemeinsame Agrarpolitik" hat in den letzten 
40 Jahren stets die Erhöhung der Produktivität der 
Landwirtschaft generell und die einzelner Betriebe 
zum Ziel gehabt (Art. 39 des EU-Vertrages). Das 
Resultat sind kapital- und energieintensive, spezia­
lisierte Betriebseinheiten, die mit der in offiziellen 
Publikationen dargestellten "heilen Welt" bäuerli­
cher Betriebsformen nicht mehr viel zu tun haben.

Die Instrumente für die Entwicklung waren u.a. die 
Preis- und Abnahmepolitik und einzelbetriebli­
che Förderprogramme. Man bediente sich der 
Flurbereinigung, den Angeboten der vorgelagerten 
Industrie (Dünge-, Pflanzenbehandlungs-, Futter-, 
Tierarzneimittel) und der Agrartechnik etc. Gleich­
zeitig werden durch die Handels- und Güteklassen 
vorrangig Produkte aus diesen im betriebswirt­
schaftlichen Sinne hochproduktiven Betriebsein­
heiten bevorteilt.

Dieser Prozeß, auch "Strukturwandel in der Land­
wirtschaft" genannt, hat es zwar ermöglicht, preis­
günstige Nahrungsmittel zu erzeugen und die Ein­
kommen eines Teils der Landwirte zu verbessern, 
gleichzeitig aber zu ökologischen und sozialen Pro­
blemen geführt.

Die Beseitigung und Beeinträchtigung natumaher 
und natürlicher Biotope und Landschaftselemente 
wie Moore, Feuchtwiesen, Magerrasen, Hecken, 
Feldholzinseln, Feldraine, Bäche, Weiher, Tümpel 
u.a. gefährdet die wildlebenden Tier- und Pflan­
zenarten. Die Ausräumung von Landschaften be­
einträchtigt auch ihren Erholungswert.

Überdüngungen und andere Maßnahmen belasten 
in einigen Regionen Oberflächengewässer und 
Grundwasser. Bodenverdichtungen begünstigen 
Erosionen und damit den Abbau der Humusschicht.

Der Einsatz von Herbiziden führt zu grossen öko­
logischen Belastungen. Die bodenunabhängige 
Tierhaltung verursacht abgesehen von Tier­

schutzaspekten Probleme bei der Abfallbeseiti­
gung und bei Emmissionen (Methan).

Ein Großteil der Arbeitsplätze in der Landwirt­
schaft - und somit im ländlichen Raum - ging ver­
loren. Von den in der Landwirtschaft verbliebenen 
Personen gehört nur ein sehr geringer Teil zu den 
Profiteuren dieser Politik. Das von der Kommission 
im Vorfeld der Agrarreform von 1992 anerkannte 
Problem, daß die Agrarpolitik zu wenigen Bauern 
nutzt, wurde durch die Reform 1992 - wie der Eu­
ropäische Rechnungshof feststellte - nicht gelöst.

Alle aufgelegten Umweltprogramme, auch die der 
"flankierenden Maßnahmen", werden so lange 
Stückwerk bleiben und keine durchgreifenden posi­
tiven ökologischen Veränderungen mit sich brin­
gen, bis erkannt wird, daß die geförderte hohe Pro­
duktivität in der Landwirtschaft an sich zum Prob­
lem geworden ist. In diesem Zusammenhang wird 
daran erinnert, daß die gemeinsame Agrarpolitik 
bislang keine Ansätze zeigte, eine grundlegende 
Neuausrichtung einzugehen. Der "biologische 
Landbau" wird im Rahmen der flankierenden 
Maßnahmen (weniger als 5% der Agrarausgaben 
der EU) nicht etwa gefördert, weil er als ökologisch 
bessere Produktionsaltemative gesehen wird, son­
dern weil er weniger Überschüsse produziert. An­
statt den ökologischen Landbau auf breiter Front als 
Produktionsrichtung zu fördern, anstatt beispiels­
weise die Käfighaltung der Hennen zu verbieten, die 
Milchquote an das Grünland zu binden, neue Han­
delsklassen einzuführen und Festmistprogramme 
aufzulegen, setzt sich die Politik für neue, extreme 
Produktivitätssprünge (Gentechnik, Hormone) ein. 
Dadurch erhalten die betriebswirtschaftlich produk­
tiveren Großstrukturen weitere Vorteile gegenüber 
den Betrieben, die noch nachhaltig wirtschaften.

Flächenhafte Extensivierung der landwirtschaftli­
chen Produktion, speziell in den Gebieten, in denen 
die ökologischen Probleme kumulieren - und dies 
sind die agrarischen Vorranggebiete - ist und bleibt 
die Forderung, die die Umweltverbände an die 
Agrarpolitik stellen. Wir sehen nicht, daß die von 
der Kommission vorgelegten Entwürfe der Agenda 
2000 hierzu entscheidende und richtungsweisende 
Ansätze bieten.

Produktivitätsentwicklung bleibt in der Agenda 
2000 weiter das erste Ziel der gemeinsamen Agrar­
politik, lediglich die Instrumente verändern sich. 
Will man allerdings die Landwirtschaft in ihrer
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Vielfalt erhalten, will man mehr Natur- und Um­
weltschutz im Agrarraum, will man mehr Tier­
schutz, will man kulturelle Werte erhalten und auch 
Arbeitsplätze sichern, will man für eine "nachhal­
tige Landwirtschaft" im umfassenden Sinn eintre- 
ten, dann darf nicht Produktivitätsentwicklung wei­
terhin das Maß aller Dinge sein.

Die Agrarpolitik muß durch eine Änderung der 
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen, durch 
die Umkehr der Entwicklungsschwerpunkte, eine 
ökologische Steuerreform und die Einigung auf bio­
logische und soziale Standards beim Handel, flan­
kiert werden. Ohne derartige Maßnahmen können 
Reformen der "Gemeinsamen Agrarpolitik" allein 
nur Stückwerk bleiben. Die aktuellen Vorschläge 
der Kommission lassen die Priorität für eine natur- 
verträgliche Produktion in Europa nicht erkennen. 
So konkurrieren die freiwilligen positiven Instru­
mente (z.B. die Agrarumweltprogramme) mit den 
klassischen Anreizen zur Produktivitätssteigerung 
wie Marktordnungen und Agrarstrukturförderung. 
Die Agrarpolitik bleibt auch nach der Umsetzung 
der Kommissionsvorschläge inkohärent.

Als weltgrößter Importeur von Agrarerzeugnissen 
und Emährungsgütem, zweitgrößter Exporteur und 
als führende Macht bei der Forschung und Entwick­
lung von Agrartechnologie und landwirtschaftli­
chen Betriebsmitteln muß die EU die sozialen und 
ökologischen Außenwirkungen ihrer landwirt­
schaftlichen Aktivitäten mitberücksichtigen. Auch 
wenn die wachsende Nachfrage nach Nahrungsmit­
teln in Entwicklungsländern nur zum Teil aus deren 
Eigenproduktion gedeckt werden und der EU als 
Versorger der Weltmärkte größere Bedeutung zu­
kommen kann, ist folgender Zusammenhang zu be­
achten:

Bei steigenden Weltmarktpreisen für Nahrungs­
mittel können viele devisenschwache arme Ent­
wicklungsländer, die auf Nahrungsmittelimpor­
te angewiesen sind, ihre Bevölkerung nicht 
mehr durch Importe ernähren. Sie werden da­
durch aber einen höheren Selbstversorgungs­
grad erreichen. Die EU sollte daher die Mittel 
für finanzielle, technische Entwicklungshilfe 
und Nahrungsmittelhilfe aufstocken.
Um dem zunehmenden Liberalisierungsdruck 
zu begegnen, sollte die EU mit den armen 
Entwicklungsländern (LDCSs), besonders den 
Nettonahrungsmittelimportländem (LIFDCs) 
eng kooperieren. Zusammen mit diesen Ländern 
muß die EU ihre Landwirtschaft entsprechend 
den Prinzipien der Nachhaltigkeit weiterent­
wickeln, gerade auch gegenüber dem Welthan­
delsabkommen WTO.

Deshalb fordert der Deutsche Naturschutzring 
(DNR) als Dachverband der deutschen Natur- 
und Umweltschutzverbände:

1. Die Landwirtschaft Europas bedarf als flächen­
haft gebundene Produktion des Außenschutzes

und kann sich nur in gewissem Umfang dem 
Weltmarkt öffnen. Im Zuge dieses Prozesses 
sind ökologische und soziale Mindeststandards 
beim Welthandelsabkommen WTO zu ent­
wickeln und anzuwenden. Gleichzeitig müssen 
regionale agrarische Wirtschaftskreisläufe ge­
stärkt werden. Exportsubventionen müssen ge­
strichen werden, da dies zu einer massiven Ver­
drängung einheimischer Produzenten in den 
Entwicklungsländern führt.

2. Die bisherige Form der Preisstützung hat zu 
einer erheblichen Überschußproduktion geführt 
und falsche Strukturen gefördert. Dies ist in 
dieser Form nicht aufrechtzuerhalten.

3. Bis zur Umsetzung einer Agrarpolitik, die den 
Ansprüchen der Nachhaltigkeit genügt und die 
den Bauern ein angemessenes Einkommen über 
den Verkauf umweltverträglich hergestellter 
Produkte garantiert, sind angesichts der unter­
schiedlichen Preis- und Kostensituation in den 
Mitgliedsstaaten regional differenzierte und 
zeitlich befristete Ausgleichszahlungen fü r 
Einkommensverluste aufgrund von Preissen­
kungen erforderlich. Sie sind an konkrete öko­
logische Auflagen zu binden und dürfen nach 
einer Übergangsfrist von 10 Jahren nur noch für 
anerkannte ökologische oder gleichwertige Pro­
duktionsverfahren zur Verfügung stehen. Der 
Vorschlag der Agenda 2000, für Ausgleichszah­
lungen betriebsbedingte Obergrenzen vorzuse­
hen, findet aus sozialen Gründen Unterstützung.

4. Als weitere Lenkungsmaßnahmen in Richtung 
Extensivierung sind die Besteuerung von Dün­
gemitteln und Pestiziden, ein Verbot grundwas- 
sergefährdender Pestizide, ein Verbot der Hor­
monanwendung und des Einsatzes der Gentech­
nik in der Landwirtschaft und bei der Lebens­
mittelproduktion sowie eine deutliche Reduzie­
rung betriebsfremder Futtermittel, insbesondere 
bei Importen und bei Antibiotika, die dem Futter 
beigegeben werden, vorzusehen. Angestrebt 
werden sollten zudem neue Güte- und Handels­
klassen, die Anforderungen des Umweltschut­
zes berücksichtigen.

5. Die bei der Milch- und Rindfleischproduktion 
vorgesehenen tierbezogenen Ausgleichzahlun­
gen sollten durch Grünlandbewirtschaftungs­
prämien ersetzt werden. Dies stützt ebenso wie 
die erfreulicherweise vorgesehene Abschaffung 
der Silomaisprämie die aus Naturschutzsicht 
wichtige Grünlandnutzung.

6. Ausdrücklich begrüßt wird auch die vorgeschla­
gene bessere finanzielle Ausstattung der Agrar­
umweltprogramme zur Abgeltung der über die 
gesetzlich erforderlichen Maßnahmen hinaus 
freiwillig erbrachten und nachprüfbaren Um­
weltschutzleistungen. Wir fordern eine Erhö­
hung des Kofinanzierungsanteils der EU von 
50% auf 75% und von 75% auf 90% in Ziel 1 
Gebieten. Insgesamt müßte eine deutliche Erhö­
hung des für die Programme bereitgestellten
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Budgets bis zum Jahre 2006 erreicht werden. 
Die Förderung sollte auch für Gebiete mit inten­
siver Landwirtschaft attraktiv sein.

7. Unterstützt wird der Vorschlag der EU-Kom- 
mission, die Finanzierungsinstrumente für be­
nachteiligte Gebiete zukünftig aus der Abtei­
lung Garantie des Europäischen Ausrichtungs­
und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) zu finanzieren und sie zur Förderung 
extensiver Produktionsverfahren einzusetzen. 
Wir schlagen in diesem Zusammenhang vor, die 
Idee der Kommission konsequent weiterzuent­
wickeln und die Ausgleichszuage für benachtei­
ligte Gebiete vor allem auf solche mit großer 
ökologischer Bedeutung zu konzentrieren.

8. Begrüßt wird die Ankündigung der EU-Kom- 
mission, basierend auf dem Konzept der Konfe­
renz von Cork, eine flächendeckende Politik für 
den ländlichen Raum zu sichern. Wir vermis­
sen im Rahmen der ländlichen Strukturpolitik 
jedoch ein klares Bekenntnis zu einer nachhalti­
gen Entwicklung. Hierzu gehört vor allem der 
Ausbau von regenerativen Energiequellen, so­
wie der Aufbau von regionalen Verarbeitungs­
und Vermarktungsstrukturen. Notwendig ist 
auch eine deutliche Erhöhung des verfügbaren 
Finanzvolumens des EAGFL im Jahre 2006.

9. Wir halten es auch für richtig, für die Agrar­
strukturpolitik die Abteilung Garantie des 
EAGFL zu öffnen und begrüßen die Fortsetzung 
der integrierten ländlichen Entwicklungspro­
gramme in den Ziel 1 Gebieten. In Ziel 2 Ge­
bieten befürchten wir eine Bevorzugung urbaner 
Problemregionen und fordern hier eine explizite 
Nennung auch der ländlichen Räume. Die EU- 
Kommission wird aufgefordert, die Gemein­
schaftsinitiative für ländliche Räume "LEA­
DER" zu erhalten, mit einem höheren Finanzvo­
lumen auszustatten und für eine flächendecken­
de Inanspruchnahme des LEADER Programms 
Sorge zu tragen.

10. Die Integration der mittel- und osteuropäischen 
Länder bietet den Anlaß, die EU-Agrarpolitik zu 
reformieren. Zur Vorbereitung auf ihren Beitritt 
sind diese Länder ab sofort über die Möglichkei­
ten zum Erhalt, zur Etablierung und Förderung

einer naturverträglichen Landwirtschaft zu in­
formieren. Zur Etablierung und Umsetzung von 
Agrarumweltprogrammen sollte die Kommissi­
on bereits im Vorfeld gezielte finanzielle Unter­
stützung leisten. Wir schlagen vor, daß die Ver­
wendung der Finanzmittel, die für die mittel- 
und osteuropäischen Länder im Rahmen der 
Agrarpolitik zur Verfügung gestellt werden, 
zu mindestens 50% der nachhaltigen Ent­
wicklung ländlicher Räume und zu 25% 
agrarumweltpolitischen Maßnahmen zur Si­
cherung von Natur- und Umweltschutz die­
nen sollen.

Zusammenfassend darf ich feststellen, daß bei der 
Fortführung der derzeitigen Agrarpolitik die land­
wirtschaftlichen Familienbetriebe und der klassi­
sche Bauernhof auf der Roten Liste stehen.

Dennoch steht die Gesellschaft zu ihrer Landwirt­
schaft als Teil der Kultur und der Identität des 
ländlichen Raumes und des Wesens seiner Dörfer.

Und die Gesellschaft ist auch bereit dafür Honorare 
zu bezahlen. Sie erwartet dafür aber auch ökologi­
sche Gegenleistungen und einen anständigen Um­
gang mit der Natur auf der Gesamtfläche. Ich ergrei­
fe erneut die Gelegenheit, der Landwirtschaft die 
Hand zum Bündnis zu reichen und bitte die alten 
Feindbilder vom Naturschutz einzupacken. Viel­
mehr steht heute einer schwindenden Anzahl von 
knapp 500 000 Landwirten eine wachsende Schar 
organisierter Naturschützer, es sind über fünf Mil­
lionen, die im Deutschen Naturschutzring zusam­
mengeschlossen sind, gegenüber.

Dieser Pakt zwischen Bauern, Naturschützem und 
Verbrauchern sollte unser gemeinsames Ziel an der 
Schwelle zum dritten Jahrtausend sein.

Anschrift des Verfassers:

Hubert Weinzierl
1. Vorsitzender des
Bund Naturschutz in Bayern e.V.
Schloß Wiesenfeiden
Postfach 40
D-94343 Wiesenfeiden
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Naturschutz und Landwirtschaft - quo vadis?
Statement von Staatsminister Dr. Thomas GOPPEL

Sehr verehrter Herr Kollege Bocklet, 
sehr geehrter Herr Generalsekretär Steiger, 
sehr geehrter Herr Vorsitzender Weinzierl, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen 
des Bayerischen Landtags, 
sehr geehrte Vertreter der Kommunen, 
der Verbände und der Medien, 
verehrter Herr Akademie-Direktor, 
meine sehr geehrten Damen und Herren!
Allen, die sich die Zeit genommen haben, an dieser 
Fachtagung unserer Bayerischen Akademie für Na­
turschutz und Landschaftspflege teilzunehmen:
Ein herzliches Willkommen!
Nach all den Rückblicken und Bilanzen zum Jahres­
ende 1997 ist es jetzt nach Neujahr richtig, den Blick 
wieder nach vorne zu richten. - Genau dazu hat uns 
die ANL für heute nach Erding gebeten.
Sie pflegt inzwischen als gute Tradition, jeweils bei 
der Auftaktveranstaltung zum neuen Jahrespro­
gramm aktuelle, für ihre zukünftige Arbeit bedeut­
same Themen zu erörtern - gemeinsam mit Vertre­
tern aus Politik, Verwaltung und Verbänden. Sogar 
im selben Rahmen, am selben Ort, hat hier z.B. die 
Auftaktveranstaltung zum Europäischen Natur­
schutzjahr 1995 stattgefunden. Ebenso ist zu erin­
nern an die Auseinandersetzung mit der Neurege­
lung der Europäischen Verträge aus Naturschutz­
sicht.
Von seiner Bedeutung her paßt gerade auch das 
Thema "Naturschutz und Landwirtschaft" bestens 
zu dieser Reihe. Daß heute Vertreter beider Seiten 
teilnehmen und sich der gemeinsamen Problematik 
auch bewußt sind, verdient Anerkennung und macht 
uns zuversichtlich auch für die Zukunft.
"Quo vadis?" - sind wir heute beide gefragt. Trotz 
dieses Zitatappells sehe ich aber für die heutige 
Tagung eher keine Analogie zu dem berühmten 
gleichnamigen Roman. Darin geht es bekanntlich 
um die historische Auseinandersetzung des mächti­
gen, freilich längst dem Untergang geweihten Rö­
mischen Weltreiches mit dem aufstrebenden, jun­
gen Christentum. Unsere Ausgangssituationen so­
wohl in der Landwirtschaft wie im Naturschutz sind 
dafür in der Tat zu unterschiedlich. Vor allem bin 
ich mir sicher, daß sowohl mein Kollege Bocklet als 
auch ich selber - daß wir beide alles daran setzen 
werden, damit von unserem Partner-Verhältnis aus 
Naturschutz und Landwirtschaft später einmal we­
sentlich mehr übrig bleibt als im Roman - mehr als 
nur eine verwischte Inschrift "Quo vadis, domine?" 
in irgendeiner Kapelle.

Um zu erkennen, wie schicksalhaft unsere beiden 
Bereiche verbunden sind, brauchen wir keine Ro­
mane. Wie sehr sie wechselseitig aufeinander ein­
wirken -ja, wie sehr sie voneinander abhängig sind, 
wird immer offenkundiger: Nur in einer intakten 
Umwelt ist auf lange Sicht auch eine nachhaltige, 
erfolgreiche Landbewirtschaftung denkbar. So 
wie es ohne ihre Hilfe umgekehrt in unserem so 
dicht erschlossenen und besiedelten Land auch kei­
nen funktionsfähigen Naturhaushalt und keine 
Landschaftsvielfalt geben kann.

Um so aktueller und richtiger ist die Fragestellung 
nach unseren zukünftigen Wegen - auch wenn die 
bisherigen natürlich nicht völlig falsch waren: So­
wohl die Landwirtschaft als auch die Naturschutz­
politik bemühen sich seit vielen Jahren ebenso ver­
antwortungsbewußt wie erfolgreich, in ihren Ziel­
setzungen voranzukommen. Dies hat zum einen der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung ausreichende 
Lebensbedingungen gesichert. Zum anderen hat es 
unsere natürlichen Lebensgrundlagen vor nachteili­
gen Veränderungen bewahrt.

Wir können, gerade hier in Bayern, trotz aller Pro­
bleme und Schwierigkeiten über das bisher Erreich­
te in der Landwirtschaft wie beim Naturschutz 
durchaus zufrieden sein. Und wenn zunächst beim 
Stichwort "Neue Wege" erst jeder einmal an seinen 
eigenen Bereich denkt und hier weitere Fortschritte 
erzielen möchte, dann ist auch das verständlich und 
völlig in Ordnung.

Unsere jetzige große Chance liegt meines Erachtens 
darin, daß derzeit beide Bereiche Wege beschreiten, 
die zueinander führen: Wege, die man jedenfalls 
problemlos nebeneinander gehen kann, wenn nicht 
gar in ganz bewußter, gewünschter Gemeinschaft 
und Kooperation. Diesen engen Zusammenhang 
zwischen Landwirtschaft und Umweltschutz er­
kennt und honoriert nach meiner Beobachtung auch 
die Öffentlichkeit in zunehmendem Maß.

Lassen Sie mich das kurz erläutern:
Bei all ihren bisherigen, Bemühungen um die Siche­
rung bestimmter ökologisch wertvoller Flächen 
sind sich die Naturschützer heute darüber im klaren, 
daß sie langfristig nur dann Erfolg haben werden, 
wenn ihrer Naturschutzarbeit auch ausreichende 
Flächenanteile zur Verfügung stehen. Die dafür not­
wendige Größenordnung ist allein mit hoheitlichen 
Mitteln nicht erreichbar. Mit anderen Worten: 
Beim Naturschutz sind wir langfristig auf die Hilfe 
und Bereitschaft der Grundeigentümer angewiesen:
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vor allem auf unsere Land- und Forstwirte, die über 
rund Dreiviertel der Landesfläche verfügen.
Deren Verbände machen ihrerseits darauf aufmerk­
sam, daß viele von ihnen allein mit dem Einkommen 
aus der Nahrungsmittel- und Rohstoffproduktion 
schon jetzt kaum mehr existieren können. Zu recht 
verweisen sie immer stärker auch auf die von ihnen 
erbrachten Wohlfahrtsleistungen für die Allgemein­
heit - insbesondere auf ihre Beiträge zur Erhaltung, 
Pflege und Gestaltung unserer heimatlichen Kultur­
landschaft.
Den hohen Erholungswert unserer natumahen, viel­
fältigen Landschaft verdanken wir in der Tat seit eh 
und je in hohem Maße auch unserer Land- und 
Forstwirtschaft!
Daraus ergibt sich als erstes gemeinsames Ziel:
Wir brauchen beides gleichzeitig!
Naturschutz und Bewirtschaftung in der Fläche!
Es darf keinesfalls zu einer Aufspaltung der Land­
nutzung kommen: zu intensiv genutzten Produkti­
onsflächen hier und zu nicht genutzten Brachflä­
chen dort. Das würde die Identität unserer bayeri­
schen Kulturlandschaft unwiederbringlich verän­
dern bzw. zerstören.
Wir brauchen daher auch künftig die landwirt­
schaftliche Nutzung - schon deshalb, weil zahllose 
ökologisch besonders wertvolle Lebensräume über­
haupt erst auf Grund der traditionellen bäuerlichen 
Nutzung unserer Kulturlandschaft entstanden sind. 
Daß solche Nutzungsformen nicht aufgegeben, son­
dern erhalten werden, ist daher ein zentrales Natur­
schutzanliegen.
Es besteht kein Zweifel daran, daß unsere Arbeit 
langfristig scheitern wird, wenn wir die Ziele des 
Naturschutzes nicht letztlich auf der gesamten Flä­
che berücksichtigen können - selbstverständlich in 
unterschiedlicher Intensität, Art und Weise.
Eine Naturschutzpolitik, die sich lediglich auf eini­
ge Maßnahmen auf wenigen ausgewählten Flächen 
beschränkt, kämpft letztlich von Anfang an auf ver­
lorenem Posten. Wir bemühen uns daher im Sinne 
einer umweltgerechten nachhaltigen Entwicklung 
um qualitative Verbesserungen prinzipiell im Hin­
blick auf die gesamte Fläche - d.h. um eine generel­
le, vernünftige Verbindung von Schutz und Nut­
zung.
Das Ziel des Naturschutzes ist letztlich ein funkti- 
ons- und leistungsfähiger Naturhaushalt, in dem 
menschliche Eingriffe das notwendige Maß nicht 
überschreiten. Wir verstehen das vorrangig als fach­
liches Ziel, um der Natur weitestgehende Entwick­
lungsmöglichkeiten einzuräumen - im Rahmen un­
serer personellen und finanziellen Möglichkeiten, 
die uns für die Naturschutzarbeit insgesamt zur Ver­
fügung stehen und stehen werden.
In der Verwirklichung eines landesweiten Bio­
topverbundsystems sehen wir das Grundgerüst un­
serer künftigen Naturschutzarbeit. Nicht zuletzt 
werten wir damit auch unsere sogenannten Kemge- 
biete des Naturschutzes auf - Nationalparke, Natur­
schutzgebiete oder geschützte Landschaftsbestand­
teile: diese können dann über solche Strukturen

mehr als bisher für den gesamten Naturhaushalt 
leisten.
Unser Engagement für dieses Ziel hat uns freilich 
eines bereits verdeutlicht: Wir werden es nur errei­
chen, wenn wir die Gesellschaft von seiner Notwen­
digkeit überzeugen und sie zur Mitwirkung begei­
stern können. Deshalb verbessern und steigern wir 
die Kooperation mit Kommunen, Verbänden und 
den betroffenen gesellschaftlichen Gruppen und 
Privatpersonen.
Gute, partnerschaftliche Zusammenarbeit auf frei­
williger Basis - das ist für die Herstellung solcher 
Verbundstrukturen das A und O. Die Prinzipien der 
Gleichrangigkeit und Kooperation müssen wir folg­
lich als künftigen Weg der Naturschutzarbeit ganz 
wesentlich stärken.
Neue Chancen eröffnen sich dadurch für unsere 
Naturschutzverwaltung - in einer künftig mehr be­
ratenden und verhandelnden Rolle.
Neue Chancen ergeben sich in der Praxis aber zu­
gleich für alle Beteiligten, einfach weil Verbund­
strukturen von Haus aus über eine größere Band­
breite der Möglichkeiten verfügen - weil sie nicht 
starr für ganz bestimmte Flächen festgelegt sind, 
sondern flexibel gestaltet werden können: als relativ 
schmale Randstreifen, als Heckengürtel und Wald­
säume - bis hin zu großen, extensiv genutzten Flä­
chen oder Uferbereichen an Gewässern.
Vor allem vergrößern sich so die Chancen zum 
Mitmachen. Jeder Beitrag ist ein Mosaikstein mehr 
im Aufbau des Gesamtsystems. Unsere Erfahrun­
gen, die wir mit den bisher in Gang gesetzten rund 
150 Projekten gemachten haben, sind ausgespro­
chen erfreulich. Hervorheben darf ich dabei vor 
allem die ebenso breite wie bunte Palette der Mit­
wirkenden. Sie schließt andere Fachverwaltungen 
ein, Kommunen, Verbände und vielerlei sonstige 
gesellschaftliche Gruppen. Als wichtiges Erfolgsre­
zept haben sich dabei frühzeitige Kontaktaufnah­
men mit allen Betroffenen erwiesen, insbesondere 
mit den Grundeigentümern, außerdem die Abspra­
che der möglichen gemeinsamen Maßnahmen so­
wie nicht zuletzt auch die Inanspruchnahme der 
verschiedenen hierfür in Betracht kommenden fi­
nanziellen Fördermaßnahmen.
"Quo vadis?" -hat die Frage geheißen; unsere Ant­
wort ist klar und konsequent. Insofern bin ich, was 
den zukünftigen Weg des Naturschutzes bei uns in 
Bayern betrifft, ausgesprochen optimistisch:
Wir haben unsere fachlichen Hausarbeiten weitge­
hend erledigt und können jederzeit unsere natur­
schutzfachlichen Vorstellungen anhand von ent­
wickelten Plänen, Konzepten und Programmen in 
die Verhandlungen einbringen.
So haben wir im letzten Jahr für alle 71 bayerischen 
Landkreise unser Arten- und Biotopschutzpro­
gramm fertigstellen können - eine zentrale fachliche 
Grundlage, um die uns andere Länder beneiden. 
Hier verweise ich ausdrücklich nochmals auf den 
rein fachlichen, d.h. nicht rechtsverbindlichen Cha­
rakter dieses Programms: Seine Umsetzung in den 
dafür notwendigen Verfahren erfolgt in gegenseiti­
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ger Absprache auf freiwilliger Basis bzw. durch 
gezielte Fördermaßnahmen.
Im Rahmen unseres Vertragsnaturschutzprogramms 
finden bereits seit 14 Jahren die Leistungen unserer 
Landwirte für unsere Kulturlandschaft die ihnen 
gebührende Anerkennung. Wir fördern dabei finan­
ziell bestimmte Nutzungsformen, die aus ökologi­
scher Sicht wichtig und notwendig sind. Mit diesem 
Programm haben wir seinerzeit ein völlig neues 
Modell der Partnerschaft von Landwirtschaft und 
Naturschutz geschaffen. Es hat sich prächtig fort­
entwickelt und schlägt inzwischen mit rund 40 Mio. 
DM pro Jahr zu Buche.
Wir intensivieren auch sonst auf breiter Front die 
Zusammenarbeit mit allen maßgeblichen großen 
Gruppen und Wirtschaftsbereichen - im gesamten 
Umweltschutz, aber auch speziell im Naturschutz.

Das gilt etwa für das vor zwei Jahren gegründete 
Umweltforum Bayern.
Das gilt ganz besonders für den derzeit von der 
Staatsregierung mit dem Bayerischen Bauern­
verband verhandelten Umweltpakt Landwirt­
schaft.
Es gilt genauso für die vielen, fast überall prak­
tizierten Gesprächgruppen von Verwaltung, Na­
turschutz - und Nutzerverbänden.

Sie alle sind unverzichtbare Partner auf unserem 
neuen Weg - in unserem Bemühen um eine langfri­
stige, erfolgreiche Naturschutzarbeit in Bayern. 
Meine Damen und Herren, mein Beitrag wäre sicher 
unvollständig, wenn er den aus unserer Sicht wün­
schenswerten Weg der Landwirtschaft ausklam­
mem würde.
Eins dazu gleich vorweg:
Wir können die sogenannten "Agrarumweltmaß­
nahmen" nicht gratis erwarten - als kostenloses Ne­
benprodukt landwirtschaftlicher Erzeugung. Viel­
mehr sollten wir darin für unsere Landwirtschaft 
eine Chance sehen, der angesichts der Situation im 
Welthandel immer größere Bedeutung zukommt. 
Allen Beteiligten sollte klar sein: Die honorierten 
Umweltleistungen der Landwirtschaft dienen einer­
seits dem Natur- und Umweltschutz; zugleich tra­
gen sie zur Erhaltung der Bewirtschaftung im länd­
lichen Raum bei, sichern bäuerliche Existenzen und 
gewährleisten die Wettbewerbsfähigkeit.
Der Land- und Forstwirtschaft ist in diesem Zusam­
menhang hoch anzurechnen, daß sie sich immer 
klarer wieder zu ihren ökologischen Wurzeln be­
kennt - zum Bewußtsein, daß ein Wirtschaften ge­
gen die Natur weder sinnvoll noch möglich ist.
Der Bauer weiß sehr wohl, daß letztlich seine ganze 
Tätigkeit vom Grundsatz her auf Nachhaltigkeit 
angelegt ist.
Das darf ich um so lieber hervorheben, nachdem 
hierzu der Präsident des Deutschen und Bayeri­
schen Bauernverbandes höchstpersönlich, Herr 
Gerd Sonnleitner, im soeben erschienen Buch der 
Bundesumweltministerin "Der Preis des Überle­
bens" unter anderem wörtlich festgestellt hat:
"Wir sind umweltbewußter geworden, wir haben

den Gedanken der Nachhaltigkeit, des Erhalts der 
Natur und Umwelt, der Kreisläufe und der Verbes­
serung von Natur, Wasser, Boden in unserer Arbeit 
fest verankert."
Besonders erfreulich ist, daß solchen Worten auch 
konkrete Taten entsprechen: - die zum Teil ganz 
erhebliche Reduzierung des Einsatzes von Stick­
stoff, Phosphat oder Pflanzenschutzmitteln z.B.; 
ganz zu schweigen vor allem von der steigenden 
Bereitschaft zur Mitwirkung an einer Fülle von 
Umwelt- oder Naturschutzprogrammen.

Um so eher akzeptiert eine breite Öffentlichkeit, daß 
auch Einkünfte aus Leistungen für die Allgemein­
heit - gerade im Umgang mit den natürlichen Res­
sourcen - Bestandteil des bäuerlichen Einkommens 
sind oder noch werden. Diesen Weg verfolgt mit 
dem Kulturlandschaftsprogramm unser Landwirt­
schaftsministerium und mit dem Vertragsnatur­
schutzprogramm das Umweltministerium. Beide 
Instrumente zusammen wirken sich so effektiv aus, 
daß sie mittlerweile auch viele andere Länder über­
nommen haben. Um für unsere bayerische Land­
wirtschaft bei ihren Bemühungen um den Erhalt und 
die Pflege der Kulturlandschaft ein Optimum an 
Fördermöglichkeiten zu erreichen, nutzen wir selbst­
verständlich auch alle Möglichkeiten der Kofinan­
zierung durch die Europäische Union.

Auch der EU ist neuerdings landwirtschaftliches 
Engagement für den Naturschutz ein großes Anlie­
gen. Lassen Sie mich hier anstelle eigener Bewer­
tungen einen sicher berufenen Insider zitieren - den 
Kommissar für Landwirtschaft und Entwicklung 
des ländlichen Raums, Herrn Franz Fischler. In 
einer Informationsschrift der Europäischen Kom­
mission vom April 1997 hat er speziell der Verbin­
dung zwischen dem Bauern und seiner Umwelt eine 
geradezu existentielle Bedeutung zugemessen und 
dazu wörtlich folgendes ausgeführt:
"Aus diesem Grund hat in den letzten Jahren gerade 
in der Agrarpolitik eine Umorientierung stattgefun­
den, die die nachhaltige und umweltschonende Er­
zeugung von Nahrungsmitteln über eine Produkti­
onsweise stellt, die sich nur an quantitativen Zielen 
orientiert. Zusätzlich haben auch Anliegen wie die 
Erhaltung der Artenvielfalt oder die Landschafts­
pflege zunehmend an Bedeutung gewonnen.

Die gemeinsame Agrarpolitik trägt diesen neuen 
Zielen Rechnung, indem sie durch die Förderung 
von Umweltprogrammen und einer extensiven 
Viehhaltung dem nachhaltigen Wirtschaften den 
Vorrang einräumt. Der Umweltschutz ist heute, wie 
in den Maastrichter Verträgen festgelegt, in die 
gemeinsame Agrarpolitik integriert. Doch noch 
sind wir nicht am Ende des Reformweges angelangt. 
Es gibt noch viel zu tun..."

Diese Aussagen der EU-Kommission:
die Instrumente des Umweltschutzes zur nach­
haltigen Entwicklung des ländlichen Raumes zu 
fördern

25



und eine verbesserte Einbeziehung von Um­
weltzielen in die gemeinsame Agrarpolitik an­
zustreben,

haben meine Kollegen und ich auf unserer letzten 
Umweltministerkonferenz (5./6. Nov. 1997) in Er­
furt ausdrücklich begrüßt.
Ansätze hierzu finden sich auch bereits in der zur 
Zeit äußerst kontrovers diskutierten sogenannten 
"AGENDA 2000". - Wenngleich erhebliche Beden­
ken auch in vielen anderen Bereichen gegen sie 
geltend gemacht werden müssen, auch sie unter­
nimmt zumindest einen weiteren Versuch zur Inte­
grierung von Umweltanforderungen in die Agrar­
politik und erhofft sich davon eine Verbesserung 
der Zusammenarbeit beider Bereiche. Sehr bemer­
kenswert dabei ist, daß künftig dem Landwirt, so­
bald er bestimmte Leistungen für die Umwelt er­
bringt, direkte Beihilfen gewährt werden sollen - 
unabhängig von der produzierten Menge.
Daß Überlegungen dieser Art woanders bereits zur 
Realität geworden sind, entnehme ich einem Beitrag 
aus der "Agrarsozialen Gesellschaft e.V. ländlicher 
Raum" (Ende 1996). Demnach hat die Schweiz 
bereits 1992 zum Ausgleich von verringerten Preis­
stützungen produktabhängige Zahlungen einge­
führt. Sie setzen sich zusammen aus einem betriebs­
bezogenen Sockelbetrag und einer Flächenprämie. 
Bei der dortigen Agrarreform machen inzwischen 
die Ausgaben für flankierende Maßnahmen zu Gun­
sten des Umweltschutzes rund 40 % der Gesamtaus­
gaben für die Reform aus.
Eine deutliche Mehrheit der Schweizer Bevölke­
rung hat diesen Weg im Jahre 1996 sogar durch ein 
Volksreferendum verfassungsrechtlich abgesichert: 
Ein neuer Verfassungsartikel ermöglicht seither bei 
ökologischen Leistungsnachweisen direkte Ein­
kommenszahlungen an die Landwirtschaft.
Es mag sein, daß dieses Schweizer Modell nicht voll

auf Deutschland oder die EU übertragbar ist. Vom 
Grundsatz her zeigt es aber einen Weg auf, wie sich 
auch bei uns die Zielsetzungen der Umwelt- und 
Landwirtschaftspolitik miteinander verzahnen und 
stärken lassen.
Daß die Belange des Umwelt- und Naturschutzes 
auf allen Ebenen immer weiter in die Überlegungen 
zur künftigen gemeinsamen Agrarpolitik einbezo­
gen werden sollen, begrüßt die Naturschutz-Seite 
ohne Einschränkungen. Gerade der Natur- und Um­
weltschutz bietet der Landwirtschaft ein weites Be­
tätigungsfeld - immer mehr neue Wege werden sich 
öffnen.
Wie die Zukunft von Naturschutz und Landwirt­
schaft aussehen wird, wissen wir nicht genau. Die 
Chancen jedoch waren wohl noch nie so groß, daß 
beide in wachsendem Maße voneinander profitie­
ren. Wir haben es in der Hand, das durchaus auch 
konfliktträchtige Verhältnis von Naturschutz und 
Landwirtschaft auf eine neue Basis zu stellen, die 
von Offenheit, gegenseitigem Verständnis und ge­
meinsamem Bemühen um unsere natürlichen Le­
bensgrundlagen getragen ist.
Ergreifen und nutzen wir jede sich bietende Gele­
genheit dazu!
Der heutigen Fachtagung wünsche ich in diesem 
Sinne, daß sie hierzu einen wirksamen Beitrag lei­
sten kann.

Anschrift des Verfassers:

Staatsminister
Dr. Thomas Goppel
Bayerisches Staatsministerium für
Landesentwicklung und Umweltfragen
Rosenkavalierplatz 2
D-81925 München
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Naturschutz im 21. Jahrhundert
*

-  welche Entwicklungen sind zu erwarten oder zu befürchten -

Norbert KNAUER

Naturschutz ist zukunftsorientiert. Damit die in der 
Gegenwart entwickelten Leitbilder nicht nur 
Wunschdenken bleiben, sollte wenigstens für die 
freie Landschaft der Versuch einer Vorausschau 
gemacht werden. Für eine solche Vorausschau auf 
den Naturschutz im 21. Jahrhundert fehlen aller­
dings solche Daten, die eine berechenbare Sicht in 
die Zukunft ermöglichen könnten. Beim Versuch 
einer solchen Vorausschau befinden wir uns in einer 
schwierigen Situation. Die Bedingungen für eine 
solche Vorausschau sind viel ungünstiger als jene 
für eine mehrtägige Wettervorhersage. Die Meteo­
rologen können für ihre Vorhersage noch eine Fülle 
von Meßwerten benutzen und haben leistungsfähige 
Großrechner zur Verfügung. Ihre Vorhersage ist 
trotzdem oft sehr allgemein und trifft nicht immer 
zu. Im Naturschutz können wir für die Abschätzung 
der Situation in den nächsten zehn, zwanzig oder 
auch mehr Jahren dagegen nur die Entwicklung bis 
zur Gegenwart betrachten und im Sinne einer 
Trendbeschreibung überlegen, wie sich die Men­
schen wohl gegenüber den Lebewesen und den an­
deren Bestandteilen der Natur in der Zukunft ver­
halten werden. Davon hängt schließlich die Ent­
wicklung unserer Kulturlandschaft ab. In der Ge­
genwart wird das Verhalten der Menschen überwie­
gend von ökonomischen Überlegungen beeinflußt. 
Ökonomische Parameter bestimmen die von den 
Menschen anerkannten Werte und Normen in sehr 
viel stärkerem Maße als etwa ökologische Parame­
ter. Immer dann, wenn Maßnahmen des Naturschut­
zes tatsächliche oder vermeintliche Ertragsein­
bußen, Handlungsbeschränkungen usw. mit sich 
bringen, stellen sich die davon betroffenen Gruppen 
gegen solche Maßnahmen. Viele Menschen kennen 
die ökologischen Parameter halt nicht, und auch 
nicht die Bedeutung der Verschlechterung der öko­
logischen Bedingungen für alle Lebewesen. Es sieht 
so aus, als ob das auch in den nächsten Jahrzehnten 
so bleiben wird.

Wir können uns am Übergang ins 21. Jahrhundert 
aber nicht auf ein Wunder bei der Entwicklung des 
Lebensraumes für Menschen, Tiere und Pflanzen 
verlassen, auch nicht auf ein neues Wirtschaftswun­
der, bei dem sich die Erhaltung der Natur als großes

und allgemein bedeutendes Wirtschaftsgut hervor­
hebt, so daß die verschiedenen Verfahren der Ein­
zelwirtschaften dieses Naturgut als in besonderem 
Maße zu fördernd betrachten werden. Nein, ein 
solches Wirtschaftswunder wird nicht eintreten. 
Wir müssen daher selbst und aktiv nach Wegen zur 
Erhaltung der biotischen und abiotischen Vielfalt 
suchen. Es geht beim Naturschutz im 21. Jahr­
hundert nicht um die nächsten zehn oder zwanzig 
Jahre. Es geht um den Lebensraum unserer Enkel 
und deren Enkel, die erst in der zweiten Hälfte 
dieses Jahrhunderts leben werden.

Ein erfolgreicher Naturschutz wird auch im 21. 
Jahrhundert auf die Ergebnisse naturwissenschaft­
licher Forschungen zurückgreifen wollen. Man wird 
zur Lösung von Problemen Kenntnisse aus der Po­
pulationsbiologie und -Ökologie, Kenntnisse über 
Nahrungsketten und Nahrungsnetze, Ergebnisse 
aus den Biotopanalysen und Analysen von Ver­
bundsystemen usw. verwerten. Die verschiedenen 
Wissenschaftsdisziplinen sind aufgerufen, sich 
noch stärker um die Lösung der vielfältigen Proble­
me zu bemühen, die vom Naturschutz seit langem 
benannt werden.

Als Beispiel für die ökologisch ungünstige Ent­
wicklung unserer Kulturlandschaft kann man die 
Agrarlandschaft heranziehen. In dieser Landschaft 
sind viele Naturschutzprobleme nicht gelöst wor­
den, weil es nicht gelungen ist, die ökonomischen 
Bedingungen so zu ordnen, daß Landwirte bei­
spielsweise "ökologische Leistungen" freiwillig er­
bringen können und wollen. Wo sich das Prinzip der 
Freiwilligkeit nicht entwickelt, werden sich auch 
die Werte und Normen der Gesellschaft kaum zu­
gunsten eines wirklich erfolgreichen Naturschutzes 
verändern.

An der Schwelle zum nächsten Jahrhundert muß 
man sich darum bemühen, für einen erfolgreichen 
Naturschutz auch die Forschungsergebnisse der Ge­
sellschafts- und der Wirtschaftswissenschaften ver­
stärkt auszunutzen. Die Heranziehung von Wissen­
schaftszweigen außerhalb der Bio- und Geowissen­
schaften zur Lösung von Naturschutzproblemen

* Veränderte Fassung des Festvortrages beim Festakt zum 20jährigen Bestehen der ANL am 20.09.1996 in Laufen/Salzach.
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wird u.a. auch notwendig, um die Akzeptanz von 
notwendigen Einschränkungen bei der Nutzung 
verschiedener Naturpotentiale zu verbessern. Die 
Berücksichtigung wirtschaftswissenschaftlicher 
Forschungsergebnisse wird vor allem zum Abbau 
des immer noch bestehenden und eigentlich völlig 
unsinnigen Konfliktes zwischen Ökologie und 
Ökonomie beitragen. Dann wird es der Allge­
meinheit auch nicht mehr so schwer fallen, zu be­
greifen, daß beispielsweise in der Agrarlandschaft 
eine Internalisierung positiver externer Effekte be­
sonderer landwirtschaftlicher Verfahren, d. h. eine 
Honorierung besonderer ökologischer Leistungen 
notwendig und erfolgreich möglich ist.

Wir müssen uns den Naturschutz im 21. Jahrhundert 
zunächst wohl als Ergebnis einer einfachen Fortent­
wicklung der derzeitigen Wirtschaftsweisen vor­
stellen. Als Beispiel für eine solche Weiterentwick­
lung benutze ich der Einfachheit halber die Agrar­
landschaft. Hier können wir mit folgender Entwick­
lung rechnen:
• Reduzierung der Anzahl landwirtschaftlicher 

Betriebe auf etwa ein Drittel der heutigen An­
zahl;
Vergrößerung der von den Einzelbetrieben be­
wirtschafteten Fläche auf ein Mehrfaches des 
jetzt vom Einzelbetrieb bewirtschafteten Areals;
Beendigung der landwirtschaftlichen Bewirt­
schaftung von ertragsschwachen, sehr trockenen 
und sehr nassen, stark steinigen, flachgründigen 
und hängigen Standorten;
weiter fortschreitende Mechanisierung, insbe­
sondere Einsatz von computergesteuerten Auto­
maten und Geräten sowie von Maschinen mit 
sehr großer Arbeitsbreite;
Anbau molekularbiologisch veränderter Kultur­
pflanzenarten und -Sorten mit gegenüber heute 
um etwa 50 % höheren Erträgen und mit Resi­
stenzen gegenüber einigen Schaderregem sowie 
gegenüber wichtigen Herbiziden;
verbesserte Dosierung von Pflanzennährstoffen 
und gezielte Ausschaltung von Konkurrenz­
pflanzen durch mikrosensorische Erfassung des 
Vorkommens sowie der Dichte dieser Pflanzen 
mit daran gekoppelter Auslösung einer gezielten 
chemischen Abtötung.

Das Ergebnis dieser Vorstellung mußt die meisten 
Naturschützer schrecken. Man kann einwenden, 
daß eine solche Entwicklung die Akzeptanz der 
Gesellschaft sicher nicht finden und daher unter­
bleiben wird. Das wäre aber Wunschdenken. Nir­
gendwo ist auch nur andeutungsweise zu erkennen, 
daß sich diese Entwicklung, die schon längst begon­
nen hat, nicht fortsetzen würde. Schon heute zeich­
net sich in so mancher Landschaft eine Trennung 
von gezielt entwickelten "Hochleistungslandschaf­
ten" von kaum oder gar nicht mehr genutzten "Mar­
ginallandschaften" ab. Dabei nehmen die Flächen 
für den Naturschutz innerhalb der Produktionsland­

schaft deutlich ab. Auch dort, wo der geringe Anteil 
an Naturschutzflächen inzwischen zugenommen 
hat, sind die Roten Listen gefährdeter Pflanzen- und 
Tierarten nicht kürzer geworden. Im Zuge der Ent­
wicklung von Hochleistungslandschaften einerseits 
und der Entstehung von Marginallandschaften an­
dererseits wird der Naturschutz auf die landwirt­
schaftlich nicht mehr genutzten Gebiete zurückge­
drängt. Dort entwickeln sich zwar neue, in der Kul­
turlandschaft bisher nicht oder kaum noch vorhan­
dene Biotope, die jedoch kein Ersatz für jene Kul­
turlandschaftsbestandteile sind, die wir Älteren 
noch aus eigener Anschauung kennen. Auf den dann 
noch intensiver bewirtschafteten Flächen haben nur 
noch wenige wildwachsende Pflanzenarten und 
wildlebende Tierarten eine Überlebensmöglichkeit. 
Bei einem Fortschreiten dieser Entwicklung wird 
die Aussterberate von Lebewesen bei uns weiter und 
relativ steil ansteigen. Mit jeder aussterbenden Art 
geht eine Genkombination unwiederbringlich ver­
loren. Dabei entstehen nicht nur ökologische Schä­
den, sondern auch ökonomische Verluste, die bisher 
gar nicht bewertet worden sind. Das muß der Ge­
sellschaft klargemacht werden, damit sie versteht, 
daß wir es hier mit einer sehr nachteiligen Entwick­
lung zu tun haben. Alle Menschen müssen begrei­
fen, daß Naturschutz Lebensraumschutz ist, und 
zwar Lebensraumschutz für Menschen, für Tiere 
und für Pflanzen.
Wenn man über wünschenswerte zukünftige Ent­
wicklungen der Kulturlandschaft nachdenken will, 
braucht man mehr oder weniger bildhafte Vorstel­
lungen der Kulturlandschaft. Die meisten Men­
schen bewerten eine Landschaft weniger nach der 
Anzahl der dort wachsenden Pflanzenarten oder der 
dort vorkommenden Tierarten, sondern nach dem 
allgemeinen Erscheinungsbild. Sie beziehen in die 
Bewertung auch die verschiedenen sichtbaren Be­
sonderheiten dieser Landschaft ein. Weil wir die 
gesamte Gesellschaft von der Bedeutung des Natur­
schutzes überzeugen müssen, benötigen wir zur Be­
schreibung des Naturschutzes im 21. Jahrhundert 
eine bildhafte Beschreibung der Landschaft. Ein 
solches Bild, welches zur Verdeutlichung einer 
wünschenswerten und möglichen Entwicklung her­
angezogen wird, gilt nicht für jede Landschaft. Der 
im folgenden beschriebene Zustand muß also für 
jeden Landschaftstyp neu beschrieben werden. Wir 
benutzen eine solche Beschreibung der Kulturland­
schaft nur, um anzudeuten wie der Lebensraum der 
Menschen der kommenden Jahrzehnte bei einer 
stärkeren Berücksichtigung ökologischer Ziele aus- 
sehen kann:

1. In der Agrarlandschaft sind verschieden große, 
mancherorts auch sehr große Felder vorhanden, 
und dazwischen sind Feldraine, Hecken, Feld­
gehölze, Einzelbäume usw. verbreitet. Das Mo­
saik aus Nutzflächen, natumahen Landschaftse­
lementen und Schutzflächen weist große vom 
Landschaftstyp abhängige Unterschiede auf. 
Natürlich wird es nicht von Flensburg bis nach 
Garmisch Heckenlandschaften geben, sondern
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auch solche, wo man nach einer norddeutschen 
Redensart "am Freitag schon sehen kann, wer 
am Sonntag zum Kaffee kommt", weil sie so 
ausgedehnt und so weitsichtig sind. In Gegen­
den mit leichten Böden und Gefahr der durch 
Wind ausgelösten Erosion besteht ein gekam­
mertes Heckensystem aus einheimischen Ge­
hölzen. Wo Erosionen vom Wasser ausgelöst 
werden können, sind Hangunterbrechungen von 
meistens mehr als 5 Meter Breite vorhanden, die 
als Kompensationszonen wirken. Auf den 
Äckern werden mehr als ein halbes Dutzend 
verschiedener Kulturpflanzenarten angebaut. 
Viele Landwirte nutzen auch Produktionsni­
schen aus, sie richten sich bei der Auswahl der 
erzeugten Produkte nach der Nachfrage spezifi­
scher Märkte. Bei der Regulation von Acker­
ökosystemen werden die verschiedenen natürli­
chen Regulationsmöglichkeiten ausgenutzt. 
Verschiedene Schaderreger an Kulturpflanzen 
werden durch ihre Fraßfeinde auf eine Populati­
onsdichte herunterreguliert, bei der an den Er­
tragsorganen der Kulturpflanzen kein wirt­
schaftlicher Schaden mehr entsteht. Auch auf 
Grünlandflächen werden wieder vielfältige Be­
dingungen vorherrschen. Viele Flächen werden 
wieder so bewirtschaftet, daß sich beispielswei­
se die Wiesenvogelarten ausbreiten können. Die 
Offenhaltung brachfallender größerer, bisher 
landwirtschaftlich genutzter Gebiete wird aber 
selbst bei Zahlung eines Erschwemisausglei- 
ches nicht ganz einfach sein.

2. Viele Dörfer werden nicht mehr vorwiegend 
von der Landwirtschaft und den damit verbun­
denen Handwerksbetrieben sowie dem be- und 
verarbeitenden Gewerbe geprägt sein. Nur we­
nige Bauern werden den größten Teil der land­
wirtschaftlichen Nutzflächen des Dorfes bewirt­
schaften, andere werden nur noch so viel Fläche 
nutzen, wie für die Pensionshaltung von Reit­
pferden der Bewohner nahe gelegener Städte 
benötigt werden. Viele heute noch existierende 
Nebenerwerbslandwirte werden ihre Nutzflä­
chen schließlich verkaufen und damit das Wachs­
tum der verbleibenden Betriebe fördern. Je nach 
Entfernung zu den größeren Städten werden un­
terschiedlich große Wohngebiete entstehen. 
Vielleicht werden die Menschen dieser Wohn­
gebiete anstelle der pflegeleichten Gartenanla­
gen wieder Haus- und Nutzgärten mit Obstbäu­
men und Gemüseanbau anlegen. In vielen Dör­
fern werden der Landschaft angepaßte Frem­
denverkehrseinrichtungen bestehen. Landwirt­
schaftliche Gebäude werden dabei einer neuen 
Nutzung zugeführt. In der freien Landschaft 
werden gut ausgebaute Fahrradwege und an die 
Naturschönheiten heranführende Wanderwege 
existieren. In manchen Dörfern kann das vor­
handene Arbeitskräftepotential und eine geän­
derte Lohnstruktur zu einer Ansiedlung ver­
schiedener Betriebe führen, bei denen der Trans­
port von Rohstoffen und Fertigprodukten so­
wohl volkswirtschaftlich als auch privatwirt­

schaftlich billiger ist als der tägliche Transport 
der Arbeitskräfte.

3. In den Städten wird ein Umbau und eine Neuor­
ganisation der großen Warenhäuser sowie der 
Banken, Versicherungen und Verwaltungszen­
tren wieder zu einer Besiedlung der Innenstädte 
mit Menschen führen. Die Erkenntnis, daß Men­
schen nur dort leben und gesund bleiben können, 
wo gesunde Luft vorhanden ist, wird zu einer 
Entwicklung anderer Verkehrssysteme, als wir 
sie heute haben, führen und eine gezielte Aus­
dehnung der Grünanlagen sowie die Pflanzung 
und Pflege von filteraktiven Gehölzstreifen be­
wirken. Vielleicht ist das mit einer aktiven Be­
teiligung der Bewohner der einzelnen Stadtteile 
an der Anlage und Pflege dieser Anlagen zu 
erreichen. Voraussetzung dafür ist, daß die Be­
wohner erkennen, daß ihr Lebensraum nur da­
durch gesichert werden kann, daß sie ihn selbst 
entwickeln und schützend erhalten.

4. Die Wälder werden erste Erfolge der Umsteue­
rung der Wirtschaft auf "umweltfreundliche 
Produktionsverfahren" zeigen. Alte Monokultu­
ren werden immer seltener, der natumahe Wald­
bau wird vorherrschen.

5. Eine deutliche Anhebung des Preises für Ab­
wasser und eine intensive Beratung der Land­
wirte über den Handelsdüngereinsatz können 
dafür sorgen, daß die Seen und die Fließgewäs­
ser wieder eine hohe Wasserqualität erreichen. 
Die an den Gewässern angelegten Kompensati­
onszonen werden über ihre Filterwirkung hinaus 
auch eine große bioökologische Bereicherung 
der Landschaft darstellen.

6. In großflächigen Erholungsgebieten mit beson­
derer Naturausstattung ist der Fremdenverkehr 
so organisiert, daß die Besucher einerseits eine 
optimale Erholungswirkung erfahren und ihnen 
andererseits die Natur mit den verschiedenen 
Erscheinungsformen so nahe gebracht wird, daß 
sie sich nahezu selbstverständlich für die Erhal­
tung der Natur einsetzen und aktiv mitarbeiten.

Ob überhaupt und in welchem Zeitraum ein solches 
Landschaftsbild entsteht, hängt allerdings von vie­
len Faktoren ab. Zunächst ist zu befürchten, daß 
sowohl in den ländlichen Räumen als auch im städti­
schen Bereich die eingangs erwähnte Weiterent­
wicklung der gegenwärtigen Verhältnisse statt­
finden wird. Die Landschaftsbilder einer am Schutz 
der Naturgüter orientierten Wirtschaft müssen de­
zentral entwickelt werden, und an der Entwicklung 
müssen alle Bevölkerungsgruppen mitwirken kön­
nen. Örtliche Zusammenschlüsse von "Naturschüt- 
zem" und sogenannten "Natumutzem" sollten bei 
der Entwicklung dieser Ziele vor allem beteiligt 
werden.

Ob Maßnahmen der Landschaftsplanung hier wei­
terhelfen können ist fraglich. So wichtig die Be­
schreibung von Naturschutzzielen für die Kultur­
landschaft ist, und auch die Skizzierung von Anfor­
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derungen an das Biotopmuster, so wenig kann man 
damit rechnen, daß solche Vorstellungen über Em­
pfehlungen und Planungen hinausreichen werden, 
wenn ihnen kein Konzept der technischen und öko­
nomischen Durchführbarkeit mit Berücksichtigung 
der ökonomischen Bedürfnisse der einzelnen Ge­
sellschaftsgruppen, beispielsweise der Land- und 
Forstwirte beigeordnet wird.

Der bestenfalls theoretisch aber keineswegs prak­
tisch gelöste Konflikt zwischen Ökologie und Öko­
nomie für den Bereich der Agrarlandschaft fußt vor 
allem auf tatsächlichen oder von Landwirten ange­
nommenen wirtschaftlichen Einbußen. Hinzu 
kommt, daß sich der "Naturschutz" bisher nicht 
besonders intensiv um die Aufklärung von positiven 
ökologischen Wirkungen bemüht hat, die von ver­
schiedenen Biotopen beispielsweise von bandför­
migen Strukturelementen auf die landwirtschaftli­
che Produktionstechnik ausgehen. Landwirte fra­
gen nach quantitativen Zusammenhängen zwischen 
dem Vorkommen von Nützlingen und der Reduzie­
rung von Schädlingen, und sie wollen nachvollzieh­
bare Erklärungen für die Notwendigkeit bestimmter 
Florenelemente als Lebensbasis für die verschiede­
nen Nützlinge haben. Damit in der Agrarlandschaft 
positive Entwicklungen im Sinne des Naturschutzes 
stattfinden, müssen auch von den Behörden und 
Institutionen des Naturschutzes agrarökologische 
Zusammenhänge bedacht und so in die Vorschläge 
einer Landschaftsentwicklung eingebettet werden, 
daß auch die Landnutzer die Realisierung einer sol­
chen Landschaftsentwicklung als Vorteil begreifen.

Damit eine Entwicklung in Richtung des beschrie­
benen Bildes stattfinden kann, muß die gesamte 
Gesellschaft die Bedeutung der Erhaltung einer in­
takten Natur für ihr eigenes Wohlergehen begreifen 
und nicht nur zur ideellen sondern auch zur mate­
riellen Unterstützung aller notwendigen Maßnah­
men bereit sein, das heißt also im Zweifelsfalle auch 
eine besondere Steuer dafür entrichten wollen. 
Dann können Wirtschaftsweisen entstehen, mit de­
nen auch die Ziele des Naturschutzes erreichbar 
sind. Die mit solchen Wirtschaftsweisen verbunde­
nen Lasten können dann von allen getragen werden.

Der Naturschutz des 21. Jahrhunderts muß sich auch 
verstärkt um die Erhaltung der verschiedenen ty­
pischen Kulturlandschaftsformen bemühen. Eine 
große Anzahl der wildwachsenden Pflanzenarten 
sowie der wildlebenden Tierarten hat in diesen 
Landschaftstypen seinen Lebensraum. Dieses Ziel 
ist nicht ganz einfach zu erreichen. Viele Merkmale 
der früheren Kulturlandschaftsformen waren das 
Ergebnis von besonderen Arbeitsweisen und von 
Verfahrenstechniken, die es heute nicht mehr gibt 
und die auch gar nicht mehr wiederentwickelt wer­
den können. Wo die Erhaltung solcher Land­
schaftstypen möglich ist, können vielleicht (?) auch 
die früheren Kulturpflanzenarten und -Sorten mit 
ihrer genetischen Vielfalt wieder angebaut werden. 
Außerdem könnten solche Landschaftsausschnitte

die Basis für eine Erhaltung ausreichend großer 
Populationen alter Haustierrassen sein. Bisher ha­
ben einige Freiland- und Bauernmuseen diese Auf­
gabe teilweise und nebenbei wahrgenommen. Die 
Bedeutung des Schutzes von Kulturlandschaften 
und darin entstandener Wirtschaftsformen hat dabei 
natürlich einen stark musealen Charakter. Nicht sel­
ten war die Verlagerung von Kleinstausschnitten 
aus der Kulturlandschaft in ein Freilandmuseum der 
Freibrief für eine geradezu radikale Veränderung 
der Kulturlandschaft. Bei aller Anerkennung der 
Leistungen von Freilandmuseen für die Umweltbil-

j\ G 2)
düng , die Kulturgeschichte ’ oder die Erhaltung 
einzelner Kulturbiotope3̂  usw., reichen sie doch für 
den Schutz der verschiedenen Kulturlandschaftsty­
pen und der dort einst verbreiteten Pflanzen- und 
Tierarten einschließlich der Kulturpflanzen- und 
Haustierarten nicht aus. Sie sind aber geeignet, den 
Menschen wieder bewußt zu machen, daß sie nicht 
das Maß aller Dinge sein können4-*

Die Gesellschaft akzeptiert so komplexe Ziele des 
Naturschutzes aus verschiedenen Gründen nicht 
ohne weiteres, sicherlich nicht spontan und über­
morgen beginnend. Weil sie sich mit der Bedeutung 
des Naturschutzes nicht so einfach auseinanderset­
zen kann, sucht sie für das Hinausschieben der 
dringend notwendigen Problemlösungen nach Aus­
reden. Das fehlende Geld kommt daher gerade 
recht. Das paßt in das Wertesystem der Gegenwart. 
Damit die Werte und Normen in den Köpfen der 
Menschen verändert werden, muß ihnen ein beson­
deres Wissen und Können vermittelt werden. Damit 
sind wir bei einer zentralen Aufgabe der Bayeri­
schen Akademie für Naturschutz und Land­
schaftspflege. Solche Institutionen, wie die Bayeri­
sche Akademie für Naturschutz und Landschafts­
pflege, haben im Naturschutz des 21. Jahrhunderts 
noch viel umfangreichere Aufgaben als heute.

Um nicht im allgemeinen steckenzubleiben, will ich 
diese Aufgaben für den Bereich der Agrarland­
schaft ein wenig auffächem. Notwendig ist bei­
spielsweise:

1. Die Fortführung der Erarbeitung von Grundla­
gen des Naturschutzes für verschiedene Land­
schaftstypen auf der Basis eigener Erkenntnisse 
und Ergebnissen fremder wissenschaftlicher Ar­
beiten.

2. Die Entwicklung von Leitbildern des Natur­
schutzes für verschiedene Landschaftsräume. 
Dabei ist auch zu bedenken, daß die Entwick­
lung der Großflächenbewirtschaftung für den 
Naturschutz nicht nur Nachteile hat, sondern - 
richtig organisiert - auch Vorteile mit sich brin­
gen kann, weil damit für bestimmte Pflanzenge­
sellschaften (beispielsweise Trockenrasen bei 
Hutweidenutzung) und für bestimmte Tierarten 
wichtige Großlebensräume geschaffen und er­
halten werden können.

3. Eine Beschreibung der ökologischen Rahmen­
bedingungen für praktische Nutzanwendungen.
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Insbesondere wird die Weiterführung der von 
der Akademie schon veröffentlichten Beschrei­
bungen der Biotopausstattung, der Minimum­
areale für Tierarten und Tiergesellschaften so­
wie für Pflanzenarten und Pflanzengesellschaf­
ten benötigt, wobei solche Beschreibungen pra­
xisverwertbar formuliert sein müssen.

4. Eine ständige Vermittlung zwischen Wissen­
schaft und Praxis, wobei es auch darauf an­
kommt, verstärkt Wechselwirkungen zwischen 
den Akteuren in Gang zu setzen. Dabei sind 
Vor-Ort-Gespräche aller Beteiligten den Semi­
naren mir größerem Teilnehmerkreis vorzuzie­
hen.

5. Durch eigene Kreativität und gleichzeitig anre­
gende Kritik das ständige Nachdenken über 
noch bessere Problemlösungen im Sinne einer 
möglichen Evolution in Gang zu halten. Wir 
brauchen ökologische Innovationen.

6. Die Entwicklung praktikabler Wege zur mosa­
ikartigen Verzahnung von integrierenden und 
segregierenden Naturschutzmaßnahmen. Es 
kommt beispielsweise einerseits mehr denn je 
auf die Integration bestimmter landschaftsöko­
logischer Bedingungen in die Agrarlandschaft 
an und andererseits gleichzeitig auf eine Einglie­
derung segregativ gewachsener Landschaftstei­
le, weil beispielsweise nur dort genügend große 
Nutztierbestände die extensiven Kulturbiotope 
von Hutweiden schaffen und erhalten können, 
wobei gleichzeitig alte Haustierrassen erhalten 
werden sollten.

7. Eine B eratung von Landwirten bei der Entwick­
lung ökologiegerechter Produktionsverfahren, 
was nur nach der Aneignung z.T. detaillierter 
Kenntnisse solcher Produktionsverfahren mög­
lich ist. Die Wahrnehmung dieser Aufgabe ist 
besonders geeignet, die bisher immer noch vor­
handenen Barrieren zwischen Landwirtschaft 
und Naturschutz abzubauen.

8. Die Fortführung der bewährten Schulungs-, Be- 
ratungs- und Öffentlichkeitsarbeit.

Für eine Verbesserung der ökologischen Bedingun­
gen in der bebauten Landschaft geht es beispiels­
weise um:
1. Die Darstellung der ökologischen Bedürfnisse 

von Menschen, Tieren und Pflanzen einschließ­
lich der Bedeutung der Wechselwirkungen zwi­
schen diesen drei Gruppen in einer Form, die bei 
Stadtplanem, Kommunalpolitikern und Bauher­
ren gleichermaßen die Erkenntnis weckt, daß 
solche realisierbaren Belange besonders dazu 
geeignet sind, die humanökologischen Bedürf­
nisse der Gesellschaft zu befriedigen.

2. Erst wenn in den Köpfen der Menschen das 
Bestreben nach lebenswerten Innenstädten, 
nach überschaubaren Stadtteilen mit eigener 
Stadtteilkultur usw. entsteht, wirdes wieder eine 
Entwicklung zu bewohnten Innenstädten anstel­
le der Banken, Versicherungs-, Verwaltungs­
und Kaufzentren geben, wird die Durchgrünung 
auch die Innenstädte erreichen und diese mit

dem Umland verbinden. Die Gedanken zu einer 
solchen Entwicklung entstehen nicht von allein 
in den Köpfen der Menschen, schon gar nicht in 
den Köpfen jener Kommunalpolitiker, die unse­
re Innenstädte, anstatt sie wohnlich zu machen, 
zu Geld- und Warenmärkten sowie zu Stätten 
der Befriedigung von Architektengigantomanie 
gemacht haben. Damit Stadtplaner und Kom­
munalpolitiker wieder fähig werden, Städte für 
Menschen zu bauen, wie es unsere Vorfahren 
konnten, sind sie ganz offensichtlich auf Nach­
hilfe angewiesen, die ihnen von ökologisch den­
kenden Menschen gegeben werden muß.

3. Die Entwicklung eines Musterangebotes von 
Kleinstgrünanlagen, welches die Bewohner der 
Städte und Dörfer wieder zur Anlage und Pflege 
von Gärten anregen soll, die einerseits zur Be­
reicherung der vielfältigen Einnischungsformen 
beitragen und andererseits auch das unterschied­
liche Bedürfnis der Menschen befriedigen kön­
nen. Man kann überall beobachten, daß schon 
vorhandene Gärten auch eine Auswirkung auf 
die Neuanlage des Gartens eines Nachbargrund­
stückes haben.

In allen Bereichen sind Beispiele, die zum Nachma­
chen anregen, wichtiger als die vielen von Verwal­
tungsbeamten hervorgebrachten ordnungspoliti­
schen Regelungen. Der Naturschutz des 21. Jahr­
hunderts muß vor allem auf die Mitwirkung aller 
Menschen setzen. Das kann nur gelingen, wenn 
auch alle Einrichtungen, die sich mit Naturschutz 
und Landschaftspflege befassen, ihre Arbeit auch 
auf das Ziel "Entwicklung Ökologie- und natur­
schutzgerechter Werte und Normen" in den Köp­
fen der Menschen ausrichten. Noch ist auf diesem 
Gebiet vom Kindergarten bis zur Volkshochschule 
als Erwachsenenbildungseinrichtung nur sehr we­
nig getan worden. Nicht nur der Fortschritt, sondern 
auch die Tradition haben für die Gestaltung unseres 
Lebensraumes eine große Bedeutung. "Der Mensch 
kann offenbar mehr, als er bisher schon erreicht 
hat"5̂ . Diese Fähigkeit des Menschen, sich selbst zu 
überbieten, hat die technische Hochzivilisation6̂  
mit ihrem hohen Energie- und Rohstoffbedarf sowie 
den steigenden Entsorgungsproblemen entwickelt. 
Ich erwähne das nicht unbedingt als von vornherein 
negative Entwicklung, sondern mehr als einen all­
gemeinen Fortschritt. Wohin man auch sieht, über­
all ist als Motivation für wirtschaftliche Entwick­
lungen der pekuniäre Gewinn erkennbar. Im 
menschlichen Handeln sind aber auch Irrtumsfä­
higkeit und Planungsbegrenztheit, und damit auch 
Entscheidungsunsicherheit enthalten5̂ . Es ist daher 
schwierig, das optimal mögliche Ziel sicher anzu­
streben. Meistens ist dieses optimal Mögliche erst 
im Nachhinein aus den Folgen des Tätigwerdens zu 
erkennen. Wenn die Menschen am Ende dieses 
Jahrhunderts erkennen, wie stark in extrem kurzer 
Zeit der Lebensraum für Pflanzen und Tiere und 
dabei auch für Menschen verändert worden ist und 
welche Nachteile diese Änderungen mit sich ge­
bracht haben, werden sie auch bereit sein, diesen
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Lebensraum wieder im positiven Sinne zu ent­
wickeln, damit auch die Enkel unserer Enkel unsere 
Heimat und die Welt als lebenswert ansehen kön­
nen.
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I. Veröffentlichungen, die in den Fortführungsnachweis des Allgemeinen Ministerialblattes 
aufgenommen werden

Die originalgetreue Reproduktion der Richt­
linien aus dem Allgemeinen Ministerialblatt 
Nr. 10 (5. Mai 1997) - 10. Jg., S. 327-347 
erfolgt mit Genehmigung des Herausgebers 
(Redaktion) sowie des Verlages.

7910-U

Richtlinien über Rewirtschaftungsverträge des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege auf landwirtschaftlich nutz­
baren Mächen (Bayerisches Vertragsnaturschutzprogramm)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Landesentwicklung und Lmweltfragen

Vom 1. April 1997 Nr. 7011 -  6/64 -  20766

An die Regierungen  
die kreisfreien Städte 
die Landratsämter

D er Freistaat Bayern gewährt für Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege auf landwirtschaftlich 
nutzbaren Flächen ein Entgelt nach diesen Richtlinien und 
den allgem einen haushallsrechilichcn Restim mungen. Ent­
gelt im Sinne dieser Richtlinien ist eine Zuwendung im Sinne 
der Art. 23 ,44  der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO).

Grundlagen dieser Richtlinien sind

die Verordnung (EW G) Nr. 2078/92 des Rates vom 30. Juni 
1992 für umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum  
schützende landwirtschaftliche Produktionsverfahren;

-  die Verordnung (E G ) Nr. 746/96 der Kommission vom  
24. April 1996 zur Durchführung der Verordnung (EW G ) 
Nr. 2078/92 des Rates für umweltgcrcchtc und den natür­
lichen Lebensraum schützende landwirtschaftliche Pro­
duktionsverfahren

-  die Verordnung (C G ) Nr. 437/97 der Kommission vom  
6. März 1997 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 746/96 
zur Durchführung der Verordnung (EW G) Nr. 2078/92 des 
Rates für umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum 
schützende landwirtschaftliche Produktionsverfahren

-  die bundes- und landesrechtlichen Vorschriften über N a­
turschutz und Landschaftspflege.

Inhaltsübersicht

I. Allgemeine Beschreibung des Vertragsnatiirsehiitzprogramms
1 Zweck des Programms
2 Gegenstand der Vertrage 
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9 Einvernehmen
10 Inkrafttreten
11 Außerkrafttreten

Verzeichnis der Anlagen
Anlage 1: Maßnahmenübersicht
Anlagen 2.1-2.6: Maßnahmenkombinationen
Anlage 3: Verlragsmustcr
Anlage 4: Merkblatt über das Bayerische Vcrtragsnalurschui/pro-
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Allgemeine Beschreibung des 
Vertragsnaturschutzprogramms

1 Zweck des Programms

D as Programm soll dazu beitragen,

-  die nachhaltige Leistungsfähigkeit des Naturhaus­
halts zu sichern und zu verbessern,

-  die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und 
Landschaft als Lebensgrundlage des M enschen zu 
sichern und zu entwickeln,

-  die Lebensräume und Lebensgem einschaften der 
heimischen Tier- und Pflanzenwelt unter besonde­
rer Berücksichtigung gefährdeter Arten zu erhal­
ten, zu entwickeln und sow eit möglich wiederherzu­
stellen.

2 Gegenstand der Verträge

2.1 Verträge können abgeschlossen werden für

2.1.1 naturschonende Bewirtschaftungsweisen und Pflege­
maßnahmen gemäß A nlage 1

-  zum Sichern und Entwickeln*) ökologisch wertvol­
ler Lebensräume; dies sind Mager- und Trocken­
standorte, Feuchtflächen, Lebensräum e, die durch 
besonders naturschonende Nutzungen geprägt 
sind, z. B . ökologisch wertvolle Streuobstbestände, 
Teiche und Stillgcwässer, alte W einberge, sowie ge­
schützte und schutzwürdige Flächen einschließlich  
Einzelschöpfungen der Natur,

-  zum Sichern und Entwickeln der Lcbensgrundlagen  
wildlebender Tierarten und wildwachsender Pflan­
zenarten,

-  zum Erhalten von historischen Kulturlandschaften 
und Landschaftsteilen von besonders charakteristi­
scher Eigenart, z. B . Landschaften mit ausgepräg­
ter Hecken- und Hagstruktur, H ohlw egen, Terras­
sen und Rainen, Stein- und Erdwällen,

2.1.2 die langfristige Bereitstellung von Flächen für Zwek- 
kc des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
(Festlegung auf m indestens 20 Jahre) im Rahmen von  
Regelungen gemäß Nr. 7 .3 .

2.2 Vorrang haben Maßnahmen auf der Grundlage quali­
fizierter naturschutzfachlicher Pläne und Konzepte.

3 Vertragspartner

D ie unteren Naturschutzbehörden können Verträge 
im Sinne von Art. 54 ff. Bayerisches Verwaltungsver­
fahrensgesetz mit Landwirten und sonstigen Eigentü­
mern oder Nutzungsberechtigten landwirtschaftlich 
nutzbarer Flächen abschließen. Ausgenom m en sind 
öffentlich-rechtliche G ebietskörperschaften, soweit 
sie landwirtschaftliche B etriebe in Eigenregie führen.

4 Vertragsvoraussetzungen

4.1 Verträge werden abgeschlossen, wenn

4.1.1 die Maßnahme den Zielen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege dient,

4.1.2 der durch die M aßnahme verfolgte Zweck nachhaltig 
zu erreichen ist oder erreicht werden kann,

*) Die Begriffe „Sichern" und „Entwickeln" umfassen auch Erhalten, Pfle­
gen und Gestalten von Flächen.

I. 4.1.3 bei geschützten Flächen und Einzelbcstandteilen der 
Natur die M aßnahmen dem jeweiligen Schutzzweck 
entsprechen.

4.2 Verträge werden abgeschlossen

-  auf Flächen nach den Anlagen 1 und 2 zu Art. 6d 
Abs. 1 BayNatSchG sowie auf hierdurch nicht be­
reits erfaßten B iotopen im Sinn des §20c BNat- 
SchG**) (ausgenom m en Wälder trockenwarmer 
Standorte, Bruch-. Sumpf- und Auwälder. H och­
moorwälder).

-  auf Flächen im Nationalpark Berchtesgaden und in 
Naturschutzgebieten, auf Feuchtflächen im Sinn 
des Art. 6d Abs. 2 BayNatSchG (Kernbereiche der 
W iesenbrüter), auf Flächen, die nach Art. 9 und 12 
BayNatSchG als Naturdenkmale oder Landschafts­
bestandteile geschützt sind, sowie auf Flächen, die 
in der Biotopkartierung Bayern erfaßt sind,

-  darüber hinaus in Abstimmung und Zusammenar­
beit mit den zuständigen Landwirtschaftsbehörden  
auf ausgewählten Einzelflächen, die im Rahm en na­
turschutzfachlicher Programme und Pläne schwer­
punktmäßig für Zwecke des Natur- und Artenschut­
zes bereitgestcllr werden.

5 Umfang des Entgelts

5.1 D as Entgelt wird für den im Vertrag festgelegten Ver- 
pflichtungszeitraum gewährt (vgl. Nr. 7 .3 ). Vertrag 
(M uster gemäß Anlage 3) und M erkblatt (A nlage 4) 
sind insbesondere hinsichtlich der dort festgelegten  
Nebenbestim m ungen (A uflagen, Verpflichtungen 
und Bedingungen) Bestandteil dieser Richtlinien.

Für die jährliche H öhe des Entgelts gelten die Sätze 
gemäß Anlage 1. D iese Sätze stellen H öchstsätze dar.

5.3 Betriebsübergang, Flächenänderungen

Gehen während des Verpflichtungszeitraumes der 
ganze Betrieb oder einzelne Flächen, für die Entgelt 
gewährt wird, auf andere Personen über oder an Ver­
pächter zurück, muß der Em pfänger selbst oder des­
sen Erbe das für diese Flächen erhaltene Entgelt zu­
züglich Zinsen vollständig zurückerstatten, sofern die 
cingegangenen Verpflichtungen vom  Übernehm er 
nicht eingehalten werden.

D ies gilt nicht

-  wenn es sich um Flächen handelt, die infolge von  
Flurbcreinigungsverfahren oder anderweitigen, 
ähnlichen öffentlichen Bodenordnungsverfahren  
durch wertgleiche Flächen ersetzt werden, auf de­
nen der Beihilfeem pfänger die M aßnahme fortsetzt 
oder die im Rahmen solcher Verfahren durch wert- 
gleiche Flächen nicht ersetzt werden können, so 
daß eine Fortsetzung der M aßnahmen ausscheidet.

-  wenn der Beihilfeem pfänger seine Verpflichtungen 
bereits drei Jahre erfüllt hat, seine landwirtschaftli­
che Tätigkeit aufgibt und sich die Übernahm e seiner 
Verpflichtungen durch einen Nachfolger als nicht 
durchführbar erweist.

-  bei Inanspruchnahme der Flächen im öffentlichen  
Interesse

-  in Fällen höherer Gewalt.

” ) In diesem Zusammenhang gemalt Stand 1994: naturnahe und unver­
baute Bach- und Flußabschnille sowie Quellbcrcichc.
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5.4 Ahndung von Unregelm äßigkeiten im Zuge von K on­
trollen

5.4.1 B ei festgestellter negativer Abweichung zwischen der 
vereinbarten und der tatsächlichen Flächengröße be- 
mißt sich das Entgelt nach den Vorgefundenen Ver­
hältnissen. Bei Abweichungen von mehr als 3 v. H. ist 
zuviel gezahltes Entgelt auch für vergangene Jahre zu­
züglich Zinsen zurückzuerstatten. Bei Abweichungen  
von mehr als 10 v.H. kann der Vertrag gekündigt wer­
den. Zu erstattende Beträge sind ab dem Tag der A us­
zahlung zu verzinsen.

Beruht zuviel gezahltes Entgelt auf einem Irrtum der 
zuständigen Behörden, entfällt die Erhebung von 
Zinsen.

5.4.2 Flächen, auf denen Eigentüm er oder Nutzungsbe­
rechtigte nicht alle vereinbarten Verpflichtungen 
(z. B. Schnittzeitpunkt, Düngeeinschränkimgen  
u. ä.) erfüllt haben, gelten bei der Kontrolle als nicht 
Vorgefundene Flächen; es entfällt der Anspruch auf 
Entgelt.

5.4 .3  Im Fall falscher A ngaben, die absichtlich oder auf­
grund grober Fahrlässigkeit gemacht wurden, wird 
der betreffende Betriebsinhaber von der Gewährung 
jedweder Beihilfe aufgrund der Verordnung (EW G ) 
Nr. 2078/92 ausgeschlossen. Darunter fallen das B aye­
rische Vertragsnaturschutzprogramm einschließlich  
Erschwernisausgleich sow ie das Programm zur Erhal­
tung der Kulturlandschaft Teil A . Für die D auer von  
zwei Jahren können keine neuen Umweltschutzver­
pflichtungen nach den oben genannten Programmen 
mehr eingegangen werden.

5.4.4 D ie Rückforderung des Entgelts z. B . bei Vertragsver­
letzung, Kündigung oder Auszahlung ohne R echts­
grund erfolgt durch B escheid. Für Rechtsstreitigkei- 
ten aus den Verträgen sind die Verwaltungsgerichte 
zuständig.

5.5 Rückforderungsansprüche werden nach Ablauf von 
fünf Jahren ab der Auszahlung nur dann geltend ge­
macht, wenn die Gründe für die Rückforderung der 
Behörde vor A blauf bekannt geworden sind.

6 Mehrfachförderung

6.1 Für Kom binationsm öglichkeiten von M aßnahmen 
auf ein und derselben Fläche ist A nlage 2 m aßgebend.

6.2 Für dieselbe Maßnahme darf keine Förderung aus an­
deren Programmen in Anspruch genom m en werden 
(Art. 17 A bs. 4 und Art. 35 A bs. 2 B ayH O , VV Nr. 3.6  
zu Art. 23 BayFlO). Soweit für Flächen z. B. im Rah­
men des Programms zur Erhaltung der Kulturland­
schaft Teil A , des Flächenstillegungsprogramms und 
des Extensivierungsprogramms Beihilfen gewährt 
werden, entfällt dem gem äß ein Entgelt nach diesen  
Richtlinien. N eben dem Entgelt nach dem Bayeri­
schen Vertragsnaturschutzprogramm können, sow eit 
die Voraussetzungen erfüllt sind, auch eine Förderung 
gemäß der Kulturpflanzenregelung -  mit Ausnahm e 
des Stillegungsausgleichs -  sowie in der Regel die Aus- 
gleichszulage gewährt werden.

6.3 D ie Teilnehmer am Bayerischen Vertragsnaturschutz­
programm haben zu erklären, ob und an welchen son­
stigen flächcnbczogcnen Förderprogrammen des 
Freistaates Bayern, des Bundes oder der E U  sie teil­
nehmen.

Verfahren

7 Abwicklung

7.1 Verpflichtungen zu M aßnahmen nach Nr. 2.1.1 durch 
Eigentüm er oder Nutzungsberechtigte landwirt­
schaftlich nutzbarer Grundstücke werden entspre­
chend dem  Vertragsmuster nach A nlage 3 für flur­
stücksmäßig bczcichnete Flächen mit der unteren Na­
turschutzbehörde festgelegt. Eigentümer und Nut­
zungsberechtigte haben ihre Berechtigung nachzu­
weisen.

7.2 Eigentüm er oder Nutzungsberechtigte landwirt­
schaftlich nutzbarer Grundstücke, die Maßnahmen 
nach Nr. 2.1 dieser Richtlinien durchführen wollen, 
wenden sich formlos oder mit dem Vertragsvordruck 
(A nlage 3) an die unteren Naturschutzbehörden oder 
die Äm ter für Landwirtschaft und Ernährung. D ie  
Ä m ter für Landwirtschaft und Ernährung leiten die 
Vertragsvordrucke an die jew eils zuständige untere 
Naturschutzbehörde weiter. D ie untere Naturschutz­
behörde prüft die Voraussetzungen, macht das Prü­
fungsergebnis aktenkundig und schließt den Vertrag 
ab.

7.3 D ie Verträge werden für eine Laufzeit von fünf Jahren 
geschlossen. In Ausnahm efällen können Verträge mit 
zwanzigjähriger Laufzeit abgeschlossen werden; die 
M odalitäten werden im Einzelfall von der obersten  
Naturschutzbehörde geregelt.

D er Abschluß von Verträgen kann nur im Rahmen 
verfügbarer Haushaltsmittel (einschließlich Verpflich­
tungsermächtigungen) erfolgen. A uf den Abschluß 
besteht kein Rechtsanspruch.

7.4 D as Entgelt wird für den in dem Vertrag genannten  
Zeitraum fcstgclcgt. D er Abschluß des Vertrags durch 
Eigentümer oder Nutzungsberechtigte gilt als Antrag.

7.5 D as Entgelt wird ausgezahlt, wenn die vereinbarte na­
turschonende Bewirtschaftungsweise beziehungswei­
se die vereinbarte Pflegemaßnahme ordnungsgemäß 
durchgeführt wurde und der Vertragspartner der unte­
ren Naturschulzbehörde die vertragsgemäße Durch­
führung m itgeteilt hat.

D ie Vertragspartner haben eingetretene oder geplan­
te Änderungen der Förderdaten unverzüglich den un­
teren Naturschutzbehörden mitzuteilen.

7 .6  D ie unteren Naturschutzbehörden prüfen währen der 
D auer des Vertrags jährlich bei m indestens 5 v.H. des 
Vertragsbestands die Einhaltung der für den A b­
schluß der Verträge und für die Gewährung des Ent­
gelts maßgeblichen Sachverhalte an Ort und Stelle.

D ie Kontrollen müssen m indestens umfassen:

-  D ie Prüfung aller Bestandteile der Verpflichtung so­
wie der entsprechenden B elege beziehungsweise 
N achw eise,

-  die Prüfung der Übereinstim mung zwischen den 
A ngaben zum Vertrag und der tatsächlichen Situa­
tion.

D ie aufgeführten Prüfquoten sind als M indestmaß zu 
verstehen. Falls sich bei den durchgeführten Kontrol­
len eine beträchtliche A nzahl von Unregelm äßigkei­
ten ergibt, ist die Kontrolldichte deutlich zu erhöhen.

I I.
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Ü b er die durchgeführte Prüfung ist ein Verm erk zu 
den A k ten  zu nehm en. E rhebliche B eanstandungen  
sind der höheren N aturschutzbehörde unverzüglich  
zu m elden.

8 Hinweis auf andere Förderrichtlinien
Für die Förderung sonstiger M aßnahm en des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege gelten die

-  Verordnung über den Erschwernisausgleich vom  
20. A ugust 1983 (GVB1 S. 679, B ayR S 7 9 1 -1 -8 -U )  
in der jew eils geltenden  Fassung,

-  R ichtlinien zur Förderung landschaftspflegerischer  
M aßnahm en -  Landschaftspflege-R ichtlin ien -  
(Bekanntm achung des Staatsm inisterium s für Lan­
desentw icklung und U m w eltfragen vom  23. M ärz 
1983, L U M B 1 S .3 3 ),

-  R ichtlinien zur Förderung der Naturparke (B e ­
kanntm achung des Staatsm inisterium s für L andes­
entw icklung und U m w eltfragen vom  18. D ezem b er  
1981, LUM B1 1982 S. 2).

III.
Schlußvorschriften

9 Einvernehmen
D ie  Richtlinie ergeht m it Z ustim m ung des Staatsm ini­
sterium s der Finanzen und im E invernehm en m it dem  
O bersten R echnungshof.

10 Inkrafttreten
D ie  R ichtlin ie tritt am 1. April 1997 in Kraft.

11 Außerkrafttreten
M it Inkrafttreten d ieser Richtlinien treten d ie R icht­
lin ien über Bew irtschaftungsvereinbarungen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege auf land­
wirtschaftlich nutzbaren Flächen (B ayerisches Ver­
tragsnaturschutzprogram m) in der Fassung vom
4. M ärz 1996 (A11MB1 S. 138) außer Kraft.

LA.
Prof. Dr. Buchner  
M inisterialdirektor

EAPI 173 
C.AP1 8633 A1IMB1 1996 S. 327
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Anlage 1

Richtlinien über die Bewirtschaftungsverträge 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege auf landwirtschaftlich nutzbaren Flächen 

(Bayerisches Vertragsnaturschutzprogramm)

Maßnahmenübersicht
-  Umsetzung der Verordnung (EWG) 2078/92 des Rates vom 30. Juni 1992 -  

Sicherung und Entwicklung von ökologisch wertvollen Lebensräumen

(Feuchtflächen, Mager- und Trockenstandorte, Flächen mit besonderen Funktionen für den Artenschutz, die Sicherung
und Entwicklung von Lebensräumen und das Landschaftsbild)

Nicht biotopspezifische Maßnahmen
je ha und Jahr

0.1 Streifenweise Bewirtschaftung mind. 10 m Breite (auf Ackerland oder Grünland) 300 DM

0.2 Verzicht auf Gülleausbringung 100 DM

0.3 Erhöhter Arbeits- und Maschinenaufwand (z. B. Handmahd; Motormäher wegen auf Acker 50 bis 100 DM
Nässe, Hangneigung; Abfuhr und Verwertung von Mähgut, das nicht mehr als Vieh- auf Grünland 50 bis 900 DM 
futter geeignet ist)

0.4 Verzicht auf chemische Pflanzenschutzmittel einschl. Wachstumsregulatoren auf Ackerflächen 200 DM

0.5 Verzicht auf Mineraldünger 200 DM

0.6 Verzicht auf Mineraldünger und chemischen Pflanzenschutz 350 DM

0.7 Verzicht auf jegliche Düngung und chemischen Pflanzenschutz 500 DM

0.8 Sonstige regionale Maßnahmen auf Vorlage eines Maßnahmenkonzepts der zuständigen Naturschutz­
behörde und beschränkt auf max. 5 % des Gesamtfördervolumens in einem Regierungsbezirk

0.9 Umwandlung von Ackerland in Grünland (Erhalt des Grünlandes während der 5-Jahresfrist) 500 DM

0. 1 0 .Langfristige Bereitstellung von Flächen bis Ertragsmeßzahl (EMZ) 30 bei Grünland 400 DM/bei Ackerland 500 DM
für ökologische Zwecke (20 Jahre) über EMZ 30 je Bodenpunkt zusätzlich 10 DM
im Rahmen eines fachlichen Konzepts

Biotopspezifische Maßnahmen/Biotoppflege und -entwicklung

1. Ackerflächen
1.1 Verzicht auf mechan.-therm. Unkrautbekämpfung sowie Untersaat 150 DM

1.2 Brachlegung mit Selbstbegrünung, gegebenenfalls nach durchschn. Deckungsbeitrag
Bewirtschaftung nach dem 31.08. bei Brachlegung zuzügl. Bewirtschaftungsentgelt von 200 DM

1.3 Stoppelbrache 150 DM nach Winterweizen
200 DM nach Wintergerste

2. Wiesen
2.1 Einschränkung der Bewirtschaftung, -  keine Bodenmelioration 15.03. bis 14.06.: 200 DM

(z. B. Auffüllung, weitere Entwässerung) -  Schnittzeitpunkte 15.03. bis 30.06.: 250 DM
15.03. bis 31.08.: 350 DM

2.2 Wechsel zwischen Mahd und Brache auf ganzer Fläche oder auf Teilflächen (alternierende 50 bis 150 DM
Bewirtschaftung auf einem Schlag)

2.3 Brachlegung (insbes. in Biberlebensräumen) nach durchschnittlichem Deckungsbeitrag bis zu 800 DM

3. Weiden

3.1 Extensive Weidenutzung durch Rinder, Schafe, Ziegen bis 1,2 GVE bis zu 240 DM im Jahresdurchschnitt

3.2 Pacht von Pferchflächen/Triebwegen bis Ertragsmeßzahl (EMZ) 30 bei Grünland 400 DM/bei Ackerland 500 DM
(gegen Einzelnachweis) über EMZ 30 je Bodenpunkt zusätzlich 10 DM

3.3 Zäunung von Teilflächen, die aus der Beweidung je nach Zäunungsaufwand bis zu 100 DM/Teilfläche
auszunehmen sind

3.4 Transport der Tiere zu isolierten Weideflächen bis zu 250 DM/Weidefläche
(nur bei Beweidung mit Schafen und Ziegen)

3.5 Weidepflege (Schafhutungen; Rinderweiden nur auf alpinen Magerrasen und Borstgrasrasen) 100 DM

3.6 Erschwerte Beweidung aufgrund besonderer naturschutzfachlicher Anforderungen 100 DM
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Anlage 1
Seite 2

4. Streuobstbestände je ha und Jahr

4.1 Erhalt/Entwicklung von Streuobstwiesen/Erhalt der Bäume unter Verzicht auf bis zu 250 DM 
Pflanzenschutzmittel, Rindenkalkung und -Säuberung sowie Beseitigung von Totholz

4.2 Erhalt von Streuobstäckern/Erhalt der Bäume unter Verzicht auf Pflanzenschutz- bis zu 500 DM
mittel, Rindenkalkung und -Säuberung sowie Beseitigung von Totholz

4.3 Erhalt von Streuobstwiesen auf ackerfähigen Standorten 200 DM

4.4 Nachpflanzungen in bestehenden Streuobstbeständen sowie Pflege von Nach- bis zu 200 DM
Pflanzungen

5. Teiche/Stillgewässer

5.1 Erhalt von Verlandungszonen
20 bis 34 % der Teichfläche je ha Teichfläche 100 DM
35 bis 50 % der Teichfläche je ha Teichfläche 250 DM
über 50 % der Teichfläche je ha Teichfläche 550 DM

5.2 Verzicht auf Düngung, Kalkung, chemische Mittel, Besatz mit Grasfischen und Mahd 
von Wasserpflanzen

5.3 Verzicht auf Ablassen vom 01.03. bis 15.10.

5.4 Ganzjährige Bespannung mit jährlichem Ablassen 
Ablassen im dreijährigen Abstand

5.5 Verzicht auf Fütterung von Fischen und Wasservögeln

6. Weinberge

6.1 Verzicht auf Herbizide, Insektizide, Acarizide und Botrytizide; keine Bodenbearbeitung 
nach Abschluß des Rebenwachstums; langanhaltende Bodenbegrünung (Herbst- und 
Winterbegrünung vom 01.09. bis 01.03.) Sommerbegrünung während der Vegetations­
periode, höchstens zwei Bearbeitungsgänge von Mai bis Juli, keine Einsaat zur Dauer­
begrünung
Zeitliche Einschränkung der Düngung; Sachgemäße Düngung nach Düngeempfehlung 
des Weinbaufachberaters auf der Grundlage vorangegangener Bodenuntersuchungen 
(N jährlich; P, K, Mg, Ca, Cu und Humusgehalt jeweils im fünften Jahr); keine Düngung mit 
Klärschlamm, Gülle, Flüssigmist, Bioabfall-Kompost; Erhalt ökologisch wertvoller 
Begleitstrukturen, wie Trockenrasen, Raine, Mauern, Treppen etc. unter Verzicht auf 
jeglichen Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln; Durchführung von Pflege- und 
Erhaltungsmaßnahmen 1 000 bis 5 500 DM

6.2 Bewirtschaftung nach Kriterien des ökologischen Weinbaus zusätzlich 650 DM

6.3 Instandsetzen von Trockenmauern (offene Fugen) und Treppen je ha und Jahr bis zu 5 000 DM

7. Besondere Bewirtschaftungsmaßnahmen gemäß dem Bayerischen Kulturlandschaftsprogramm (KULAP) werden 
im Rahmen eines Vertrags nach dem Bayerischen Vertragsnaturschutzprogramm entsprechend den im KULAP 
gültigen Sätzen entgolten. Innerhalb des KULAP wirksame Kombinationsverbote gelten fort. Die Kombination von 
Maßnahmen nach dem KULAP und Maßnahmen nach dem Bayerischen Vertragsnaturschutzprogramm in einem 
Vertrag ist ausgeschlossen.

8. Bei Vertragsabschlüssen können auf ein und derselben Fläche nur die Maßnahmenkombinationen gemäß Anla­
gen 2.1 bis 2.6 angewandt werden.

300 DM

50 DM

50 DM 
100 DM

200 DM
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Anlage 2.1

Maßnahmenkombinationen 

Biotoptypengruppe Acker

Kombinationsmöglichkeiten Hauptmaßnahmen

(1.2)
Brachlegung mit 
Selbstbegrünung 
(insbes. Biber­
lebensräume)

(1.2)
Brachlegung mit 
Bewirtschaftungs­
gang nach 
dem 31.08.

(1.1)
Verzicht auf mecha­
nisch-thermische 
Unkrautbekämpfung 
sowie Untersaat

Ausgleich des 
Deckungsbeitrags­
verlustes 
(Deckungsbeitrag 
500 DM bis 
4 500 DM* je nach 
Feldfrucht)

Ausgleich des 
Deckungsbeitrags­
verlustes 
(Deckungsbeitrag 
500 DM bis 
4 500 DM* je nach 
Feldfrucht) zzgl. Be­
wirtschaftungsent­
gelt von 200 DM

150 DM

(0.1) Streifenweise Bewirtschaftung 
mind. 10 m Breite (300 DM)

+ + +

(0.2) Verzicht auf Gülleausbringung (100 DM) - + 1

(0.3) ErhöhterArbeits- und Maschinenauf- 
wand/Acker(50 DM bis 100 DM)

- - +

(0.4) Verzicht auf chemischen Pflanzen- 
schutz/Ackerflächen (200 DM)

- - +2

(0.5) Verzicht auf Mineraldünger (200 DM) - +3

(0.6) Verzicht auf Mineraldünger und 
Pflanzenschutz (350 DM)

- - + 2 ,3

(0.7) Verzicht auf jegliche Düngung 
und Pflanzenschutz (500 DM)

- - +  1,2.3

(1.3) Stoppelbrache (150 DM 
beziehungsweise 200 DM)

- - +

+ kombinierbar -  nicht kombinierbar

Maßnahmen mit Fußnote sind nicht mit Maßnahmen gleicher Fußnote kombinierbar.

'Deckungsbeiträge werden nur bis 3 000 DM/ha berücksichtigt.
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Anlage 2.2

Maßnahmenkombinationen 

Biotoptypengruppe Wiesen

Kombinationsmöglichkeiten Hauptmaßnahmen

(2.1) Einschränkung der Bewirtschaftung durch 
Festlegung von Schnittzeitpunkten, absolute Be­
wirtschaftungsruhe, Verzicht auf meliorative 
Maßnahmen (z. B. Geländeauffüllung, Ent­
wässerung)

(2.3)
Brachlegung 
(insbes. in Biber­
lebensräumen) 
Ausgleich des 
Deckungsbei­
tragsverlustes 
bis zu 
800 DM/ha

Bewirtschaf­
tungsein­

schränkung 
15.03. bis 14.06. 

200 DM

Bewirtschaf­
tungsein­

schränkung 
15.03. bis 30.06. 

250 DM

Bewirtschaf­
tungsein­

schränkung 
15.03. bis 31.08. 

350 DM

(0.1) Streifenweise Bewirtschaftung 
mind. 10 m Breite (300 DM)

+ + + +

(0.2) Verzicht auf Gülleausbringung (100 DM) +1 + 1 + 1 -

(0.3) Erhöhter Arbeits- und Maschinenauf- 
wand/Wiesen (50 DM bis 900 DM)

+ + + -

(0.5) Verzicht auf Mineraldünger (200 DM) +2 +2 +2 -

(0.6) Verzicht auf Mineraldünger 
und Pflanzenschutz (350 DM)

+2.3 + 2 ,3 + 2 .3 -

(0.7) Verzicht auf jegliche Düngung 
und Pflanzenschutz (500 DM)

+  1,2.3 +  1.2.3 +1,2,3 -

(0.9) Umwandlung von Ackerland 
in Grünland (500 DM)*

+ + + -

(2.2) Wechsel zwischen Mahd und Brache 
(50 DM bis 150 DM)

+ + +

+ kombinierbar -  nicht kombinierbar

Maßnahmen mit Fußnote sind nicht mit Maßnahmen gleicher Fußnote kombinierbar.

'Nur bei Flächen, die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses als Acker genutzt werden
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Anlage 2.3

Maßnahmenkombinationen 

Biotoptypengruppe Weiden

Kombinationsmöglichkeiten Hauptmaßnahmen

(3.1) Extensive Weidenutzung durch Rinder, Schafe und 
Ziegen bis 1,2 GVE (Verzicht auf Dünge- und Pflan­
zenschutzmittel)

bis zu 240 DM

(0.9) Umwandlung von Ackerland in Grünland (500 DM)* +

(3.2) Pacht von Pferchflächen/Triebwegen (nur für Schafe 
und Ziegen)
(400 DM bzw. 500 DM)
+ 10 DM je Bodenpunkt über EMZ 30

+

(3.3) Zäunung vonTeilflächen (bis zu 100 DM/Tellfläche) +

(3.4) Transport derTiere (nur Schafe und Ziegen) 
(bis zu 250 DM/Weidefläche)

+

(3.5) Weidepflege (auf Schafhutungen; für Rinderweiden 
nur auf alpinen Magerrasen und Borstgrasrasen) 
(100 DM)

+

(3.6) Erschwerte Beweidung (100 DM) +

+ kombinierbar

‘ Nur bei Flächen, die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses als Acker genutzt werden
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Anlage 2.4

Maßnahmenkombinationen 

Biotoptypengruppe Streuobstbestände

Kombinationsmöglichkeiten Hauptmaßnahmen

(4.1) Erhalt/Entwicklung von Streuobst­
wiesen bis zu 250 DM

(4.2) Erhalt von 
Streuobst­
äckern
bis zu 500 DM

Erhalt der Obstbäume unter Verzicht auf Pflanzenschutzmittel etc.

Mähnutzung Extensive
Weidenutzung

(0.1) Streifenweise Bewirtschaftung 
mind. 10 m Breite (300 DM)

+ - +

(0.2) Verzicht auf Gülleausbringung (100 DM) + 1 - +1

(0.3) Erhöhter Arbeits- und Maschinenaufwand 
(auf Acker 50 DM bis 100 DM/ 
auf Grünland 50 DM bis 900 DM)

+ — +

(0.4) Verzicht auf ehern. Pflanzenschutz/ 
Ackerflächen (200 DM)

- - + 2

(0.5) Verzicht auf Mineraldünger (200 DM) + 2 - +2-3

(0.6) Verzicht auf Mineraldünger 
und Pflanzenschutz (350 DM)

+2,3 +2.3

(0.7) Verzicht auf jegliche Düngung 
und Pflanzenschutz (500 DM)

+ 1.2,3 - + 1,2,3

(0.9) Umwandlung von Ackerland in Grünland 
(500 DM)*

+ + -

(1.3) Stoppelbrache (150 DM bzw. 200 DM) - +

(2.2) Wechsel zwischen Mahd und Brache 
(50 DM bis 150 DM)

+ - -

(3.2) Pacht von Pferchflächen/Triebwegen (nur 
für Schafe und Ziegen) (400 DM bzw. 500 DM) 
+10 DM je Bodenpunkt über EMZ 30

+ —

(3.3) Zäunung von Teilflächen 
(bis zu 100 DM/Teilf lache)

+ -

(3.4) Transport derTiere (nurfür Schafe und 
Ziegen) (bis zu 250 DM/Weidefläche)

- + -

(3.5) Weidepflege (auf Schafhutungen; für 
Rinderweiden nur auf alpinen Magerrasen 
und Borstgrasrasen) (100 DM)

+ —

(3.6) Erschwerte Beweidung (100 DM) - + -

(4.3) Erhalt von Streuobstwiesen (ackerfähig) 
(200 DM)

+ + -

(4.4) Nachpflanzungen/Pflegevon Nach­
pflanzungen (bis 200 DM)

+ + +

+ kombinierbar -  nicht kombinierbar

Maßnahmen mit Fußnote sind nicht mit Maßnahmen gleicher Fußnote kombinierbar. 

'Nur bei Flächen, die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses als Acker genutzt werden
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Anlage 2.5

Maßnahmenkombinationen 

Biotoptypengruppe Teiche/Stillgewässer

Kombinationsmöglichkeiten Hauptmaßnahmen

(5.1) Erhalt von Verlandungszonen

20 bis 34 % der 
Teichfläche je ha 

Teichfläche 100 DM

35 bis 50% der 
Teichfläche je ha 

Teichfläche 250 DM

über 50 % derTeich- 
flächejehaTeich- 

fläche 550 DM
1

(5.2) Verzicht auf Düngung, Kalkung, chemische ! + 
Mittel u.a. (300 DM)

+ +

(5.3) Verzicht auf Ablassen zwischen 01.03. und 
15.10. (50 DM)

+ 1 + 1 + 1

(5.4) Ganzjährige Bespannung 
(50 DM bzw.100 DM)

+ 1 + 1 + 1

(5.5) Verzicht auf Fütterung (200 DM) + + +

+ kombinierbar

Maßnahmen mit Fußnote sind nicht mit Maßnahmen gleicher Fußnote kombinierbar.

Anlage 2.6

Maßnahmenkombinationen 

Biotoptypengruppe Weinberge

Kombinationsmöglichkeiten Hauptmaßnahmen

(6.1) Verzicht auf Herbizide, Insektizide, Acarizide und 
Botrytizide, keine Bodenbearbeitung nach Ab­
schluß des Rebenwachstums, Einschränkung der 
Düngung nach Bodenuntersuchung, langanhal­
tende Bodenbegrünung, Erhalt ökologisch wert­
voller Begleitstrukturen (Mauern,Trockenrasen etc.) 
1 000 DM bis 5 500 DM

(6.2) Bewirtschaftung ökologischer Weinbau (650 DM) +

(6.3) Instandsetzen von Trockenmauern und Treppen 
(bis 5 000 DM)

+

+ kombinierbar
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Anlage 3

Vertrag
nach den Richtlinien über Bewirtschaftungsverträge 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
auf landwirtschaftlich nutzbaren Flächen 

(Bayerisches Vertragsnaturschutzprogramm)

zwischen

Vertragsnehmer (Name, Vorname) Betriebs-Nr.

Straße/Hausnummer Vertrags-Nr.

Postleitzahl, Ort/Ortsteil

/

Telefon-Nr. privat/geschäftlich 

/

Konto-Nr. Bankleitzahl Bank (Name, Ort)

Name des Konto-Inhabers, sofern abweichend vom Vertragsnehmer

und dem Freistaat Bayern,

vertreten durch das Landratsamt/die kreisfreie Stadt

untere Naturschutzbehörde

1. Sachbearbeiter Telefon

2. Sachbearbeiter Telefon

Anlagen:

□  Merkblatt
□  Flächen- und Nutzungsnachweis (gern. Mehr­

fachantrag)
□  Übersichtsblatt wichtiger Betriebsdaten und be­

antragter Fördermaßnahmen (gern. Mehrfach­
antrag)

□  Pachtvertrag/Pachtverträge bzw. Einverständ- 
niserklärung(en)

□  Grundbuchauszug 
Katasterunterlagen

□  Lageplan/-pläne
□  Erklärung betr. aufgegebener Fläche(n)

Kontrolle und Bearbeitungsvermerke 
der unteren Naturschutzbehörde

Datum/
Namenszeichen

Eingangsbestätigung

Vorkontrolle:
Antrag ist plausibel und vollständig

EDV-Eingabe der Vertragsdaten

Überprüfung der EDV-Eingabe

Vor-Ört-Kontrolle durchgeführt am
□  Auswahl durch Stichprobenverfahren
□  Auswahl durch....................

□  EDV-Eingabe Datenkorrekturen
□  EDV-Eingabe Datenabweichungen
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§ 1 Zweck des Vertrages

Der Vertrag hat den Zweck, durch die in § 2 aufgeführten Pflege-/Bewirtschaftungsmaßnahmen die Lebensräume und die 
Lebensgemeinschaften der heimischen Tier- und Pflanzenwelt unter besonderer Berücksichtigung gefährdeter und vom 
Aussterben bedrohter Arten zu erhalten, zu entwickeln und ggf. wiederherzustellen.

§ 2 Pflichten des Vertragsnehmers

Der Vertragsnehmer verpflichtet sich, das/die nachfolgend näher bezeichnete(n) Grundstück(e) entsprechend den verein­
barten Maßnahmen zu bewirtschaften/pflegen.

Gemarkung Flurnummer(n) Gesamtfläche
in ha

Vertragsfläche 
in ha e v tl.L x B :

EMZ Biotoptypengruppe

□  Eigentümer
□  Nutzungsberechtigter

Besonderheiten (z. B. wechselnde Biotopstruktur)

Maßnahme Nr. Betrag/ha Erläuterung der Maßnahme/Nebenbeslimmungen

Summe DM/ha: X Vertragsfläche (ha): = Entgelt DM/Fläche

Maßnahme 3.2., 3.3  
bzw .3.411

Betrag: Entgelt Maßnahme 3 .2 ,3 .3  
b zw .3 .4”r

Gesamtentgelt:

') Nichtzutreffendes streichen
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Gemarkung Flurnummer(n) Gesamtfläche 
in ha

Vertragsfläche j EMZ
inhaevtl. L x B : J

Biotoptypengruppe

□  Eigentümer
□  Nutzungsberechtigter

Besonderheiten (z. B. wechselnde Biolopstruktur)

Maßnahme Nr. Betrag/ha Erläuterung der Maßnahme/Nebenbestimmungen

Summe DM/ha: X Vertragsfläche (ha): = Entgelt DM/Fläche

Maßnahme 3.2., 3.3  
bzw. 3 .4 11

Betrag: _____ k Entgelt Maßnahme 3 .2 ,3 .3  
bzw. 3.4')

Gesamtentgelt:

1) Nichtzutreffendes streichen
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Der Vertragsnehmer verpflichtet sich, die PflegeVBewirtschaftungsmaßnahmen unter Berücksichtigung des Merkblattes 
zum Bayerischen Vertragsnaturschutzprogramm, das Bestandteil dieses Vertrages ist, sorgfältig durchzirführen und nur 
Hilfspersonen mit ausreichender Sachkenntnis einzusetzen.
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§ 3 Entgelt (Zuwendung i.S. der Art. 23,44 BayHO)

Die Höhe des Entgelts aus den in § 2 genannten Verpflichtungen beträgt insgesamt DM/Jahr.

Das Entgelt wird ab dem 15. November jeden Jahres auf das vorstehend angegebene Konto überwiesen.

Als Voraussetzung für die Fälligkeit der jährlichen Auszahlung des Entgelts zum o. g. Zeitpunkt hat derVertragsnehmer der 
unteren Naturschutzbehörde die vertragsgemäße Durchführung der in §2 genannten Maßnahmen mitzuteilen (Auszah­
lungsantrag).

§ 4  Dauer des Vertrags

Der Vertrag gilt für 5/201) Jahre, und zwar vom ______________________________ bis_____________________________

Der Vertrag kann fristlos gekündigt werden, wenn

-  falsche Angaben gemacht wurden,

-  die Abweichungen zwischen vereinbarter und tatsächlicher Flächengröße mehr als 10 v.H. betragen,

-  die in §2 genannten Verpflichtungen im einzelnen oder insgesamt nicht erfüllt wurden,

-  die haushaltsrechtliche Ermächtigung für die Zahlung des Entgelts nicht mehr gegeben ist oder

-  sich die Rechtsgrundlage oder Sachlage wesentlich ändert.

Auf Art. 60 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) wird hingewiesen.

§ 5  Sonstige Vorschriften

Der Vertrag richtet sich nach Art. 54 ff. BayVwVfG. Mündliche Abreden haben keine Gültigkeit.

Bei falschen Angaben des Vertragsnehmers ist der Freistaat Bayern zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt.

Soweit die in § 2 genannten Verpflichtungen im einzelnen oder insgesamt nicht erfüllt werden, entfällt für die betreffende 
Fläche der Anspruch auf Entgelt.

Ist in diesen Fällen das Entgelt bereits ausgezahlt, besteht zugunsten des Freistaates Bayern ein Rückerstattungsan­
spruch, der nach Maßgabe des Art. 44a BayHO mit 6 v. H. für das Jahr zu verzinsen ist.

Das Landratsamt/die kreisfreie Stadt ist befugt, diese Ansprüche durch Bescheid zurückzufordern.

Weitere Ansprüche des Freistaates Bayern bleiben unberührt.

§ 6 Erklärungen des Vertragsnehmers

DerVertragsnehmer ist damit einverstanden, daß zur Bearbeitung dieses Vertrages Angaben, die er in früheren und aktu­
ellen Förderanträgen, z. B. nach dem Bayerischen Vertragsnaturschutzprogramm oder nach dem Bayerischen Kultur­
landschaftsprogramm gemacht hat, mit den Angaben dieses Vertrages verglichen werden.

Außerdem ist derVertragsnehmer damit einverstanden, daß seine personenbezogenen Vertragsdaten elektronisch erfaßt 
und verarbeitet werden. Rechtsgrundlage für die Erhebung und Verarbeitung von Daten sind Art. 15, Art. 16 Abs. 1 und 
Art. 17 Abs. 1 des Bayerischen Datenschutzgesetzes.

DerVertragsnehmer erklärt,

□  als Nutzungsberechtigter, daß den in diesem Vertrag enthaltenen Verpflichtungen keine anderweitigen Bindungen, 
z. B. aus Pachtverträgen, entgegenstehen und der Eigentümer mit der Einbeziehung der in § 2 genannten Vertragsflä­
chein) in das Bayerische Vertragsnaturschutzprogramm einverstanden ist.

□  daß er gegenwärtig und künftig für die in dem Vertrag enthaltenen Flächen keine Leistungen aus anderen staatlichen 
Programmen (z. B. Erschwernisausgleich, Bayerisches Kulturlandschaftsprogramm) in Anspruch nehmen wird. Wer­
den dennoch solche Flächen einbezogen, ist dieser Vertrag insoweit von Anfang an rechtsunwirksam.

1) Nichtzutreffendes streichen
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□  daß er folgende Leistungen erhält oder beantragt hat/beantragen will:

□  Erschwernisausgleich

□  Bayerisches Kulturlandschaftsprogramm

□  Ausgleichszahlungen in Wasserschutzgebieten

□ __________________________________________

Hinweis:

Die Angaben in diesem Vertrag und in den dazu eingereichten Unterlagen sind subventionserheblich i.S.d. § 264 Strafge­
setzbuch i.V.m. Art. 1 des Bayerischen Subventionsgesetzes sowie mit §2 des Subventionsgesetzes. Danach ist die un­
tere Naturschutzbehörde verpflichtet, Tatsachen, die den Verdacht eines Subventionsbetrugs begründen, den Strafver­
folgungsbehörden mitzuteilen. Wegen Subventionsbetruges wird bestraft, wer über subventionserhebliche Tatsachen 
unrichtige oder unvollständige, für ihn vorteilhafte Angaben macht oder den Subventionsgeber über subventionserhebli­
che Tatsachen in Unkenntnis läßt.

Ort und Datum Ort und Datum

Unterschrift Vertragsnehmer Unterschrifl/Name/Landratsamt/kreisfreie Stadt
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Anlage 4

BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR LAN DESENTWICKLUNG UND UMWFI 1 FRAGEN

Merkblatt
über das Bayerische Vertragsnaturschutzprogramm

Bitte lesen Sie dieses Merkblatt aufmerksam durch!

Vertrage nach dem Bayerischen Vertragsnaturschutzprogramm werden gruodsat7hch im Herbst (1. August bis 
30. November) beantragt. Ausnahmsweise ist eine Antragstellung noch bis zum 1 Mai des folgenden Jahres 
möglich.

A. Allgemeine Bestimmungen

1. Welche Zielsetzungen hat das Bayerische Vertragsnaturschutzprogramm ?
Durch Verträge über naturschonende öewirtschaftungswoisen und Pflegemaßnahmen sollen
-  die Leistungen der Landwirtschaft zum Schutz der Umwelt und zun Erhalt des natürlichen Lebensraumes und der 

Landschaft angemessen entgolten werden.

-  ökologisch wertvolle Lebensraume für die heimischen Tier- und Pflanzenarten sowie die Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit von Natur und Landschaft als Lebensgrundlagon der Menschen gesichert, entwickelt und verbessert 
werden.

2. Wer kann am Vertragsnaturschutzprogramm teilnehmen ?
Landwirte und sonstige Eigentümer oder Nutzungsberechtigte landwirtschaftlich nutzbarer Flächen. Vorrangig sollen 
Verträge mit Landwirten abgeschlossen werden.

3. Wo und wann können Verträge abgeschlossen werden ?
Eigentümer oder Nutzungsberechtigte landwirtschaftlich nutzbarer Flächen wenden sich möglichst zwischen 1 Au­
gust und 30. November an die für die Fläche zuständige untere Naturschutzbehorde (Landratsamt/kreisfreie Stadt) 
oder an das für den Betrieb zuständige Amt für Landwirtschaft und Ernährung.

4. Was ist zu beachten?
Die untere Naturschutzbehorde prüft die Voraussetzungen und schließt mit dem Eigentümer/Nutzungsberechtigten 
einen schriftlichen Vertrag über eine Laufzeit von 5 (20) Jahren ab.

a) Voraussetzungen für den Vertragsabschluß sind, daß
-  die Vertragsflachen in Bayern liegen
-  der Vertragsnehmer das Nutzungsrecht für die einbezogenen Flächen für die Vertragsdauer (5/20 Jahre) der Ver­

pflichtung besitzt. Eigentümer und Nutzungsberechtigte haben ihre Berechtigung nachzuweisen (z. B. durch den 
Flächen- und Nutzungsnachweis des Amts für Landwirtschaft und Ernährung, durch Grundbuchauszug, durch 
Katasterunterlagen, durch Auszug aus dem Pachtvertrag oder durch formlose schriftliche Einverständniserklä­
rung der Eigentümer).

b) Verpflichtungen und Bedingungen
Der Vertragsnehmer muß sich in dem Vertrag mit der unteren Naturschutzbehörde verpflichten, naturschonende 
Bewirtschaftungsweisen und Pflegemaßnahmen gemäß Buchstabe B einzuhalten beziehungsweise ordnungsge­
mäß durchzuführen.

Darüber hinaus

-  ist der unteren Naturschutzbehorde unverzüglich mitzuteilen, wenn die für die Förderung maßgeblichen Umstän­
de sich ändern oder wegfallen,

-  sind alle für die Gewährung der Zuwendung maßgeblichen Unterlagen 5 Jahre lang nach Ablauf des Bewilligungs­
zeitraumes aufzubewahren, soweit nicht nach anderen Vorschriften längere Aufbewahrungsfristen vorgeschrie­
ben sind.

Das vereinbarte Entgelt (Zuwendung i.S. der Art. 23,44 BayHO) wird ausgezahlt, wenn die vereinbarte naturschonende 
Bewirtschaftungsweise eingehalten beziehungsweise die vereinbarte Pflegemaßnahme ordnungsgemäß durchgeführt 
wurde uno der Vertragsnehmer der unteren Naturschutzbehörde die vertragsgemäße Durchführung mitgeteilt hat.
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5. Für wie lange wird der Vertrag abgeschlossen?

Der Vertragszeitraum umfaßt 5 Jahre (beziehungsweise 20 Jahre für Verträge nach Maßnahme 0.10).

6. Mehrfachförderung

Die einzelnen Maßnahmen des Bayerischen Vertragsnaturschutzprogrammes können teilweise miteinander kombi­
niert werden. Nähere Informationen hierzu erteilt die untere Naturschutzbehörde.

Für dieselbe Maßnahme darf keine Förderung aus anderen Programmen in Anspruch genommen werden (Art. 17 
Abs. 4 und Art. 35 Abs. 2 BayHO, W  Nr. 3.6 zu Art. 23 BayHO). Soweit für Flächen z. B. im Rahmen des Programms zur 
Erhaltung der Kulturlandschaft Teil A II Beihilfen gewährt werden, entfällt demgemäß ein Entgelt nach diesen Richtli­
nien. Neben dem Entgelt nach dem Bayerischen Vertragsnaturschutzprogramm können, soweit die Voraussetzungen 
erfüllt sind, auch eine Förderung gemäß der Kulturpflanzenregelung sowie die Ausgleichszulage gewährt werden.

7. Sonstige Bestimmungen -  Kontrollen

-  Entgelte unter 300 DM/Betrieb und 5jähriger Laufzeit des Vertrags werden nicht gewährt.

-  Die Naturschutzbehörden sind aufgrund der unmittelbar geltenden EG-Vorschriften verpflichtet, alle Verträge einer 
verwaltungsmäßigen Kontrolle zu unterziehen. Darüber hinaus ist für einen bestimmten Prozentsatz der Verträge ei­
ne Kontrolle vor Ort (Ortsbesichtigung) durchzuführen und zwar zur Überprüfung der Angaben und eingegangenen 
Verpflichtungen. Wenn festgestellt wird, daß

-  falsche Angaben gemacht wurden und/oder

-  Voraussetzungen nicht gegeben sind beziehungsweise Verpflichtungen nicht eingehalten wurden,

ist mit weitgehenden Konsequenzen zu rechnen. Diese können vom teilweisen oder ganzen Verlust sowie der Rück­
erstattung der Zahlungen bis zur Strafverfolgung wegen Subventionsbetrugs reichen. Ein Erstattungsanspruch ist 
nach Maßgabe des Art. 44a Abs. 3 BayHO mit 6v.H. für das Jahr zu verzinsen.

-  Das Bayerische Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen, der Bayerische Oberste Rechnungs­
hof, Prüfungsorgane der Europäischen Gemeinschaft sowie die höheren und unteren Naturschutzbehörden haben 
das Recht, die Voraussetzungen für die Gewährung der Zuwendung durch Besichtigungen an Ort und Stelle und 
durch Einsichtnahme in Bücher und sonstige Belege zu prüfen beziehungsweise durch Beauftragte prüfen zu las­
sen.

8. Verwaltungsvorschriften
Auf den Abschluß von Verträgen besteht kein Rechtsanspruch. Die betreffenden Verwaltungsvorschriften können bei 
der zuständigen Naturschutzbehörde eingesehen werden.

B. Bewirtschaftungsauflagen

Auf Feuchtflächen, Mager- und Trockenstandorten sowie Flächen mit besonderen Funktionen für den Artenschutz, die 
Sicherung und Entwicklung von Lebensräumen und das Landschaftsbild können folgende naturschonende Bewirt­
schaftungsweisen und F^legemaßnahmen vereinbart werden:

a) Nicht biotopspezifische Maßnahmen je ha und Jahr

0.1 Streifenweise Bewirtschaftung mind. 10 m Breite (auf Ackerland oder Grünland) 300 DM
0.2 Verzicht auf Gülleausbringung 100 DM

0.3 Erhöhter Arbeits-und Maschinenaufwand auf Acker 50 bis 100 DM
(z. B. Handmahd; Motormäher wegen Nässe, Hangneigung; auf Grünland 50 bis 900 DM
Abfuhr und Verwertung von Mähgut, das nicht mehr als Viehfutter geeignet ist)

0.4 Verzicht auf chemische Pflanzenschutzmittel 200 DM
einschl. Wachstumsregulatoren auf Ackerflächen

0.5 Verzicht auf Mineraldünger 200 DM

0.6 Verzicht auf Mineraldünger und chemischen Pflanzenschutz 350 DM
0.7 Verzicht auf jegliche Düngung und chemischen Pflanzenschutz 500 DM

0.8 Sonstige regionale Maßnahmen auf Vorlage eines Maßnahmenkonzepts der zuständigen Natur­
schutzbehörde und beschränkt auf max. 5%  des Gesamtfördervolumens in einem Regierungsbezirk

0.9 Umwandlung von Ackerland in Grünland 500 DM
(Erhalt des Grünlandes während der 5-Jahresfrist)

0.10 Langfristige Bereitstellung von Flächen für ökologische Zwecke (20 Jahre)
im Rahmen eines fachlichen Konzepts bis Ertragsmeßzahl (EMZ) 30 bei Grünland 400 DM

bei Ackerland 500 DM 
über EMZ 30 je Bodenpunkt zusätzlich 10 DM
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b) Biotopspezifische Maßnahmen/Biotoppflege und-entwicklung

1. Ackerflächen

1.1 Verzicht auf mechan.-therm. Unkrautbekämpfung sowie Untersaat 150 DM

1.2 Brachlegung mit Selbstbegrünung, gegebenenfalls nach durchschn. Deckungsbeitrag
Bewirtschaftung nach dem 31.08. bei Brachlegung zuzügl. Bewirtschaftungsentgelt von 200 DM

1.3 Stoppelbrache 150 DM nach Winterweizen
200 DM nach Wintergerste

2. Wiesen

2.1 Einschränkung der Bewirtschaftung, keine Bodenmelioration 
(z.-B. Auffüllung, weitere Entwässerung) -  Schnittzeitpunkte

2.2 Wechsel zwischen Mahd und Brache auf ganzer Fläche
oder auf Teilflächen (alternierende Bewirtschaftung auf einem Schlag)

2.3 Brachlegung (insbes. in Biberlebensräumen)

15.03. bis 14. 06.: 200 DM
15.03. bis 30.06.: 250 DM
15.03. bis 31.08.: 350 DM

50 bis 150 DM

nach durchschnittlichem 
Deckungsbeitrag bis zu 800 DM

3. Weiden

3.1 Extensive Weidenutzung
durch Rinder, Schafe, Ziegen bis 1,2 GVE bis zu 240 DM im Jahresdurchschnitt

3.2 Pacht von Pferchflächen/Triebwegen (gegen Einzelnachweis)
bis Ertragsmeßzahl (EMZ) 30 bei Grünland 400 DM 

bei Ackerland 500 DM 
über EMZ 30 je Bodenpunkt zusätzlich 10 DM

3.3 Zäunung von Teilflächen, die aus der Beweidung auszunehmen sind
je nach Zäunungsaufwand bis zu 100 DM/Teilfläche

3.4 Transport der Tiere zu isolierten Weideflächen
(nur bei Beweidung mit Schafen und Ziegen) bis zu 250 DM/Weidefläche

3.5 Weidepflege (Schafhutungen, Rinderweiden nur auf alpinen Magerrasen und Borstgrasrasen) 100 DM

3.6 Erschwerte Beweidung aufgrund besonderer naturschutzfachlicher Anforderungen 100 DM

4. Streuobstbestände
4.1 Erhalt/Entwicklung von Streuobstwiesen/Erhalt der Bäume

unter Verzicht auf Pflanzenschutzmittel, Rindenkalkung und -Säuberung 
sowie Beseitigung von Totholz

4.2 Erhalt von Streuobstäckern/Erhalt der Bäume
unter Verzicht auf Pflanzenschutzmittel, Rindenkalkung und -Säuberung 
sowie Beseitigung von Totholz

4.3 Erhalt von Streuobstwiesen auf ackerfähigen Standorten

4.4 Nachpflanzungen in bestehenden Streuobstbeständen 
sowie Pflege von Nachpflanzungen

je ha und Jahr 

bis zu 250 DM

bis zu 500 DM

200 DM 

bis zu 200 DM

5. Teiche und Stillgewässer

5.1 Erhalt von Verlandungszonen 
20 bis 34% der Teichfläche 
35 bis 50 % der Teichfläche 
über 50 % der Teichfläche

5.2 Verzicht auf Düngung, Kalkung, chemische Mittel, 
Besatz mit Grasfischen und Mahd von Wasserpflanzen

5.3 Verzicht auf Ablassen vom 01.03. bis 15.10.

5.4 Ganzjährige Bespannung mit jährlichem Ablassen 
Ablassen im dreijährigen Abstand

5.5 Verzicht auf Fütterung von Fischen und Wasservögeln

je ha und Jahr

je ha Teichfläche 100 DM 
je ha Teichfläche 250 DM 
je ha Teichfläche 550 DM

300 DM

50 DM

50 DM 
100 DM

200 DM
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6. Weinberge

6.1 Verzicht auf Herbizide, Insektizide, Acarizide und Botrytizide; keine Bodenbearbeitung nach Abschluß des Re­
benwachstums; langanhaltende Bodenbegrünung (Herbst- und Winterbegrünung vom 01.09. -  01.03.) Som­
merbegrünung während der Vegetationsperiode, höchstens 2 Bearbeitungsgänge von M ai-Ju li, keine Einsaat 
zur Dauerbegrünung.

Zeitliche Einschränkung der Düngung; Sachgemäße Düngung nach Düngeempfehlung des Weinbaufachbera­
tersauf der Grundlage vorangegangener Bodenuntersuchungen (N jährlich; P, K, Mg, Ca, Cu und Humusgehalt 
jeweils im 5. Jahr); keine Düngung mit Klärschlamm, Gülle, Flüssigmist, Bioabfall-Kompost; Erhalt ökologisch 
wertvoller Begleitstrukturen, wie Trockenrasen, Raine, Mauern, Treppen etc. unter Verzicht auf jeglichen Einsatz 
von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln; Durchführung von Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen.

1 000 bis 5 500 DM

6.2 Bewirtschaftung nach Kriterien des ökologischen Weinbaus zusätzlich 650 DM

6.3 Instandsetzen von Trockenmauern je ha und Jahr bis zu 5 000 DM
(offene Fugen) und Treppen

7. Besondere Bewirtschaftungsmaßnahmen gemäß dem Bayerischen Kulturlandschaftsprogramm (KULAP) wer­
den im Rahmen eines Vertrags nach dem Bayerischen Vertragsnaturschutzprogramm entsprechend den im 
KULAP gültigen Sätzen entgolten. Innerhalb des KULAP wirksame Kombinationsverbote gelten fort. Die Kom­
bination von Maßnahmen nach dem KULAP und Maßnahmen nach dem Bayerischen Vertragsnaturschutzpro­
gramm in einem Vertrag ist ausgeschlossen.
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Bayerisches Kulturlandschaftsprogramm 
(KULAP)

Nachdruck der Übersichten und Merkblätter über das KULAP 
des Bayerischen Staatsministeriums für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten
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BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN

Merkblatt
über das Bayerische Kulturlandschaftsprogramm -  Teil A (KULAP-A)

(Stufe II -  Honorierung zusätzlicher Bewirtschaftungsauflagen)

Das vorliegende Merkblatt enthält die wesentlichen Bestimmungen zu den KULAP-A Maßnahmen und den damit verbun­
denen Verpflichtungen. Es ist Bestandteil Ihres KULAP-A Antrages.

Lesen Sie dieses Merkblatt aufmerksam durch.

A Allgemeine Bestimmungen und Auflagen

1. Welche Zielsetzung hat das Bayerische Kulturlandschaftsprogramm?
Mit der Förderung extensiver Bewirtschaftungsweisen soll die Sanierung, Erhaltung, Pflege und Gestaltung der Kulturland­
schaft gewährleistet werden.

2. Wer kann Antrag stellen?
• Inhaber von landwirtschaftlichen Betrieben mit Hofstelle, die mindestens 3 ha LF selbst bewirtschaften, oder landwirt­

schaftliche Unternehmer im Sinne des § 1 des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte (ALG). Alm- und Weidege­
nossenschaften können im Namen und Auftrag ihrer Mitglieder Antrag stellen.

• Empfänger der Altershilfe für Landwirte (ALG) oder der Produktionsaufgaberente (FELEG) können nicht gefördert werden.

3. Wo und wann ist der Antrag zu stellen?
• Der Antrag ist spätestens am 16. Februar 1998 beim zuständigen Amt für Landwirtschaft und Ernährung (AfLuE)

einzureichen.
• Der Tag der Antragstellung ist der Tag, an dem der Antrag (Hauptformular) beim AfLuE eingeht (Beginn des Verpflichtungs­

zeitraumes).
• Daneben sind jährlich im Rahmen des Mehrfachantrages die aktuellen Daten (Flächen- und Nutzungsnachweis mit 

KULAP-A Codes und Viehverzeichnis) sowie eingetretene bzw. geplante Änderungen, die eingegangene Verpflichtungen 
berühren, mitzuteilen.

4. Was ist zu beachten?
a) Voraussetzungen für die Gewährung der Förderung:
• Die Antragsflächen müssen in Bayern liegen.
• Der Antragsteller muß

-  vor Antragstellung den Betrieb grundsätzlich mind. 1 Jahr selbst bewirtschaftet haben (Ausnahme bei Hofübernahme),
-  die dafür notwendigen betrieblichen Produktionsfaktoren (z. B. Gebäude, Boden, Vieh) selbst nutzen und
-  bei Antragstellung das Nutzungsrecht für die einbezogenen Flächen für die Dauer der Verpflichtung besitzen.

• Die Förderung von einzelflächenbezogenen Maßnahmen ist auf ganze Feldstücke abzustellen. Ausnahmen sind bei den 
Maßnahmen 3.3, 4.2 und 5 möglich.

• Im Jahr vor und bis zur Antragstellung darf kein Grünland zur Vergrößerung der Ackerfläche in Ackerland umgewandelt 
worden sein.

• Die Förderung ist auf maximal 50 ha LF je Betrieb, maximal jedoch 24 000 DM je Betrieb und Jahr begrenzt.

b) Verpflichtungen und Bedingungen
• Der Antragsteller muß sich verpflichten,

-  im Betrieb kein Grünland (Dauer- und Wechselgrünland) zur Vergrößerung der Ackerfläche in Ackerland umzuwan­
deln,

-  bei den in die Förderung einbezogenen Flächen
• diese für die Dauer des Bewilligungszeitraumes verpflichtungsgemäß zu bewirtschaften bzw. zu pflegen,
• auf die Ausbringung von Abwasser, Klärschlamm, Fäkalien, Müllkompost und ähnlichen Stoffen zu verzichten,
• Grüngutkomposte nur einzusetzen, sofern das Ausgangsmaterial auf dem eigenen landwirtschaftlichen Betrieb ange­

fallen ist (Ausnahme bei Maßnahme 1) und
• keine Entwässerungsmaßnahmen, Planierungen bzw. Auffüllungen ohne Zustimmung der Bewilligungsbehörde 

(AfLuE) durchzuführen.
• Der Viehbesatz im Betrieb (Durchschnittsbestand) darf bei den Maßnahmen 1 bis 3.3 in jedem Kalenderjahr im Verpflichtungs­

zeitraum nicht mehr als 2,0 GV/ha LF betragen (mit Ausnahme der Maßnahmen 2.3 für Betriebe mit mehr als 70 % Grün­
land). Für die Antragstellung ist grundsätzlich der Viehbesatz im Betrieb (Durchschnittsbestand) maßgeblich, der sich aus 
dem Mehrfachantrag 1997 (Flächen- und Nutzungsnachweis und Viehverzeichnis) errechnet.
Die Ermittlung des Viehbesatzes erfolgt jährlich auf der Grundlage des aktuellen Viehverzeichnisses zum Mehrfachantrag.

• Auf der Betriebsfläche darf nur betriebseigener Wirtschaftsdünger ausgebracht werden (Ausnahme bei Maßnahme 1).

5. Wie lange ist der Förderzeitraum?
Der Verpflichtungszeitraum umfaßt
-  5 Jahre; volle Vegetationsperioden bzw. Kalenderjahre (Maßnahmen 1 bis 4),
-  20 Jahre bei der langfristigen Bereitstellung von Flächen für agrarökologische Zwecke (Maßnahme 5).

6. Mehrfachförderung
•  Die einzelnen Maßnahmen des KULAP-A können teilweise miteinander kombiniert werden. Nähere Informationen hierzu 

erteilt das zuständige AfLuE.
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• Soweit die Voraussetzungen erfüllt sind, kann neben der Förderung nach KULAP-A auch eine Förderung im Rahmen der 
Kulturpflanzenregelung (ausgenommen von der KULAP-A Förderung sind grundsätzlich Stillegungsflächen) sowie in der 
Regel die Ausgleichszulage gewährt werden.

• Soweit für dieselben Flächen sonstige öffentliche (staatliche und kommunale) oder private Mittel (z. B. Wasserversorgungs­
unternehmen) in Anspruch genommen werden, ist eine Förderung nach dem KULAP-A i. d. Regel ausgeschlossen. Eine 
Kombination ist ausnahmsweise zulässig, wenn über die Verpflichtungen aus dem KULAP-A hinaus zusätzliche bzw. anders­
artige Auflagen zu erfüllen sind oder mit der Zuwendung ein über die KULAP-A Richtlinien hinausgehender oder anderer 
Zweck verfolgt wird.

• Soweit Flächen bereits im Rahmen von Programmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege des Staatsministeriums für 
Landesentwicklung und Umweltfragen gefördert werden, ist eine Förderung nach dem KULAP-A ausgeschlossen.

Nähere Informationen erteilt das zuständige AfLuE.

7. Sonstige Bestimmungen -  Kontrollen
• Die Höhe der jährlichen Auszahlung für das jeweilige Verpflichtungsjahr wird auf der Grundlage der Daten im Mehrfachantrag 

(KULAP-Code im Flächen- und Nutzungsnachweis, Viehverzeichnis) festgesetzt.
Förderungen unter 400 DM/Betrieb und Jahr werden nicht gewährt.
Der Zuwendungsempfänger kann während der ersten drei Jahre seiner Verpflichtung auf Antrag von einer einzelflächenbe­
zogenen Maßnahme mit geringerem Extensivierungsgrad zu einer einzelflächenbezogenen Maßnahme mit höherem Exten- 
sivierungsgrad wechseln, ohne daß sich dadurch der Bewilligungs- bzw. Verpflichtungszeitraum verlängert. Umstellungen 
auf einen höheren Extensivierungsgrad müssen während des Antragszeitraumes (01.08. bis 30.11.) beantragt werden 
(Folgeantrag).
Bei einem Wechsel von einer einzelflächenbezogenen Maßnahme zu betriebszweigbezogenen Maßnahmen (2.1,2.2, 2.3) 
oder zur Gesamtbetriebsextensivierung (Maßnahme 1) bzw. von betriebszweigbezogenen Maßnahmen zur Gesamtbetriebsex- 
tensivierung ist ein neuer 5jähriger Verpflichtungszeitraum einzugehen (neue Antragstellung).
Gehen während des Verpflichtungszeitraumes der ganze Betrieb oder einzelne Flächen, für die eine Förderung gewährt 
wurde, auf andere Personen über oder an Verpächter zurück, muß der Zuwendungsempfänger die für diese Flächen erhal­
tene Zuwendung vollständig -  zuzüglich Zinsen -  zurückerstatten.
Diese Bestimmung findet keine Anwendung
-  in Fällen höherer Gewalt,
-  bei Übernahme der eingegangenen Verpflichtungen durch andere Erzeuger,
-  wenn der Zuwendungsempfänger seine Verpflichtungen bereits drei Jahre erfüllt hat, er seine landwirtschaftliche Tätigkeit 

aufgibt und sich die Übernahme seiner Verpflichtungen durch einen Nachfolger als nicht durchführbar erweist,
-  bei Stillegung durch Aufforstung gemäß VO (EWG) Nr. 2080/92,
-  bei Verfahren im öffentlichen Interesse (z. B. Inanspruchnahme der einbezogenen Flächen für Infrastrukturmaßnahmen). 
Jede Änderung, die Auswirkungen auf die Förderberechtigung im laufenden Verpflichtungsjahr hat, ist unverzüglich und Fälle 
höherer Gewalt sind spätestens innerhalb von 10 Arbeitstagen dem AfLuE schriftlich mitzuteilen.
Vergrößert sich die einbezogene LF des Begünstigten während des Verpflichtungszeitraumes, so muß der Zuwendungs­
empfänger bei den nicht einzelflächenbezogenen Maßnahmen (Maßnahmen 1 ,2 .1 ,2 .2 , 2.3)
-  die zusätzlichen Flächen zu den Bedingungen des ursprünglichen Bewilligungsbescheides während des restlichen Bewilligungs­

zeitraumes mit einbeziehen (Mitteilung durch den Mehrfachantrag) und kann hierfür eine Förderung erhalten, vorausgesetzt, diese 
Einbeziehung
• bringt unzweifelhafte Vorteile für die Umwelt mit sich,
• ist gerechtfertigt durch die Art der Verpflichtung, die Länge des restlichen Zeitraums und die Größe der zusätzlichen 

Fläche, die deutlich geringer als die ursprüngliche Fläche (maximal 50 % der ursprünglich einbezogenen Fläche) sein 
muß, wobei eine Vergrößerung um bis zu 2 ha in jedem Fall zulässig ist, und

• beeinträchtigt nicht die wirksame Überprüfung der Einhaltung der Fördervoraussetzungen 
oder
-  die ursprüngliche Verpflichtung durch eine neue Verpflichtung (neue Antragstellung) ersetzen, in der die gesamte Fläche 

einbezogen wird und deren Bedingungen mindestens genauso strikt sind wie die der ursprünglichen Verpflichtung. Dies gilt 
auch in Fällen, in denen die in eine Verpflichtung einbezogenen Flächen innerhalb des Betriebes vergrößert werden.

Der 5jährige Verpflichtungszeitraum bei den einzelflächenbezogenen Maßnahmen bleibt davon unberührt.
Bei Verzicht auf Mineraldünger (NPK) Ist die Kalkung zugelassen, soweit keine naturschutzfachlichen Belange entgegenste­
hen.
In Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz oder anderweitigen ähnlichen öffentlichen Bodenordnungsverfahren kann 
bei einem Besitzwechsel während des Verpflichtungszeitraumes die Förderung von den alten auf die neuen Flurstücke bzw. 
vom bisherigen auf den künftigen Besitzer übergehen, soweit die jeweiligen Förderungsvoraussetzungen gegeben sind. 
Erweist sich eine solche Anpassung als unmöglich, so endet die Verpflichtung, ohne daß die bereits gewährten Zuwendun­
gen zu erstatten sind.
Die ÄfLuE sind aufgrund der EG-Vorschriften (unmittelbar geltendes Recht) verpflichtet, alle Anträge einer verwaltungsmäßigen 
Kontrolle zu unterziehen. Darüber hinaus ist zur Überprüfung der Angaben und eingegangenen Verpflichtungen für einen be­
stimmten Prozentsatz der Anträge eine Kontrolle vor Ort (Ortsbesichtigung) durchzuführen. Zur Kontrolle der bestimmungsge­
mäßen Einhaltung der Produktionsweisen zu deren Einhaltung/Beibehaltung sich der Erzeuger verpflichtet hat, können Pro­
ben von unverarbeiteten oder verarbeiteten Erzeugnissen genommen und einer Analyse unterzogen werden.
Wenn festgestellt wird, daß
-  falsche Angaben gemacht wurden und/oder
-  Voraussetzungen nicht gegeben bzw. Verpflichtungen nicht eingehalten wurden
ist mit weitgehenden Konsequenzen zu rechnen. Diese können vom teilweisen oder ganzen Verlust der Förderung, Aus­
schluß von der künftigen Teilnahme (mindestens zwei Jahre) an Programmen gemäß VO (EWG) Nr. 2078/92 bis zur Straf­
verfolgung wegen Subventionsbetruges führen.

8. Verwaltungsvorschriften
Auf die Förderung besteht kein Rechtsanspruch.
Die das KULAP-A betreffenden Förderbestimmungen können beim zuständigen AfLuE eingesehen werden.



B Maßnahmen -  Bewirtschaftungsauflagen
1. Umstellung der Betriebsorganisation auf extensive Bewirtschaftung bzw. deren Beibehaltung

(Bewirtschaftung des gesamten Betriebes nach den Kriterien des ökologischen Landbaus)
— K 14 . (Nähere Informationen sind dem Ergänzungsblatt „Ökologischer Landbau“ zu entnehmen)

2. Extensive Acker-/Dauergrünlandnutzung (betriebszweigbezogen)
Voraussetzung für die Förderung ist, daß die gesamte Acker- bzw. Dauergrünlandfläche des Betriebes entsprechend der 
nachfolgenden Auflagen bewirtschaftet wird. Dies gilt auch für Flächen ohne 5jähriges Nutzungsrecht bzw. für Flächen, die 
außerhalb Bayerns liegen und somit nicht in die KULAP-A Förderung einbezogen werden können.

2.1 Extensive Fruchtfolge auf der gesam ten Ackerfläche des Betriebes -  K 31
Der Anteil der folgenden Intensivkulturen an der Ackerfläche darf jeweils max. 20 % betragen: Mais, Weizen, Rüben. Die Begren­
zung dieser Kulturen insgesamt an der Ackerfläche liegt bei max. 33 %.
Eine Förderung erfolgt nur für folgende Früchte:

Kartoffeln, Raps und Rübsen, Triticale, Wintergerste 100 DM/ha und Jahr
Getreide (ohne Weizen, Weizenmenggetreide, Triticale, Wintergerste, Mais), Eiweißpflanzen
Ölfrüchte (ohne Raps/Rübsen), Heil- und Gewürzpflanzen 200 DM/ha und Jahr
Ackerfutter (Klee, Kleegras, Luzerne, Gras als Hauptfrucht); max. 50 % der Ackerfläche 
eines jeden Verpflichtungsjahres; Mulchverbot
Alte Kulturpflanzensorten (Nähere Informationen erteilt hierzu das zuständige AfLuE) 300 DM/ha und Jahr

2.2 Mulchsaatverfahren -  K 32
Bei mindestens einer der folgenden Reihenkulturen ist während des Verpflichtungszeitraumes jährlich und ausschließlich die 
Mulchsaat anzuwenden: Mais, Rüben, Kartoffeln;
Es muß eine gezielte Zwischenfruchtansaat erfolgen.
Höhe der Förderung: 200 DM/ha und Jahr

2.3 Extensive Grünlandnutzung -  K 33/K 34
Stufe a und Stufe b: Verzicht auf flächendeckenden chemischen Pflanzenschutz und generelles Umbruchverbot der 
Dauergrünlandflächen
• Förderfähig sind Wiesen, Mähweiden und Weiden. Streuwiesen, Hutungen, AlmVAIpflächen und Sommerweideflächen für 

Wanderschafe sind von der Förderung ausgeschlossen.
• Die Dauergrünlandflächen sind mindestens einmal während der Vegetationsperiode zu mähen oder zu beweiden. Das Schnittgut 

ist landwirtschaftlich zu verwerten (Mulchverbot).
• Für wirtschaftseigene Dünger gilt ein Ausbringverbot zu Zeitpunkten, an denen der Boden nicht aufnahmefähig ist (z. B. 

gefroren, schneebedeckt, wassergesättigt). Betriebe mit Überschüssen an wirtschaftseigenem Dünger haben Abnahmever­
träge mit aufnahmefähigen Betrieben nachzuweisen; beim Transport dieser Düngemengen sind unverhältnismäßige Entfer­
nungen zu vermeiden. Für Betriebe unter 10 ha LF, einem GV Besatz über 2,0 GV/ha LF und mehr als 70 % Grünland sind 
jährlich Nährstoffvergleiche zu erstellen. Die Tierhaltung ist auf die betriebseigene Futtergrundlage auszurichten.
In jedem Kalenderjahr im Verpflichtungszeitraum muß ein Mindestbesatz (Durchschnittsbestand) an Rauhfutterfressern 
im Betrieb von mindestens 0,5 GV/ha Hauptfutterfläche eingehalten werden.

• Betriebe mit einem GV-Besatz zwischen 1,5 GV/ha und 2,0 GV/ha dürfen den Viehbesatz nur aufstocken, wenn die Um­
weltverträglichkeit durch das AfLuE bestätigt wird. Betriebe mit mehr als 70 % Grünland und einem GV-Besatz von über 
2,0 GV/ha LF dürfen den Viehbesatz während des Verpflichtungszeitraumes nicht erhöhen.

Zusätzlich bei Stufe b: Verzicht auf Mineraldünger (mit Ausnahme der im ökologischen Landbau zugelassenen minerali­
schen Ergänzungsdünger im Falle eines nachgewiesenen Bedarfs -  nähere Informationen hierzu erteilt das zuständige AfLuE)

Höhe der Förderung: 
bis 2,0 GV/ha

! und über 70 % Grünlandanteil 
über 2,5 GV/ha }

Stufe a -  K 33 
200 DM/ha 
190 DM/ha 
175 DM/ha

Stufe b -  K 34 
400 DM/ha 
375 DM/ha 
350 DM/ha

3. Extensive Acker-/Gr,ünlandnutzung (einzelflächenbezogen)
3.1 Extensive Weidenutzung durch Schafe und Ziegen (Wanderschäferei/Hütehaltung) -  K 41

• Die Förderung erfolgt nur für Flächen, für die keine Ausgleichszulage gewährt wird. Beweidete Sonderflächen wie z. B. Trup­
penübungsplätze, Flugplätze, Kanal- und Hochwasserschutzdämme und andere vergleichbare Flächen außerhalb der Aus­
gleichszulagengebiete sind hierbei grundsätzlich förderfähig.

• Im Jahresdurchschnitt müssen mindestens 10 Mutterschafe/Mutterziegen gehalten werden.
• Auf den geförderten Flächen sind alle Maßnahmen zu unterlassen, die zu einer Veränderung des extensiven (ökologischen) 

Zustandes der Weideflächen führen (z. B. Düngung, chemischen Pflanzenschutz).
• Höhe der Förderung: 240 DM/ha und Jahr

3.2 Extensivierung von Wiesen mit Schnittzeitauflagen entsprechend den ökologischen Erfordernissen, um die standort­
gerechte bzw. anzustrebende ökologisch wertvolle Pflanzengesellschaft und die damit verbundene Fauna zu erhalten
• Es sind folgende Stufen der Extensivierung zu unterscheiden:

Stufe 1: -  Schnittzeitpunkt ab dem 16. Juni -  K 51 450 DM/ha und Jahr
-  Verzicht auf mineralische N-Düngung

Stufe 2: -  Schnittzeitpunkt ab dem 1. Juli -  K 55 600 DM/ha und Jahr
-  Verzicht auf jegliche Mineraldüngung
-  Verzicht auf den Einsatz von chemischen Pflanzenschutzmitteln (ausgenommen zur Einzelpflanzenbehandlung)

• Die Wiesen sind aus natur- und umweltschutzfachlichen Gründen erst ab den oben genannten Schnittzeitpunkten zu mähen. Das 
Schnittgut ist landwirtschaftlich zu verwerten (Mulchverbot).

• In jedem Kalenderjahr im Verpflichtungszeitraum muß ein Mindestbesatz (Durchschnittsbestand) an Rauhfutterfressern 
im Betrieb von mindestens 0,5 GV/ha Hauptfutterfläche eingehalten werden.
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• Weide in der vegetationsarmen Zeit im Herbst (frühestens nach der festgelegten Mahd) und im Frühjahr bis zum 15. März ist 
zugelassen.

• Soweit zum Schutze der Wiesenbrüter erforderlich, kann das Nichtbefahren der Flächen im Zeitraum vom 15. März bis zum 
vereinbarten Schnittzeitpunkt zur zusätzlichen Auflage gemacht werden.

• Uferrandstreifen bis zur Breite von mindestens 10 m dürfen in keinem Fall gedüngt (mineralisch und organisch) und nicht mit 
chemischen Pflanzenschutzmitteln flächendeckend behandelt werden.

3.3 V e rz ic h t a u f je g lic h e  D ü n g u n g  u n d  je g lic h e  P fla n z e n s c h u tz m itte l entlang von Gewässern und sonstigen sensiblen 
Bereichen auf Acker- und Grünlandflächen (Umfang wird vom AfLuE festgelegt) -  K 57
Die Grünlandflächen sind mindestens einmal während der Vegetationsperiode zu mähen oder zu beweiden. Das Schnittgut ist 
landwirtschaftlich zu verwerten (Mulchverbot).
Bei Einbeziehung von Grünlandflächen muß in jedem Kalenderjahr im Verpflichtungszeitraum ein Mindestbesatz (Durchschnitts­
bestand) an Rauhfutterfressern im Betrieb von mindestens 0,5 GV/ha Hauptfutterfläche eingehalten werden.
Höhe der Förderung: 500 DM/ha und Jahr

4. Besondere Bewirtschaftungsformen zum Schutz von Boden, Wasser und zum Erhalt der Kultur­
landschaft

4.1 U m w e lts c h o n e n d e  F lü s s ig m is ta u s b r in g u n g  -  K 60
• Diese Maßnahme ist von den gesamtbetrieblichen Verpflichtungen und Bedingungen gemäß Nr. A 4 b dieses Merkblattes 

ausgenommen.
• Die Ausbringung des gesamten im Betrieb anfallenden Flüssigmists ist mit anerkannt umweltschonenden Geräten/Tech- 

niken vorzunehmen. Dies liegt dann vor, wenn
-  der Flüssigmist in geschlossenen Leitungen bandförmig unmittelbar auf oder in den Boden abgelegt wird und
-  die Querverteilung den Anforderungen guter fachlicher Praxis entspricht (Abweichungen von der vorgegebenen Ausstoß­

menge über die Arbeitsbreite dürfen nicht größer als maximal 15 % sein).
Über Einzelheiten der anerkannten Technik erteilt das zuständige AfLuE Auskunft.

• Landwirtschaftlich genutzte Flächen (LF), die in KULAP-A Maßnahmen mit Verzicht auf organische Düngung einbezogen 
oder im Rahmen der Garantierten Dauerbrache ohne nachwachsende Rohstoffe stillgelegt sind sowie Almen/Alpen, Streu­
wiesen, Hutungen und Sommerweiden für Wanderschafe können nicht gefördert werden.
Darüber hinaus können Flächen nicht in die Förderung einbezogen werden, für die aufgrund von Auflagen ein Ausbringungs­
verbot für Flüssigmist besteht oder die über das Bayer. Vertragsnaturschutzprogramm -  Maßnahmen mit Verzicht auf organi­
sche Düngung -  gefördert werden. Als Abzugsflächen können ferner in Abstimmung mit dem zuständigen AfLuE auch Hang­
lagen und Grünlandflächen gelten, sofern die im Betrieb vorgesehene, förderfähige (anerkannte) Ausbringtechnik für diese 
Flächen nicht geeignet ist. Die Begüllung dieser Flächen mit herkömmlicher Technik ist in Bezug auf diese Maßnahme dann 
förderunschädlich.
Diese Flächen sind mit der Code-Nr. K 04 im Flächen- und Nutzungsnachweis zu kennzeichnen.
Höhe der Förderung: max. 30 DM je GV oder max. 60 DM je ha LF und Jahr (zur Auszahlung gelangt der jeweils niedrigere Betrag).

4.2 M ahd  v o n  S te ilh a n g w ie s e n  und  W iesen  m it v e rg le ic h b a re r A rb e its e rs c h w e rn is
• Die Mähnutzung muß so durchgeführt werden, daß der angestrebte Schutz vor Erosion gesichert ist.
• Die Fläche muß auf Karten beim AfLuE ausgewiesen sein.
• Höhe der Förderung: 35 -  49 % Gefälle 500 DM/ha und Jahr -  K 65; ab 50 % Gefälle 800 DM/ha und Jahr -  K 66.

4.3 B e h ir tu n g  a n e rk a n n te r A lm e n  un d  A lp en
• Auf den einbezogenen Almen/Alpen dürfen flächendeckend keine chemischen Pflanzenschutzmittel -  ausgenommen die 

Einzelpflanzenbehandlung zur Sicherung ökologisch wertvoller Bestände -  eingesetzt werden.
• Höhe der Zuwendung bei Behirtung durch:

-  ständiges Personal 200 DM je ha Lichtweide, mind. 1 500 DM/Alm/Alpe, max. 6 000 DM je Hirte -  K 68/K 71 ;
-  nichtständiges Personal 100 DM je ha Lichtweide, mind. 750 DM, max. 3 000 DM je Alm/Alpe -  der Höchstbetrag kann 

nur einmal je Alm-, Alpeinheit ausgeschöpft werden -  K 72/K 74.
Die Alm/Alpe sowie ggf. Nieder- und Hochleger (Weidestaffel) gelten als eine Einheit. Der über die anrechenbare Behirtung 
hinausgehende Flächenanteil kann nicht zusätzlich über die Behirtung durch nichtständiges Personal abgegolten werden.

4.4  S tre u o b s tb a u  -  K 76
• Zum Streuobstbau zählen Einzelbäume (auf landw. Nutzfläche), kleinere Baumgruppen, Baumzeilen entlang von Wegen und 

Straßen sowie extensiv genutzte Streuobstbestände mit oder ohne Unternutzung. Wird für die Unternutzung auch eine 
KULAP-A-Förderung gewährt, so wird pro geförderten Streuobstbaum eine Fläche von 100 qm in Abzug gebracht.

• Es können maximal 100 Streuobstbäume pro ha LF gefördert werden.
• Nicht gefördert werden können: Baumarten mit weniger als 3 m Kronendurchmesser; Baumarten mit weniger als 1,60 m 

Stammhöhe.
• Höhe der Förderung: für die ersten 20 Bäume des Betriebes 10 DM/Baum; für die weiteren Bäume 5 DM/Baum; Obergrenze 

600 DM/ha.

4.5 S o n s tig e  re g io n a le  M aß nahm en -  K  80 b is  K  95
Im Rahmen eines fachlichen Konzepts können gebietsspezifische Sondermaßnahmen durchgeführt werden. Nähere Informatio­
nen hierzu erteilt das zuständige AfLuE.

5. Langfristige Bereitstellung von Flächen für agrarökologische Zwecke (mindestens 20 Jahre) im 
Rahmen eines fachlichen Konzepts
• Diese Maßnahme kommt nicht flächenhaft, sondern nur für ausgewählte Flächen(Feldstücksteile) im Rahmen eines fachli­

chen Konzeptes zur Anwendung. Dabei wird eine ökologische Vernetzung der Flur durch Maßnahmen wie Heckenpflanzun­
gen, Anlage von Rainen, kleineren Feldgehölzen und extensiven Grünbestandteilen angestrebt.

• Höhe der Förderung in Abhängigkeit von der einzelflächenbezogenen 0  Ertragsmeßzahl (EMZ):
-  bis zu einer 0  EMZ von 20 Grünland -  K 96 500 DM/ha Ackerland -  K 91 600 DM/ha
-  darüber je EMZ-Punkt zusätzlich 10 DM/ha

• Bei Berücksichtigung als konjunkturelle Stillegung ist die max. Zuwendung auf die Höhe des jeweils geltenden Stillegungs­
ausgleichs begrenzt. (Nähere Informationen hierzu erteilt das zuständige AfLuE.)
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Ergänzungsblatt zum Merkblatt "KULAP-A"
Bestimmungen zum -  "Ökologischen Landbau" -

(Gesamtbetriebsextensivierung -  Maßnahme 1)

1 . Bewirtschaftung des gesamten Betriebes nach den Kriterien des ökologischen Land­
baus gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2 0 9 2 / 9 1  des Rates vo m  24 . Ju n i 1991 -

EG-Öko-VO -  (ABI. Nr. L 198 vom 22. Juli 1991, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung

(Der Verordnungstext ist beim AfLuE erhältlich bzw. kann dort eingesehen werden.)

2. Zusätzliche Auflagen und Verpflichtungen
• Voraussetzung für die Förderung ist, daß der gesamte Betrieb ökologisch bewirtschaftet wird. Dies 

gilt auch für Flächen ohne 5jähriges Nutzungsrecht bzw. für Flächen, die außerhalb Bayerns lie­
gen und somit nicht in die Förderung einbezogen werden können.

• Der Viehbesatz im Betrieb (Durchschnittsbestand) darf in jedem Kalenderjahr im Verpflichtungs­
zeitraum nicht mehr als 2,0 GV/ha LF betragen.

• Betriebe mit mehr als 50 % Grünland müssen in jedem Kalenderjahr im Verpflichtungszeitraum 
einen Mindestviehbesatz (Durchschnittsbestand) von 0,5 GV/ha Hauptfutterfläche einhalten.

• Die Nährstoffversorgung der landwirtschaftlichen Flächen ist auf der Grundlage wirtschaftseigener 
Dünger und/oder Gründüngung vorzunehmen.

• Im Betrieb vorhandene und zugekaufte Wirtschaftsdünger sind nur in einer dem Standort und 
dem Pflanzenbedarf angepaßten Menge, höchstens 170 kg N pro ha LF (entspricht der maximal 
zulässigen Tierhaltungsobergrenze von 2 Rindergroßvieheinheiten pro ha LF) anzuwenden. Mit 
zugekauften Wirtschaftsdüngern oder organischen Handelsdüngern dürfen nicht mehr als 40 kg 
N/ha und Jahr zugeführt werden. Die Beurteilung erfolgt mittels des Berechnungsschemas zur 
Bestimmung maximal zulässiger Nährstoffzufuhren. Gülle und Geflügelmist darf nur von ökolo­
gisch wirtschaftenden Betrieben zugekauft werden.

• Die Verwendung von chemisch-synthetischen Stickstoffverbindungen, Harnstoffen und leicht­
löslichen Phosphaten ist untersagt.
Darüber hinaus sind die im Anhang II Teil A der EG-Öko-VO getroffenen Regelungen zu beachten. 
Nähere Informationen sind beim zuständigen Amt für Landwirtschaft und Ernährung (AfLuE) 
zu erhalten.
Grüngutkomposte können zudem nur bei regelmäßiger Kontrolle der Belastung auf Umwelt­
schadstoffe eingesetzt werden.

• Im Pflanzenschutz ist auf die Anwendung chemisch-synthetischer Mittel (einschließlich Beizung) 
zu verzichten. Zur Erzielung gesunder Pflanzenbestände stehen acker- und pflanzenbauliche 
Maßnahmen (Fruchtfolge, Bodenbearbeitung, Humuswirtschaft, Düngung, Sortenwahl) im Vor­
dergrund. Biologische, mechanische und thermische Verfahren sind möglich. Darüber hinaus 
dürfen bei unmittelbarer Bedrohung der Kulturen die in Anhang II, Teil B der EG-Öko-VO aufge­
führten Pflanzenschutzmittel eingesetzt werden. Nähere Informationen sind beim zuständigen 
AfLuE zu erhalten.

• Bei Wiederkäuern ist im Sommer Grünfutter anzubieten. Die ausschließliche ganzjährige 
Silagefütterung ist nicht gestattet.

• Zugekaufte Futtermittel sind nur einzusetzen, wenn sie unter Beachtung der o. g. Auflagen er­
zeugt wurden.

KULAP-Teil A/Merk/Öko Stand: 12/97



Ausnahmen:
-  Milch, Milchprodukte und Milchaustauscher ohne Antibiotika bzw. tierische Fette (außer Milch­

fett) bei der Jungtieraufzucht.
-  In der Wiederkäuerfütterung dürfen im Durchschnitt eines Jahres die folgenden konventionel­

len Futtermittel bis max. 10 % (bezogen auf die Trockenmasse) eingesetzt werden: 
Leinsamen, -kuchen und -expeller, Bierhefe, Treber und Trester aus der Nahrungsmittelindu­
strie.

-  Bei der Schweinefütterung dürfen im Durchschnitt eines Jahres bzw. einer Mastperiode bis 
max. 15 % (bezogen auf die Trockenmasse) konventionelle Futtermittel verwendet werden. 
Zusätzlich zu den unter dem 1. und 2. Spiegelstrich aufgeführten Futtermitteln darf eingesetzt 
werden:
Kartoffeleiweiß, Maiskleber.

-  Bei Geflügel dürfen im Durchschnitt eines Jahres bzw. einer Mastperiode bis max. 20 % (bezo­
gen auf die Trockenmasse) konventionelle Futtermittel verwendet werden. Zusätzlich zu den 
unter dem 1., 2. und 3. Spiegelstrich aufgeführten Futtermitteln darf Grünmehl eingesetzt wer­
den.

• Futtermittel mit folgenden Zusatzstoffen sind verboten: Synthetische Arzneimittel und Aminosäu­
ren, Leistungsförderer, Kokzidiostatika, Histomonostatika oder synthetisch-organische Verbindun­
gen; erlaubt sind Spurenelementverbindungen, Vitaminpräparate, Melasse und Pflanzenöl als 
Presshilfsmittel bzw. zur Staubbindung.

• Routinemäßige und prophylaktische Behandlungen mit chemisch-synthetischen Mitteln sind nicht 
zugelassen, es sei denn, sie sind gesetzlich vorgeschrieben.

• Die Haltungsbedingungen der Tiere müssen ein arteigenes Verhalten ermöglichen.
Dabei ist folgendes festgelegt:
-  Aufstallung mit freier Bewegungsmöglichkeit (Laufställe). Bei Rindern ist Anbindehaltung zuge­

lassen, wenn sie mit Weidegang oder Auslauf kombiniert wird.
-  Eingestreute Liegebereiche für alle Tiere des Bestandes bzw. Sitzstangen bei Geflügel.
-  Kuhtrainer sind ausgeschlossen.
-  Auslauf im Freien für Kühe, Mutterschafe, Ziegen, Zuchtsauen und Legehennen. Ausnahmen 

sind bei schwierigen örtlichen Gegebenheiten (z. B. beengte Dorflagen, zerstreut liegende klei­
ne Flurstücke) möglich.

Diese Haltungsbedingungen müssen innerhalb von 3 Jahren nach KULAP-A Antragstellung
erfüllt werden.

3. Höhe der Förderung:
AckerVGrünland 450 DM/ha und Jahr

Gärtnerisch genutzte Flächen und
landwirtschaftliche Dauerkulturen 1 000 DM/ha und Jahr

Für die ersten 10 ha LF erhöht sich die Zuwendung um 80 DM je Hektar und Jahr bei Nachweis der 
Kontrolle.

4. Hinweis:
Derzeit werden Grundsätze für die ökologische Tierhaltung, die ökologische Erzeugung von nicht 
verarbeiteten tierischen Erzeugnissen und von für den Verzehr bestimmten Erzeugnissen mit Be­
standteilen tierischen Ursprungs einschließlich der spezifischen Kontrollmaßnahmen im Rahmen 
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 erarbeitet. Mit Inkrafttreten der 
entsprechenden Änderungsverordnung sind diese Vorgaben auch im Rahmen der KULAP-A Förde­
rung (Maßnahme 1, Ökologischer Landbau -  Gesamtbetriebsextensivierung -) verbindlich zu beach­
ten. Dies gilt auch bei bereits laufenden Verpflichtungen.
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BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN

Merkblatt
über das Bayerische Kulturlandschaftsprogramm (KULAP) -  Teil C

Lesen Sie dieses Merkblatt aufmerksam durch!

1. Zielsetzung:
im Vollzug des Gesetzes zur Förderung der bayerischen Landwirtschaft (Artikel 21, 22 und 24) soll durch die 
Tätigkeit landwirtschaftlicher Betriebe die Sanierung, Erhaltung, Riege und Gestaltung der Kulturlandschaft 
gewährleistet werden.

2. Wer kann Antrag stellen?
-  Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Sinne § 1 des Gesetzes über die Altershilfe für Landwirte (GAL); unter­

halb dieser Grenze, jeder Besitzer einer land- oder forstwirtschaftlich genutzten Fläche, wenn er berufsgenos­
senschaftspflichtig ist.

-  Landwirtschaftliche Kooperationen im Namen und Auftrag ihrer Mitglieder.
-  Maschinenringe, Jagdgenossenschaften sowie Wasser- und Bodenverbände, im Namen und Auftrag ihrer 

förderungsberechtigten Mitglieder.
-  Staatlich anerkannte privatrechtliche Zusammenschlüsse im Sinne des Artikel 22 Abs. 2 LwFöG für überbetrie­

bliche Maßnahmen zur Erhaltung, Riege und Gestaltung der Kulturlandschaft.

3. Wo und wann ist der Antrag zu stellen?
-  Der Antrag ist bei dem für den Betriebssitz zuständigen Amt für Landwirtschaft und Ernährung zu stellen.
-  Die Antragstellung ist ganzjährig möglich.

4. Art und Umfang der Forderung
4.1 Maßnahmen

-  Anlage und Erneuerung von Schutzpflanzungen, Feldgehölzen und Streuobstbeständen einschließlich von 
Waldsaumgesellschaften in der Feldflur als Beitrag zum umweltgerechten Rlanzenbau, zur Verbesserung des 
Kleinklimas, zum Erosionsschutz und zur Gestaltung der Kulturlandschaft werden wie folgt gefördert:
100 % der zuwendungsfähigen Kosten für Pflanz- und Zaunmaterial; für Schutzpflanzungen, Feldgehölze und 
Wafdsaumgesellschaften zusätzlich 3 DM pro Pflanze für die Arbeitsleistung.

-  Riege von bestehenden Schutzpflanzungen und Feldgehölzen zur Erzielung eines artenreichen, funktionsge­
rechten Baum- und Strauchbestandes wird wie folgt gefördert:
pauschal 40 DM pro 100 m2 und Pflegegang.

-  Sanierungsmaßnahmen zur Sicherung extensiver landwirtschaftlicherer Nutzungsformen, z. B. Entbuschungen 
von Hutungen, Auszäunung von Gewässern auf Weideland zum Schutz vor Nährstoffeinträgen sowie Anlage 
sonstiger nutzungsbezogener Landschaftsbestandteile werden wie folgt gefördert:
70 % der zuwendungsfähigen Kosten.

-  Umwandlung von Ackerland in Grünland wird wie folgt gefördert: 
pauschal 2 000 DM pro ha;
die Umwandlung von Ackerland in Grünland als Randstreifen an Gewässern, forstwirtschaftlichen Nutzflächen 
und nutzungsbezogenen Landschaftsbestandteilen wird wie folgt gefördert: 
pauschal 2 500 DM pro ha.

-  Überbetriebliche Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege und Gestaltung der Kulturlandschaft auf landwirtschaftli­
chen Betriebsflächen (ausgenommen forstwirtschaftliche Nutzflächen) soweit diese Vorhaben von gemäß 
LwFöG anerkannten privatrechtlichen Zusammenschlüssen durchgeführt und durch die Bewilligungsbehörde 
genehmigt wurden werden wie folgt gefördert:
bis zu 70 % der zuwendungsfähigen Kosten; als zuwendungsfähig gelten nur die Aufwendungen der förder­
ungsberechtigten land- und forstwirtschaftlichen Betriebe.

4.2 Zuwendungsfähige Kosten
Zuwendungsfähig sind die durch Rechnungen, Belege oder Kostenaufstellungen nachgewiesenen Aufwendungen, 
ohne Umsatzsteuer, Rabatte und Skonti. Eigene Arbeitsleistungen können entsprechend den Verrechnungssätzen 
der Maschinen- und Betriebshilfsringe als zuwendungsfähige Kosten anerkannt werden, soweit für den einzelnen 
Förderungsgegenstand nichts anderes bestimmt ist.
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5. Was ist zu beachten?
5.1 Allgemeines:

-  Die Antragsfläche muß in Bayern liegen.
-  Bei Antragstellung soll der Antragsteller das Nutzungsrecht voraussichtlich für die Dauer der Verpflichtung be­

sitzen.
-  Maßnahmen können nur gefördert werden, sofern sie auf der landwirtschaftlichen Betriebsfläche, ausgenom­

men forstwirtschaftliche Nutzfläche, durchgeführt werden.
-  Die Höhe des Zuschusses pro Antrag muß mindestens einen Betrag von 500 DM erreichen, bei Umwandlung 

von Acker in Grünland mindestens 300 DM.
-  Die Maßnahme darf nicht vor der Bewilligung begonnen werden.
-  Maßnahmen können nur gefördert werden, wenn sie eine Änderung von Feuchtflächen sowie von Mager- und 

Trockenstandorten im Sinne von Art. 6 d Abs. 1 des Bayerischen Naturschutzgesetzes nicht zur Folge haben.
-  Es werden nur Vorhaben gefördert, die nicht während der Laufzeit eines Verfahrens nach dem Flurbereini­

gungsgesetz aus dortigen Mitteln finanziert werden. Die zeitliche Bindung des Zuwendungszweckes ist sicher- 
zustelien.

5.2 Verpflichtungen Im Einzelnen
5.2.1 Pflanzungen

-  Die Anlage von Schutzpflanzungen, Feldgehölzen und Waldsaumgeselischaften wird nur gefördert, wenn stan­
dortheimische Gehölze und Sträucher verwendet werden.

-  Die Anlage von Waldsäumen muß eine Mindestbreite von 10 m haben. Die Förderung der Anlage von Wald­
saumgeselischaften ist nach diesem Programm nicht möglich, wenn es sich um die Begründung von Wald 
oder Waldrändern handelt, die gemäß Art. 16 BayWaldG erlaubnis- oder anzeigepflichtig ist.

-  Die Neuanlage oder Erneuerung von Streuobstpflanzungen wird nur gefördert, wenn folgende Obstarten ange­
pflanzt werden: Mostapfel. Mostbirne, Walnuß, Speierling, Eberesche oder Vogelkirsche, letztere jedoch nicht 
in Gebieten mit erwerbsmäßigem Anbau von Süßkirschen. Für die Pflanzung sind in der Regel Hochstämme 
zu verwenden, sofern Halbstämme verwendet werden, dürfen sie einen Anteil von 25 % in der Neuanlage nicht 
überschreiten. Zwischenpfianzungen werden nicht gefördert.

-  Der Antragsteller ist verpflichtet, die Pflanzungen sachgerecht durchzuführen und eine Erstpflege vorzuneh­
men.

-  Die Riege von bestehenden Schutzpflanzungen und Feldgehölzen sind nach einem Riegekonzept der Abtei­
lung B 1 des Amtes für Landwirtschaft und Ernährung durchzuführen.

5.2.2 Umwandlung von Ackerland in Grünland
-  In Grünland umgewandelte Ackerflächen sind mindestens 10 Jahre als Grünland zu nutzen.
-  Der Gründlandumbruch auf den Betriebsflächen ist während der Verpfiichtungszeit untersagt.
-  Als Randstreifen in Grünland umgewandelte Ackerflächen entlang von Gewässern und Waldrändern müssen 

eine Mindestbreite von 10 m haben.

5.2.3 Überbetriebliche Maßnahmen zur Erhaltung, Riege und Gestaltung der Kulturlandschaft
Soweit ein nach LwFöG staatlich anerkannter privatrechtlicher Zusammenschluß landschaftspflegerische und 
-gestalterische Maßnahmen nach Art. 4 des Bayerischen Naturschutzgesetzes durchführt, richtet sich die Förde­
rung der Maßnahmen nach den Richtlinien des Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen.

6. Mehrfachförderung
Neben den Zuwendungen nach diesen Richtlinien dürfen andere staatliche Mittel für die gleiche Leistung auf der­
selben Fläche nicht in Anspruch genommen werden. Ausgenommen davon sind Zuwendungen durch Dritte.

7. Sonstige Bestimmungen
7.1 Die Förderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Die Förderungsmittel 

sind Zuwendungen im Sinne des Art. 23. 44 und 44 a der Haushaltsordnung des Freistaates Bayern (BayHO). Es 
gelten deshalb die Verwaltungsvorschriften zu diesen Artikeln (W , insbesondere die Allgemeine Nebenbestim­
mung zur Projektförderung ANBest-P).

7.2 Die zeitliche Bindung des Zuwendungszweckes (W  Nr. 4.2.3 zu Art. 44 BayHO, Nr. 4.1 ANBest-P) endet bei um­
gewandelten Ackerflächen zu Grünland und Rlanzungen sowie nutzungsbezogenen Landschaftsbestandteilen 10 
Jahre nach Anlage bzw. Rlanzung, bei sonstigen Maßnahmen 5 Jahre nach Fertigstellung bzw. Lieferung.

7.3 Die Bewilligung im Zuwendungsbescheid gilt bis zum 31. Oktober des folgenden Jahres. Bis spätestens zu die­
sem Zeitpunkt müssen die Maßnahmen abgeschlossen und die Verwendungsnachweise der Bewilligungsbehörde 
vorgelegt sein.
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7.4 Geht der Betrieb nach Gewährung der Zuwendung während der Verpflichtungsdauer ganz oder teilweise auf eine 
andere Person über, so bleibt der Zuwendungsempfänger oder dessen Rechtsnachfolger für die weitere Einhal­
tung verantwortlich. Der Zuwendungsempfänger hat ggf. zivilrechtlich dafür zu sorgen, daß sein Rechtsnachfolger 
die Verpflichtung einhält. Tritt der Betriebsnachfolger bzw. -erwerber der Fläche nicht in die Verpflichtung ein, so 
wird die Zuwendung anteilsmäßig zurückgefordert. Von einer Rückforderung kann abgesehen werden, wenn es 
dem Landwirt nach den gegebenen Umständen, die er nicht zu vertreten hat, unmöglich oder unzumutbar ist, die 
vereinbarten Verpflichtungen bis zum Ende der Verpflichtungsdauer einzuhalten. Dies gilt auch bei Inanspruch­
nahme der Produktionsaufgaberente.

7.5 Der Zuwendungsbescheid kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn sich herausstellt, daß der 
Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist. Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet unverzüglich der Bewilli­
gungsbehörde anzuzeigen, wenn
-  der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände eich ändern 

oder wegfallen,
-  sich herausstellt, daß der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist,
-  ein Konkurs- oder Vergleichsverfahren gegen ihn eröffnet wird.

7.6 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die 
Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der 
Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereit zu halten und die notwendigen Auskünfte zu er­
teilen. Der Bayerische Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei allen Zuwendungsempfängern zu prüfen oder 
prüfen zu lassen (Art. 91 BayHO).

7.7 Die Zuwendung ist zurückzuerstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach dem Verwaltungsverfahrensrecht 
(Art. 43, 48, 49 BayVwVfG) oder nach Hauhaltsrecht (Art. 44a BayHO) unwirksam oder mit Wirkung für die Ver­
gangenheit zurückgenommen oder widerrufen wird. Dies gilt insbesondere, wenn
-  die Zuwendung durch unrichtige und unvollständige Angaben erwirkt worden ist,
-  Auflagen nicht oder nicht innerhalb der gesetzten Frist erfüllt werden.
Der Erstattungsanspruch ist nach Maßgabe des Art. 44a Abs. 3 BayHO mit 6 % für das Jahr zu verzinsen.

7.8 Subventionserheblich im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches in Verbindung mit § 2 des Subventionsgesetzes 
vom 29.07.1976 (BGBl I Seite 2037) und Art. 1 des Bayerischen Subventionsgesetzes vom 23.12.1976 (BayRS 
453-1-W) sind
-  die Angaben im Antrag und im Verwendungsnachweis sowie den dazu eingereichten ergänzenden Unterlagen,
-  die Sachverhalte, von denen die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung, der Widerruf oder 

das Belassen der Zuwendung abhängen und
-  die Tatsache die durch Scheingeschäfte oder Scheinhandlungen verdeckt werden sowie Rechtsgeschäfte oder 

Handlungen unter Mißbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten im Zusammenhang mit der beauftragten Zuwen­
dung.
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Landschaftspflegeverbände
in

Bayern

Karte und Adressen
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Landschaftspflegeverbände (LPV)

Rhön-Grabfeld

KronachCoburg

Bad Kissingen

Lichtenfe ls Kulmbach W unsiedel \  
¡.F ichte lgebirge

Schweinfurt Haßberg«Aschaffenburg
M ain-Spessart

^Schweinfurt

^AschaffenburgU' Bamberg
BAYREUTH? Tirschenreuth

Bamberg®
'WÜRZBURG

BayreuthM iltenberg

Kitzingen
N eustadt a.d.W aldnaabForchheim

W ürzburg >Erla_ngen f̂cB
jH ö c h s ta d t]

Weiden Ä) 
. i.d.OPf.

Neustadt a.d.'Aisch- 
Bad'W indsheim

Am berg-Sulzbach

Nürnberger Land
Amberg®

• Fürth
Schw andorf

ANSBACH*
Neumarkt I.d.OPf. Cham

A nsbach1
Regensburg

>Weißenburg- 4 
'Gunzenhausen Regen

-REGENSBURG
Grenzen der kreisfreien Städte 
und Landkreise

Straubing-Bogen

Eichstätt _Straubing
Freyung-Grafenau

Donau-Ries Kelheim

Ingolstadt] Deggendorf

• Neuburg- i  
.Schrobenhausen

Landshut Dingolfing-Landau
.Passau®Dillingen 

a.d.Donau
Pfaffenhofen 

a.d.Ilm  i

LANDSHUT
Aichach-
Friedberg

FreisingB E Z . ] \
AUGSBURG

Rottal-Inn

Günzburg Augsburg
Dachau

Erding

M ühldorf a.lnn A ltö tting
Fürstenfe ld­

bruck

Unterallgäu Landsberg
a.Lech

Starnberg Münch?

‘Memmingen
Rosenheim Traunstein

Kaufbeuren ®  )

-Rosenheim
W eilheim -Schongai

O sta llg j M iesbach

K̂empten
(Allgäu)“

Berchtesgadener
Land■J Bad Tölz- < 

W olfratshausen
Lindau

JBodensee)
Garm isch-

Partenkirchen

Oberallgäu

Stand Mai 1998

Bestehende LPV auf Ebene 
von Landkreisen bzw. 
kreisfreien Städten

Bestehende LPV auf Ebene 
mehrerer Gemeinden bzw. 
auf Ebene von Naturräumen

Bestehender LPV auf Ebene 
des Regierungsbezirks 
Mittelfranken

LPV in Vorbereitung bzw. 
in Diskussion

Landesgrenze

Grenzen der Regierungsbezirke

ANSBACH Sitz einer Regierung 

Keiheim Name eines Landkreises 

MÜNCHEN Landeshauptstadt

IngiMadt Kreisfreie S tadt

Grenzen der Regionen 

Stand 1. März 1994

Maßstab 1 : 2 000 000
5 10 20 30 40 50 km

Regierungsbezirk Oberbayern
LPV Freising e.V.
LPV Fürstenfeldbruck 
LPV Altötting e.V.
LPV Ebersberg
Arbeitsgemeinschaft zur Pflege des Pflaumdorfer Mooses e.V, 

LKr. Landsberg a.Lech 
LPV Dachau e.V.
LPV im Südosten des Landkreises München e.V.
LPV Bergstätt e.V.

Regierungsbezirk Niederbayern
LPV Straubing-Bogen e.V.
LPV VöF Verein zur Sicherstellung ökologisch wertvoller Flächen, 

LKr. Keiheim
LPV Dingolfing-Landau e.V.
LPV Passau e.V.

Regierungsbezirk Oberpfalz
LPV Altglashütte e.V, LKr. Tirschenreuth 
LPV Regensburg

Landschaftspflegefonds, LKr. Cham 
LPV Schwandorf e.V.
LPV Tirschenreuth 
LPV Amberg-Sulzbach 
LPV Neumarkt i.d.OPf.
Naturpark Hessenreuther und Manteler Wald m it Parkstein e.V, 

LKr. Neustadt a.d.Waidnaab
Naturpark Nördl. Oberpfälzer Wald e.V, LKr. Neustadt a.d.Waidnaab

Regierungsbezirk Oberfranken
LPV Coburger Land e.V.
LPV Frankenwald, LKr. Kronach e.V.
Naturpark Fichtelgebirge e.V, LKr. Wunsiedel ¡.Fichtelgebirge 
LPV im Landkreis Forchheim e.V.
LPV Weidenberg e.V, LKr. Bayreuth 
LPV Hof e.V.
LPV Lkr. Bamberg e.V.
LPV Landkreis Lichtenfels e.V.

Regierungsbezirk Mittelfranken
LPV Mittelfranken e.V.

LPV Neustadt-Bad Windsheim e.V.
LPV Nürnberger Land e.V.
LPV Nürnberg e.V.
LPV Schwabach e.V.

Regierungsbezirk Unterfranken
LPV Aschaffenburg e.V.
LPV Main-Spessart 
LPV Kitzingen e.V.
LPV Bad Kissingen e.V.
LPV Miltenberg e.V.

Regierungsbezirk Schwaben
AG Schwäbisches Donaumoos e.V.,

LKr. Günzburg/Dillingen a.d.Donau 
LPV Günzburg e.V.
LPV Landkreis Augsburg
Verein Naturpark Augsburg-Westliche Wälder e.V.
LPV Stadt Augsburg e.V.
LPV Aichach-Friedberg e.V.
LPV Bergstätt e.V, LKr. Oberallgäu

Herausgeber: Bayerisches Staatsm inisterium  fü r Landesentw icklung und Umweltfragen





Landschaftspflegeverbände (LPV)
Regierungsbezirk Oberbayern

Stand 01.05.98

Bezeichnung und Anschrift räumlicher Wirkungsbereich

LPV Freising e.V 
Landratsamt 
Landshuter Str. 31

Lkr. Freising

85356 Freising

LPV Fürstenfeldbruck 
Denkmalstr. 6

Lkr. Fürstenfeldbruck

82256 Puch-FFB

LPV Altötting e.V. 
Landratsamt 
Bahnhofstr. 38

Lkr. Altötting

84503 Altötting

LPV Ebersberg 
Aßlinger Str. 1

Lkr. Ebersberg

85567 Grafing

Arbeitsgemeinschaft zur Pflege des 
Pflaumdorfer Mooses e.V. 
Emminger Str. 3

Gemeindebereich Pflaumdorf

86922 Eresing

LPV Dachau e.V. 
Lorenz-Braren-Str. 32

Lkr. Dachau

85229 Markt Indersdorf

LPV im Südosten des Landkreises 
München e.V.
Herrn Stefan Schelle 
Bahnhofstr. 13

Südosten des Landkreises München

83620 Feldkirchen-Westerham

Insgesamt: 45 LPV
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Landschaftspflegeverbände (LPV)
Regierungsbezirk Niederbayern

Stand 0105.98

Bezeichnung und Anschrift räumlicher Wirkungsbereich

LPV Straubing-Bogen e.V. 
Landratsamt 
Leutnerstr. 15

94315 Straubing

Lkr Straubing-Bogen

LPV VöF
Verein zur Sicherstellung 
ökologisch wertvoller Flächen 
Landratsamt 
Schloßweg 3

93309 Kelheim

Lkr. Kelheim

LPV Dingolfing-Landau e.V.
Landratsamt
Obere Stadt 1

84130 Dingolfing

Lkr. Dingolfing-Landau

LPV Passau e.V. 
Landratsamt 
Domplatz 1

94032 Passau

Lkr. Passau
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Landschaftspflegeverbände (LPV)
Regierungsbezirk Oberpfalz

Stand 0105.98

Bezeichnung und Anschrift räumlicher Wirkungsbereich

LPV Altglashütte e.V. 
Altglashütte 38

95671 Bärnau

Gemeindeteil Altglashütte 
der Stadt Bärnau im Lkr. 
Tirschenreuth

LPV Regensburg 
Landratsamt 
Altmühlstr 3

Lkr. Regensburg

93059 Regensburg

Landschaftspflegefonds im Lkr Cham
Landratsamt
Rachelstr. 6

Lkr. Cham

93413 Cham

LPV Schwandorf e.V. 
Landratsamt 
Wackersdorfer Str. 80

Lkr. Schwandorf

92421 Schwandorf

LPV Tirschenreuth 
Bachgasse 3

Lkr. Tirschenreuth
(außer Gemeindeteil Altglashütte)

95703 Plößberg

LPV Amberg-Sulzbach 
Landratsamt 
Schloßgraben 3

Lkr. Amberg-Sulzbach u. Stadt Amberg

92224 Amberg

LPV Neumarkt i.d. OPf. 
Landratsamt, Sgb. 1/8 
Gartenkultur und Landespflege 
Nürnberger Straße 1

Lkr. Neumarkt i.d. OPf.

92318 Neumarkt i.d. OPf.

Naturpark Hessenreuther und 
Manteler Wald mit Parkstein e.V. 
Landschaftspflegeverband 
Landratsamt 
Stadtplatz 36

Westlicher Teil des Lkr.

92660 Neustadt a.d. Waldnaab
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Naturpark
Nördlicher Oberpfälzer Wald e.V 
Landschaftspflegeverband 
Landratsamt 
Stadtplatz 36

92660 Neustadt a.d. Waldnaab

Östlicher Teil des Lkr.
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Landschaftspflegeverbände (LPV)
Regierungsbezirk Oberfranken

Stand 01.05.98

Bezeichnung und Anschrift räumlicher Wirkungsbereich

LPV Coburger Land e.V. 
Landratsamt 
Lauterer Str. 60

Lkr. Coburg

96450 Coburg

LPV Frankenwald, Lkr Kronach e.V.
Landratsamt
Güterstraße 18

Lkr. Kronach

96317 Kronach

Naturpark Fichtelgebirge e. V.
LPV im Lkr. Wunsiedel i. Fichtelgebirge 
Jean-Paul-Str. 9

Lkr. Wunsiedel einschl. 
Naturpark

95632 Wunsiedel

LPV im Landkreis Forchheim e.V.
Landratsamt
Streckerplatz 3

Lkr. Forchheim

91301 Forchheim

LPV Weidenberg e.V. 
Rathaus

Verwaltungsgemeinschaft Weidenberg 
im Lkr. Bayreuth

95466 Weidenberg

LPV Hof e.V. 
Landratsamt 
Schaumbergstr. 14

Lkr. Hof und Stadt Hof

95032 Hof

LPV Lkr. Bamberg e.V. 
Landratsamt 
Ludwigstr. 23

Lkr. Bamberg

96045 Bamberg

LPV Lichtenfels e.V. 
Landratsamt 
Kronacher Str. 30

Lkr. Lichtenfels

96215 Lichtenfels
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Landschaftspflegeverbände (LPV)
Regierungsbezirk Mittelfranken

Stand 01.05.98

Bezeichnung und Anschrift räumlicher Wirkungsbereich

LPV Mittelfranken e.V. 
Bischof-Meiser-Straße 2

91522 Ansbach

RegBez. Mittelfranken

LPV Neustadt-Bad Windsheim e.V. 
Konrad-Adenauer-Str. 1

91413 Neustadt a.d. Aisch

Lkr
Neustadt-Bad Windsheim

LPV Nürnberger Land e.V. 
Landratsamt 
Waldluststr. 1

91207 Lauf

Lkr. Nürnberg

LPV Nürnberg e.V. 
Lina-Ammon-Str 28

90471 Nürnberg

Stadt Nürnberg

LPV Schwabach e. V. 
Ludwigstr. 16

91126 Schwabach

Gebiet der Stadt Schwabach



Landschaftspflegeverbände (LPV)
Regierungsbezirk Unterfranken

Stand 01.05.98

Bezeichnung und Anschrift räumlicher Wirkungsbereich

LPV Aschaffenburg e. V. 
Landratsamt 
Bayernstraße 18

63739 Aschaffenburg

Lkr. Aschaffenburg

LPV Main-Spessart 
Am Tiefenweg

97753 Karlstadt

Lkr. Main-Spessart

LPV Kitzingen e.V. 
Landratsamt 
Kaiserstraße 4

97318 Kitzingen

Lkr. Kitzingen

LPV Bad Kissingen e.V. 
Landratsamt 
Obere Marktstr. 6

97688 Bad Kissingen

Lkr. Bad Kissingen

LPV Miltenberg e.V. 
Brückenstraße 2

63897 Miltenberg

Lkr. Miltenberg



Landschaftspflegeverbande (LPV)
Regierungsbezirk Schwaben

Stand 0105.98

Bezeichnung und Anschrift räumlicher Wirkungsbereich

Arbeitsgemeinschaft Schwäbisches 
Donaumoos e.V.
Landratsamt
An der Kapuzinermauer 1 

89312 Günzburg

Donauriedgebiete u. Auwaldgebiete 
in den Lkrs. Günzburg und 
Dillingen

LPV Günzburg e.V. 
fchenhauser Str. 5

89358 Kammeltal

Lkr Günzburg

LPV Landkreis Augsburg 
Klimmach 70

86830 Schwabmünchen

Lkr Augsburg
ohne Naturpark Augsburg Westliche 
Wälder
ohne Stadt Augsburg

Verein Naturpark Augsburg - Westliche 
Wälder e.V.
Prinzregentenplatz 4

86150 Augsburg

Naturpark Augsburg - Westliche Wäl­
der

LPV Stadt Augsburg e.V.
Kurt R. Schmidt
Amt für Grünordnung und Naturschutz 
Dr-Ziegenspeck-Weg 10

86161 Augsburg

Stadtgebiet Augsburg

LPV Aichach-Friedberg e.V. 
Landratsamt 
Münchener Str. 9

86551 Aichach

Lkr. Aichach-Friedberg

LPV Bergstätt e.V. 
Hauchenbergweg 6

87480 Weitnau

Markt Buchenberg, Stadt Immenstadt, 
Gemde. Missen-Wilhams und Walten­
hofen, Markt Weitnau
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PUBLIKATIONEN der 4 M
Inhalte der zuletzt erschienenen LSB:

3 /9 8  D e u ts c h e r und B a yeris ch er  
L an d s c h a fts p fle g e ta g  1997  
B e w ah ru n g  im  W an d e l -  L a n d s c h a fte n  z w i­
sch en  re g io n a le r D y n a m ik  und g lo b a le r  N i­
ve llie ru n g

B a y e ris c h e r L a n d s ch aftsp fleg e ta g :
•  G Ö P P E L , Josef, M d L  und G O P P E L , Dr., Christoph: Vorw ort

•  G O P P E L , Dr., Christoph: G rußw ort

•  B L Ü M L H U B E R , Klaus (S p rech er d er bayerischen  L an d ­
sch aftsp fleg everb än d e): G rußw ort

• R eg ieru n g svizep räsid en t R IC H T E R , A lfred (R egierung von  
M itte lfranken): G rußw ort

•  FR O B E L , Kai: R eg ionale  Verbre itungsm uster von P flanzen- 
und T ierarten

•  B R A U N -G E N T N E R , M aria: P raxisbeispiel 1: T ro cken b io to p ­
verbund  A ltm ühltal

•  E IC H E R , M artin : P rax isbeispiel 2: S a llingbachta l

•  S C H E ID L E R , M anfred : P raxisbeispiel 3: H a n g - und Felsfrei­
legungen im N atu rp ark  Fränkische S ch w eiz -V e ld en ste in er  
Forst

•  E LE N D E R , Franz: P ra x isb e isp ie l4: N e u e T e c h n lk zu rN u tzu n g  
von S treuobstw iesen

•  KLETT, Reinhard: P raxisbeispiel 5: B ah n d äm m e-T ro cken - 
bio to p vern e tzu n g  aus zw e ite r H and

•  SE IFER T, M anuela: B io topvernetzung  in S p an ien  m it w a n ­
d ern d en  S ch afh erd en

D e u ts c h e r L a n d sch aftsp fleg e ta g :
•  G O P P E L , Dr., Christoph: G rußw ort

•  G Ö P P E L , Josef, M dL: Eröffnungsrede: R eg ionale  V erw u rze ­
lung in d e r g lobalis ierten W elt

•  S taa tsm in is te r G O P P E L , Dr., Thom as: L a n d s c h aftsp fleg e ­
v e rb ä n d e  -  B rü cken b au er zw isch en  N atu rsch u tz  und L an d ­
w irtsch aft

•  K O N O L D , Prof. Dr., W erner: K u ltu rlandschaft im W an d e l -  g e ­
stern , h eu te  und m orgen

•  Von M Ü N C H H A U S E N , Hilm ar: R egionalis ierung d e r A g rar­
m ärk te  -  e ine  C h a n c e  für unsere K u ltu rlandschaften?

•  M in is terp räs id en t Dr. S T O IB E R , Edm und: B ayerns W eg  -  
W an d e l und B ew ahren  verknüpfen

•  A U F M K O L K , G erd: S zenarien  für die zukünftige  Entw icklung  
von M itte lgeb irgs landschaften

•  "B ew ah ru n g  im W andel" -  A n s b a c h e r  E rk lä ru n g  zur n ach ­
haltigen Entw icklung  von K u lturlandschaften

2 /9 8  S c h u tz  d e r g e n e tis c h e n  V ie lfa lt (im  D ru c k )

•  S T E T T M E R , Christian: E inführung in das T h e m a  und Ergeb­
nisse d er Fach tag u n g  vom  6 ./7  Nov. 1 9 9 6  in R egensburg

•  S E IT Z , A lfred: G enfluß und die g enetische S truktur von P o ­
pulationen

• B E N D E R , Carolin: G e n etisch e  V ielfa lt und N aturschutz

• F IS C H E R , M arkus und S C H M ID , B ernhard: D ie B edeutung  
d e r g en etischen  Vielfa lt für das Ü b erleb en  von Popu lationen

•  G E R S T M E IE R , Roland; Vom  H O FE , H arald; S E D L M A IR , D ie ­
te r  und E IN S P A N IE R , Ralf: P opu lationsöko log ische und -g e ­
n etische U n tersuchungen  an Laufkäfern

•  A R M B R U S T E R , G eorg: Bei e iner verbre ite ten  L an d sch n ecke, 
C o c h lic o p a  lu b r ic a  (O.F. M üller), w ird d ie  F req u en z von m o ­
lekularen P hän o typ en  durch S elb s tb e fru ch tu n g  und h ab i­
ta tsp ez ifisch e  S elektion  beeinflußt

•  G A N S L O S S E R , U do: Z u c h t- und W ied erau sb ü rg eru n g sp ro ­
g ram m e

•  K O N N E R T, M onika: G en etisch e  Vielfalt im W ald  -  w ie  e rken ­
nen? w ie  erhalten?

•  B E H M , A lbrecht: G enerh a ltu n g sm aß n ah m en  im  B ayerischen  
Forst

1 /9 8  U m w e ltö k o n o m is c h e  G esa m tre c h n u n g  -  
V ersuch  e in e r  g an zh e itlich en  B e trach tu n g
(im  D ru ck )

•  H O K E , M anfred : Einführung in das T h e m a  d e r F achtagung  
am  2 8 . Nov. 1 9 9 7  in M ünchen

•  C A N S IE R , D ieter: K o n zep te  der B erücksichtigung d e r U m ­
w e lt in d e r V o lksw irtschaftlichen G esam trechnung

•  G E IS E N D O R F , Sylvie: B iodiversität in d er U m w e ltö k o n o m i­
schen  G esam trech n u n g : W as kostet A rtenvielfalt?

• L A W A T S C H E C K  Johann: D ie U m w e ltö ko n o m isch e  G e s a m t­
rechnung  -  ein sinnvolles und o perationales  Instrum ent zur 
B eurteilung e iner „nachhaltigen E ntw ick lung“? Ein reg iona­
ler U m setzu n g sversu ch  am  B eispiel S ch lesw ig -H o ls te in s .

•  R U H L A N D , S iefgried: D efensive  A u s g a b e n -T h e o r ie  und A n­
w en d u n g  des  K o nzepts  au f den H aushalt d e r S tad t M ün ch en

5 /9 7  D ie  U V P  a u f d e m  P rü fs tan d  -  
B ilan z und P e rs p ek tive n

•  JE S S E L  B eate: E inführung in das T h e m a  und Ergebn isse der 
Fach tag u n g  vom  2 2 .-2 3 . M ärz  1 9 9 7  in Eching bei M ünchen

P ra x is  u n d  W e ite re n tw ic k lu n g  re c h tl ic h e r  G ru n d la g e n  d e r  
U m w e ltv e r trä g lic h k e its p rü fu n g  (U VP):

• B U N G E  Thom as: D ie U m w eltverträg lichkeitsprü fung  (U VP) -  
Bilanz und P erspektiven  aus rechtlicher S ich t

D ie  U V P  im  d e u ts c h la n d -  u n d  e u ro p a w e ite n  V e rg le ich :

•  K L E IN S C H M ID T  Volker: U ntersch ied e  d e r U m w e ltv e rträ g ­
lichkeitsprüfung in den  B undesländern  und Europa

F o rtse tzu n g : LSB 5 /9 7

•  A U G E  Johannes: D ie Effektivität des  U V P -V erfahrens

E rfa h ru n g e n  u n d  B e is p ie le  a u s  v e rs c h ie d e n e n  A n w e n d u n g s ­
b e re ic h e n  d e s  U V P :

•  A L B E R T  G erhard; U. N E S T M A N N  und M . KAHL: Erfahrun­
gen m it d er U V P  für A bfa lldepon ien  und A usb lick  au f e ine  
Fortschreibung d e r A nforderungen

•  S C H O B E R  H an s-M ich ae l; A ndreas B A U E R -P O R T N E R ; Eli­
sab eth  B E N D E R ; M echth ild  G IR S IG ; D ie tm ar N A R R ; A ndreas  
P Ö L L IN G E R ; Birgit S A L Z B R U N N  und C hristoph  S TE IN : M e ­
th o d en  und V orgehensw eisen  bei d e r B earbeitung  von U m ­
w eltverträg lichkeitsstud ien  -  Erfahrungen am  B eispiel von  
S traßen

•  R IEH L C laudia: A nforderungen an eine s trateg ische U VP -  d ar­
gestellt am  Beispiel d er B auleitplanung der S tad t Erlangen

•  C Z E R M A K  Peter: Erfahrungen m it d er U V P  im  im m issions­
schutzrechtlichen  G enehm igungsverfahren

•  S T R A S S E R  Helm ut: 15 Jahre  U m w eltverträg lichkeitsstud ie  
-  Von G ehversuchen  1 9 8 2 /8 3  bis zum  e tab lierten  Instrum ent 
heute

•  M E R G N E R  R ichard: Kritische A nalyse d e r U V P  an hand  von  
Verkehrspro jekten  in Bayern

•  W IN K E L B R A N D T  Arnd: Zu m  Verhältnis von U V P  und natur­
schutzrechtlicher Eingriffsregelung -  A nforderungen  an eine  
W eiterentw ick lung

4 /9 7  D ie Isar -  P rob lem fluß od e r Lösungsm odell?

•  N A U M A N N  Eckart; G O P P E L C h ris to p h ; FA LTLH A U S E R  Kurt; 
F IN S T E R W A L D E R  Peter; S C H IL L E R  G erhard  und W E B E R  
G eorg: B egrüßungsansprachen

•  S T R O B L  Theodor: W asserkraftnu tzung  und M in d e s tw a s s e r­
regelung

•  P L A C H T E R  Harald: G e b irg s flü s s e - N atu rsch u tz und Ö k o lo ­
g ie  (Zusam m enfassung)

•  S C H E U R M A N N  Karl: D ie Isar, ein Fluß im W andel d e r Ze iten

•  H A A S Hans: D ie energ iew irtschaftliche N utzung  d er Isar

•  W E IS S  Fritz-H einz: D ie Isar -  P roblem fluß o d e r Lö su n g san ­
satz? G esch ieb ep ro b lem atik

•  ER B E R  Klaus; P ia K A M B E R G S ; Verena L A M P E  und M ic h a ­
el R E IC H : D ie B edeutung  d er A bflußdynam ik  für d ie  V eg eta ­
tionsentw ick lung  in U m lagerungsstrecken  d e r O b eren  Isar

•  B IN D E R  W alter: G ew ässerp fleg e -A u sb lick

•  B LA S C H K E  Benno: N utzw ertanalytische Erm ittlung von R est­
w asserabflüssen  in A usle itungsstrecken  am  B eispiel des  
K raftw erkes M ühltal (Isar)

•  D Ö R IN G  Nikolaus: A nforderungen an M indestw asserstrecken  
aus d e r S ich t d e r Isarallianz

• LE N H A R T  Brigitte: Erfahrungen des  W a s serw irtsch aftsam ­
tes  W eilheim  m it d e r Isarrückleitung

•  V IS C H E R  Daniel: G esch iebesto llen  in d e r S ch w eiz : A b m e s ­
sungen und Erfahrungen

•  F U C H S  Allen: Z u r M in d estres tw asser- und G es c h ie b e p ro ­
b lem atik  an G ebirgsflüssen

•  S T E IN E R  H u b ert A. und Johann  LE ITN ER : T echn ische und  
ö ko log ische P ro b lem lö su n g san sätze  am  B eispiel d e r A usle i­
tu n g sstrecke des D raukraftw erkes R o s e g g -S t. Jako b

•  K N A U S S  Jost: N eu ere  Erkenntnisse zu r S o h lensicherung  von  
erosionsgefährdeten  Flüssen

•  Podium sdiskussion: (Mitschnitt)

•  F U C H S  M an fred  und H a n s -P e te r H A C K : Z u s a m m en fassu n g  
(Sem inarergebnis)

•  Teilnehm erliste

3 /9 7  3 . F ra n z-R u ttn e r-S y m p o s io n
U n b e a b s ic h tig te  und g e z ie lte  E ingriffe  in 
a q u a tis c h e  L e b e n s g e m e in s c h a fte n

•  S IE B E C K  O tto: Zusam m en fassu n g  des  S ym p o s io n s

•  G O P P E L  Thom as: Eröffnungsrede

•  N E U B E R G E R  H ubert: G rußw ort

•  S IE B E C K  O tto: U nb eab s ich tig te  und gezie lte  E ingriffe in 
a q u atisch e  L eb en sgem einschaften  -  B egrüßung und Einlei­
tung  in d as T h e m a  des Sym posions

•  S IM O N  M einhard: R eaktionen  eines S eeö ko s y s te m s  au f ko n ­
tinuierliche Z u - und A b n ah m e von P hosp h atim p o rten  -  d a r­
geste llt am  B eispiel des B o densees

•  L A M P E R T  W infried: N ahrungskettenm anipu lation : D ie Rolle  
von K om pensatio n sm ech an ism en  für T o p -d o w n -P ro ze s s e

•  B E N N D O R F  Jürgen: R andbed in g u n g en  für e ine  w irksam e  
B iom anipulation: D ie Rolle d e r P ho sp h atb elastu n g

•  K O S C H E L R a in e q P e te rK A S P R Z A K ; A B S C H R E IB E R : K alz it­
fällung und N ahrungskettenm anipu lation

•  A R N D T  H artm ut: S pielen Pro tozoen  bei d e r  M an ipu lation  p e ­
lag ischer N ah ru n g sn etze  eine Rolle?

•  GÜDE Hans: Biomanipulation und das mikrobielle Nahrungsnetz

•  W IL D E R E R  P eter A.: Einfluß period ischer V erän d eru n g en  von  
M ilieubed ingungen  au f m ikrobielle  L eb en sg em ein sch aften

2 /9 7  D ie  K u nst des  L u xurierens  -  
(k)e in  ö ko lo g isch es  P a ra d o x?

•  H E LD , M artin  und H E R IN G E R , Josef: Einführung in das  T h e ­
m a und Ergebnisse d er F achtagung  vom  2 9 .-3 1 . M ai 1 9 9 5  in 
Tutzing

•  H E LD , M artin  und S C H E R H O R N , G erhard : K n ap p h e it -  
W ach stu m  -  Luxus -  S chönheit (Ein G esp räch  zu r K unst des  
Luxurierens)

F o rtsetzu n g : LSB 2 /9 7

•  R E IC H H O LF, J o se f H.: Luxus und V ersch w en d u n g  -  Ein ö ko ­
logisches P aradox?

•  S E IFE R LE , Rolf Peter: Ü b erschuß  und Ü berleb en . S u b sisten z  
und Luxus in prim itiven G esellschaften

•  G E R L -F A L K O V IT Z , H a n n a  B arbara: S ab b a th , W eihrauch, 
S alben . T h eo lo g ie  d er A rm ut o d e r T h eo lo g ie  des  Ü berflus­
ses?

•  S U K O PP, H erbert: W ie  funktionieren Ö kosystem e?

•  H E R IN G E R , Josef: Vom  N utzen  d e s  N utzlosen , d e r P roduk­
tiv ität des  U nproduktiven

•  STEIN ER T, W olf und IR L A C H E R , C laud ia: D ie K unst des Lu­
xurierens in d er L andschaft durch L an dschaftsp lanung  und  
L andschaftsp flege

•  L E N Z S C H , W alter: Kunst des  Luxurierens o d er W irtschaften  
in U nternehm ungen?

•  S E ID L , Irmi: M o m e n te  des  Luxurierens jenseits  d er E rw erb s­
w irtschaft

•  R IN G L E R , Alfred: S innvolles Luxurieren und V eschw endung  
im N aturschutz

•  R E IN E R , M aya: Ü b e r den  U m g an g  m it d e m  Überfluß in der 
A rch itektur und im S täd teb au

• 'A N D R IT Z K Y  M ichael: Von d er K unst des  Luxurierens o d er 
D as Ü berflüssige ist das  N ötige

1 /9 7  W ildn is  -  e in  n eu es  L e itb ild?
M ö g lic h k e ite n  u n g e s tö rte r  
N a tu re n tw ic k lu n g  fü r  M itte le u ro p a

•  J E S S E L  B eate: Einführung in das  T h e m a  und E rgebnisse d er  
F achtagung  vom  1 1 .-1 2 . M ärz  1 9 9 7  in Eching bei M ün ch en

•  JE S S E L  B eate: W ildnis als K u ltu raufgabe?  -  N ur scheinbar  
ein W iderspruch!

•  T R O M M E R  G erhard: W ilderness, W ildn is  o d e r Verw ilderung
-  W as können und w a s  sollen w ir wollen?

•  S C H E R Z IN G E R  W olfgang: Tun o d e r unterlassen? A sp ekte  
des Prozeßschutzes und B ed eu tu n g  des  „N ich ts-Tuns“ im  
N aturschutz

•  D IE P O L D E R  Ursula: D ie Rolle  d e r N a tio n a lp arke  in D eu tsch ­
land vo r d em  H intergrund d e r aktuellen  W ildn is-D iskussion

W a ld  u n d  „ W ild n is ":

•  H A U P T  Rainer: W ild n isg eb ie te  -  e ine  n eu e  P erspektive  für 
den N aturschutz?

•  LÄ S S IG  R einhard und W alte r S C H Ö N E N B E R G E R : W as p a s ­
siert, w enn  m an d ie  N a tu r sich se lb er überläßt?  Ergebnisse  
d er Sukzessionsforschung  auf W indw urfflächen

•  C H R IS T E N  M arkus: N a tu rlan d sch aft S ih lw ald  -  D enkp au se  
in e iner A gg lo m eratio n slan d sch aft

•  FÄ H SER  Lutz: W enn W äld er w ie d e r W ildnis w ürden ... H inter­
ged an ken  zu m  K o n zep t d e r „N atu rn ah en  W a ld n u tzu n g “ im  
S ta d tfo rs tam t Zürich

S tru k tu rw a n d e l in  d e r  L a n d w ir ts c h a ft  -  C h a n c e n  u n d  G re n ­
z e n  fü r  „ W ild n is "  in  d e r  frü h e re n  A g ra r la n d s c h a ft?

•  B R O G G I M ario  E: W o ist W ildnis nötig und sinnvoll? G e d a n ­
ken zu r U m setzung  In d e r K u ltu rlandschaft des  A lpenraum s  
vor d em  H intergrund d es S tru k tu rw an d e ls

•  D IE R S S E N  Klaus und Joach im  S C H R A U T Z E R : W ie  sinnvoll 
ist ein R ückzug  d er Land w irtsch aft aus d e r F läche? A sp ekte  
des N aturschutzes so w ie  d er L andnutzung  in intensiv b e ­
w irtschafte ten  agrarischen R äum en

W asser u n d  „  W ild n is “  -  a m  B e is p ie l d e s  R ü c k b a u s  vo n  F lu ß ­
la n d s c h a fte n :

•  O B E R H O F E R  A lfons und K A T Z M A N N  M arianne: R ückbau  
von F luß landschaften in d e r S ta d t -  M ög lich ke iten  für W ild ­
nis aus zw e ite r H and

•  N E U S C H U L Z  Frank und LILJE S tefan : A u en sch u tz  und R ü ck­
entw ick lung  von A uw ald  in d er b ran d enburg ischen  E lb ta laue

„W ild n is "  a ls  p ä d a g o g is c h e  H e ra u s fo rd e ru n g :

•  S Z IE M E R  Peter: N a tu r als Erlebnis -  Z u r Rolle des  W ildn is­
gedan ken s  in d er U m w eltb ild u n g

•  S C H E M E L  H an s-Jo ach im : Erholung in „w ilder“ Landschaft: 
D ie n eu e  F läch en kateg o rie  „N atu rerfah ru n g srau m “

6 /9 6  L a n d sch aftsp lan u n g  -  Q uo  vad is?
S ta n d o rtb e s tim m u n g  und  P e rs p ek tive n  
g e m e in d lic h e r L a n d sch aftsp lan u n g

•  G O P P E L  Thom as: Vorw ort des B ayerischen  S taatsm in isters  
für Landesentw ick lung  und U m w eltfrag en

•  J E S S E L  B eate: E rgebnisse des  S em in ars  vom  2 5 .-2 6 . M ärz  
1 9 9 6  in Eching bei M ünchen

•  G O P P E L  Christoph: G rußw ort des  D irektors d er Bayerischen  
A kad em ie  für N atu rsch u tz und Landsch aftsp fleg e

•  G O P P E L  Thom as: R ed e  des  B ayerischen  S taatsm in isters  für 
L andesentw ick lung  und U m w eltfrag en

•  Zu m  S te llen w ert d e r gem ein d lich en  L andschaftsp lanung  in 
Bayern:
A U F M K O L K  Gerd: -  aus d er S icht des B undes Deutscher Land­
schaftsarchitekten BDLA
S C H M ID  Werner: -  aus der Sicht des Bayerischen Gem eindetags

•  G A S S N E R  Erich: N e u e  A u fg ab en  fü r d ie  Landschaftsp lanung
-  U m w eltp lanung , B au le itp lanung  und P ro jek t-U V P

•  M A Y E R L D ieter: Land sch aftsp lan u n g  am  R unden Tisch -  k o ­
operativ  p lanen, gem ein sam  handeln

•  R E IT E M A N N  Willi: E rw artungen  d e r Land w irtsch aft an den  
Landschaftsp lan  d e r G em ein d en

•  O T T O  Andreas: Z u r Praxis d e r gem ein d lich en  Lan d sch afts ­
p lanung in S c h w a b e n  -  E rfahrungen und Perspektiven  aus  
S icht e iner höheren N a tu rsch u tzb eh ö rd e
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•  S P E R L IN G  A ndreas: Z u r Praxis d e r gem ein d lich en  L an d ­
schaftsp lanung  in N ied erb ayern : E rfahrungen und P ersp ek­
tiven aus S ich t e iner unteren N atu rsch u tzb eh ö rd e  am  B ei­
spiel des  Landkreises P assau

B erich te  über d ie  A rb eitsg ruppen:

•  B U S S E  Jürgen: -  A rb e itsg ru p p e  1: W ie  soll sich d a s  V erhält­
nis von L an d schaftsp lanung , E ingriffsregelung und B au le it­
planung forten tw ickeln?

•  W A R T N E R  H elm ut: -  A rb e itsg ru p p e  2: M e h r U m setzu n g ser­
folg durch m eh r A k ze p ta n z  am  R unden  T isch?  S trateg ien  zu r  
Ö ffentlichkeitsarbeit und A k zep tan zverb esseru n g

•  B R O D A  C hristoph; T h o m a s  H E L F R IC H : -  A rb e itsg ru p p e  3: 
D as S p annungsfe ld  zw isch en  N o tw e n d ig k e it und M a c h b a r­
keit: W e lch e  Inhalte  soll ein g em ein d lich er Landschaftsp lan  
a b d ecken ?

Fallbe isp ie le  zu r Praxis d e r g em eind lichen  
Land sch aftsp lan u n o:

1. S ta d t  B e rc h in g /O b e rp fa lz :

•  R O S E N  B EC K  Hans: M aß n ah m en  d e r S tad t B erching zur S tä r­
kung d er E igenständ igkeit des  Länd lichen  R au m es  und Rol­
le des L an d schaftsp lanes.

•  H ER R E  Dieter: D ie Rolle des  Landsch aftsp lan es  im  R ahm en  
einer in tegrierten K om m u n alen tw ick lu n g  am  B eispiel d er  
S ta d t B erching

2. G e m e in d e  H u n d in g !N ie d e rb a y e rn :

•  Erfahrungen m it d e r U m setzu n g  d e s  gem ein d lich en  L an d ­
schaftsp lanes am  Beispiel d e r G e m e in d e  H unding  
B R A N D L  Ferdinand: -  aus d e r S ich t d e s  1. B ürgerm eisters  
A M M E R  H ubert: -  aus d e r S ich t des  b earb e iten d en  L an d ­
schaftsarch itekten

3. L a n d s c h a fts p la n u n g  d e r  G e m e in d e n  im  A u e rb e rg la n d /O b e r-  
b a y e rn  u n d  S c h w a b e n :

•  S C H M ID  H eim o: Erw artungen  d e r G em ein d en  im  A u erb erg ­
land an d ie  L an d schaftsp lanung .

•  P R Ö B S T L  U lrike und H eid i F R A N K -K R IE G E R : A n sätze  zu g e -  
m elndeübergre ifenden  V o rg eh en sw elsen  in d e r L an d ­
schaftsp lanung  -  am  B eispiel d e r G em ein d en  B ernbeuren , 
B urggen und Lechbruck.

•  S IE G H A R T  Rudolf: Z u sam m en w irken  d e r Landsch aftsp lan - 
U m setzu n g  m it d e r D orf- und F lurentw ick lung  B ernbeuren  im  
A uerberg land .

•  Anhang zum  Beitrag Pröbstl und Frank-Krieger: Übergem eind­
liche Um setzungsprojekte -  Landschaftsplan Bernbeuren

4. G e m e in e  K ir c h d o r f  i. W a ld /N ie d e rb a y e rn :

•  A LTM A N N  Herbert: D er gem eind liche Landschaftsplan Kirch­
d o rf i. W ald  -  ein gem ein sam  e rarb e ite tes  E n tw ick lungskon­
zep t.

•  FALTER G erhard: L an d s c h a fts p la n -U m s e tzu n g  in d e r G e ­
m ein d e  K irchdorf i. W ald  -  e ine  e rs te  B ilanz

5. S ta d t P o tte n s te in /O b e r fra n k e n :

•  B A U E R N S C H M IT T  D ieter: E rw artungen  d e r S ta d t P o tten ­
stein an den  Lan d sch aftsp lan  -  aus d e r S ich t des  ersten  Bür­
germ eisters .

•  B A U E R N S C H M IT T  Guido: Landschaftsplan Pottensteln -  B ei­
trag  zu r Entw icklung  e iner F rem d en verkeh rsg em ein d e

•  B A Y E R IS C H E S  S T A A T S M IN IS T E R IU M  FÜ R  L A N D E S E N T ­
W IC K L U N G  U N D  U M W E L T F R A G E N  (Hrsg.): Le itfaden  zur 
Forten tw ick lung  des  gem ein d lich en  Landsch aftsp lan es  als 
Teil des F läch en n u tzu n g sp lan es in B ayern: „Land sch aftsp la ­
nung am  R unden  Tisch" (S tand: Juli 1996 ): 1. E inführung; 2. 
Z u sam m e n a rb e it d e r an d er Landsch aftsp lan u n g  im R ahm en  
d e r B au le itp lanung  Beteilig ten; 3 . V erfahrensab lau f; 4 . A n ­
forderungen  an d ie  Inhalte  d es gem ein d lich en  Landsch afts ­
p lanes als Teil des  F lächennutzungsp lanes; 5 . U m setzu n g  d er  
Z ie le  und M aß n ah m en ; 6 . In fo rm ationsaustausch  und Ö f­
fen tlichkeitsarbeit; 7 . Förderung und H onorierung

•  Beilage: Land sch aftsp lan u n g  am  R u nden  Tisch -  das  B ei­
spiel d er G e m e in d e  K irchdorf i. W ald  (In form ationsbroschü­
re: H erausgeber: A N LYStM LU ; S ta n d  M ä rz  1996)

Inhalte der zuletzt erschienenen Berichte:

H e ft 2 0  (1996)
2 0  Jah re  A N L  -  Fes tak t am  2 0 .0 9 .1 9 9 6  in Laufen:

•  P rogram m  des  F estaktes

•  B eg rü ß u n g san sp rach e d es A N L -D ire k to rs  H errn  Dr. C hri­
s toph  G o p p el

•  G rußw orte  d es Vors itzenden  des  A N L -K u ra to riu m s H errn  
Prof. Dr. U lrich A m m e r

•  G ru ß w o rte  des  Landrates  des  Landkre ises B erch tesg ad en er  
Land H errn  M artin  S eid l und des  1. B ürgerm eisters  d e r  S tad t 
Laufen H errn  Ludw ig  H erzog

•  Festan sp rach e  des  B ayerischen  M in iste rp räs id en ten  H errn  
Dr. Edm und S to iber, M d L

•  Festvortrag von H errn  Prof. Dr. N o rb ert K n au er „N aturschutz  
Im  2 1 . Jah rh u n d ert -  d ie  Rolle  d e r  A k a d e m ie “

•  Fes tan sp rach e  d e s  B ayerischen  S taatsm in is te rs  fü r L an d es­
entw ick lung  und U m w eltfrag en  H errn  Dr. T h o m a s  G o p p el

S em in arth em en  und G ru n d satz frao en:

•  R O C K  M artin : Ö ko lo g isch e  Eth ik aus chris tlicher S ich t

•  S T U D E R  H a n s-P eter: W irtsch aften  im  E inklang m it d e r N a ­
tu r und m it uns selbst

•  TE X T E R  T h o m a s  und W olfgang  T H O M A S E K : Von W erten  zu  
M ärkten

•  S T R O B L  Jako b : D er W ert d e r L an d sch aft aus reg ionaler S ich t

F o rtse tzu n g : H e ft 2 0  (1996)

•  K A R G E R . C orn e lia  R.: N a tu rsch u tz  in d e r K o m m u n ikatio n s­
krise

•  L E IT S C H U H -F E C H T  H eike: M arke tin g  für den  N aturschutz

•  G R Ü S S E R  Birgit: Ö kosponsoring  als fruch tb ares  M itte l d er  
U ntern eh m en sko m m u n ika tio n  -  Ein G esc h ä ft au f G e g e n s e i­
tigkeit

•  R A H O F E R  M einrad: N atur- und U m w eltsch u tz  in den M e d i­
en

•  K N A U E R  N orbert: In tegration b eso n d erer öko log ischer Lei­
stungen  in d ie  landw irtschaftliche B o dennutzung

•  E R D M A N N  K arl-H einz: S ch u tz , P fleg e  und E ntw icklung g roß­
räum iger N a tu r- und K u ltu rlandschaften  -  D ie Rolle d e r B io ­
sp h ären reservate  im in ternationalen  P rogram m  „D er M ensch  
und d ie  B io sp h äre“ (M A B )

•  R IC H T E R  G erhard : H istorische G ärten  in Bayern

•  J O R D A N  Peter: P a rkp fleg ew erke  -  Instrum entarien  zu r Erhal­
tung h istorischer G ärten

•  B R A N D E S  D ieter: N a tu rsch u tzasp ekte  bei d e r D e n km alp fle ­
g e  unter b e so n d erer B erücksich tigung  d e r M auerveg eta tio n

•  G A R N W E ID N E R  E dm und: A rten sch u tz für P ilze -  G ru n d la ­
gen , G renzen , V erbesserungsvorsch läge

•  K R IE G L S T E IN E R  Lothar: D ie Pilzflora B ayerns und Ihre G e ­
fährdung

•  W IN T E R H O F F  W ulfard: D ie Pilzflora d e r M ag errasen  -  G e ­
fährdung und S ch u tz

•  S T U R M  Peter: G efäh rd u n g  und S c h u tz  he im ischer P ilzarten  
-  A n w en d u n g  in d er N aturschutzprax is

Forschung sarbeiten:

•  PATZN ER  R o b ert A. und Doris M Ü L L E R : G efährdung  und  
R ü ckgang  d er N a ja d e n -M u s c h e ln  (U n ion idae, B ivalvla) in s te ­
hen d en  G ew ässern

•  M Ü L L E R  A ndreas: S tö rungsöko lg ie  ras ten d er W asservögel 
am  S tarn b erg er S ee

•  STA D LE R  S iegfried: Flexib ilität bei d er R evierw ahl und im  
Fällverhalten d es B ibers

•  R E B H A N  H erb ert und A L B R E C H T  Steffi: K le in g ew ässer in e i­
ner K arstlan d sch aft und ihre B ed eu tu n g  fü r den  N atu rsch u tz

•  H E M P  C lau d ia  und A ndreas: K alkschuttfluren und B lo ckh al­
d en w äld er: D er L indenberg  bei H o h e n s ta d t und se ine  au ß er­
gew ö h n lich e V egetation  und Fauna

•  H E M P  C lau d ia  und A ndreas: P o d is m a  p e d e s tr is  L. (S a lta to - 
ria: C a tan to p id ae ) in d e r H ersb ru cker Alb

•  D O L E K  M atth ias  und G E Y E R  Adi: D as B io to p m an ag em en t 
und d ie  H ab ita tb in d u n g  d e r R otflügeligen Ö d lan d sch recke  
(iO e d ip o d a  g e rm a n ic a  Latr. 1 8 0 4 ) in d er Frankenalb

•  F L E C K E N S T E IN  Kurt e t al.: R ealis ierung von A u sg le ich s- und  
E rsa tzm aß n ah m en  bei Freile itungen

•  F L E C K E N S T E IN  Kurt e t al.: M e th o d e n  zu r B ew ertung  von  
Eingriffen in das  Landschaftsb ild  bei Freileitungen

•  F L E C K E N S T E IN  Kurt e t al.: B ew ertu n g  von B eein träch tig u n ­
gen  d e r A vifauna im lan dschaftsp flegerischen  B eg le itp lan  für 
Freileitungen

A N L -N ach rich ten :

•  B ibliographie: Verö ffen tlichungen  d e r A N L  im Jah r 1 995

•  V eransta ltungssp iegel d e r A N L  im  Jah r 1 9 9 5  m it den E rg eb ­
n issen d e r S em in are  und M itw irkung  d e rA N L -R e fe re n te n  bei 
anderen  V eransta ltungen  so w ie  S o n d erveran sta ltu n g en  d e r  
A N L

•  F o rschungsvergabe d e  A N L

•  M itg lied er des P räsid ium s und K uratorium s/P ersonal d er A N L  

H e ft 19 (1995)
S e m in arth em en  und G ru n d satz fraaen

•  F L U H R -M E Y E R , Gerti: Jo h an n  R ueß (1 8 6 9  -  194 3 ) und d er 
B und N atu rsch u tz in Bayern

•  S T E N S C H K E , York Christian: R echtsprechung  zum  natu r­
schutzrechtlichen  In schutznahm everfahren

•  H IR S C H , S tefan : W allfah tsstätten  als Teil ge istlicher L an d ­
schaften: "Theatrum  te rra e  san ctae" -  K alvarienberge und  
S akra llan d sch aft in O b erb ayern

•  B E R G E R , Rupert: D ie P flanze in Kult und A lltagsbrauch

•  B R IE M L E , Helga: G ärten  -  Von K indern, für K inder

•  LU Z , R enate: N atursp ie l -  B eispiel G arten

•  A G D E , G eorg: W e lch e  U nfä lle  in K indersp ie lbere ichen  kö n ­
nen w ir durch g ese tz lich e  und tech n isch e  M a ß n ah m en  ve r­
hüten?

•  F IS C H , Em m i: K indergärten -  Lust und Last des  U nterhaltes

•  H Ü B N E R , Klaus: W in tererleb n isw o ch en  - e ine  A lternative  zu  
S chulskikursen

•  K N A U E R , N orbert: B io tische Vielfa lt in d e r A grarlan d sch aft - 
N o tw en d ig ke it und S tra te g ie  zu r E ntw icklung e iner B iod iver- 
sitä t durch d ie  L andw irtschaft

•  C E R O V S K Y , Jan: D ie g lo b a le  S tra teg ie  d e r B iod iversität und  
ihre nationale  A nw en d u n g  am  B eispiel d e r  Tschechischen  
R epublik

•  T A M P E , Klaus: K osten und N utzen  e ines nachhaltigen  
S ch u tze s  d e r B iod iversität

•  H E N LE , Klaus: M a n g e ln d e r Erfolg be im  S ch u tz  von B iod i­
versität: System atis ierung  d er G ründe

•  J E D IC K E , Eckhard: G renzstrukturen  in W äld ern  und ihr E in­
fluß au f d ie  A vifauna

Forschung sarbeiten:

•  M Ü L L E R , N orbert: W an d e l von Flora und V egetation  nordal­
p iner W ild fluß landschaften  unter d em  Einfluß des  M en sch en

•  R E IC H H O L F -R IE H M , H elgard: Verockerung  von A ltw ässern

F o rtse tzu n g : H e ft  19  (1996)

•  H EM P, A ndreas: D ie landschfatsöko log ische B edeutung  der 
D o lo m itk ie fe rn w ä ld er (B uphthalm o -  P inetum ) in d er Fran­
kenalb

•  F IS C H E R , H ag en  S.: A usw ertung  d er g eo b otan ischen  D au ­
erb eo b ach tu n g en  in au sg ew äh lten  B io topen  In B ayern - Kon­
z e p t und e x e m p larisch e  A usw ertung  e ines S an d m ag erra - 
sentransekts

A N L -N a c h ric h te n

•  B ib liographie: V erö ffen tlichungen  d er A N L  im Jah r 1 9 9 4  «Ver- 
ansta ltungssp legel d e r A N L  im Jah r 1 9 9 4  m it den  Ergebnis­
sen d e r S em in are  «M itw irkung  d er A N L -R e fe re n te n  bei a n ­
deren  V eransta ltungen  so w ie  S o n d erveransta ltungen  der 
A N L  «Forsch u n g sverg ab e  d e r A N L  «M itg lied er des  P räs id i­
um s und K uratorium s P ersonal d er A N L

H e ft 18 (1994)
S em in arth em en  und G ru n d satz fraa en

•  F L U H R -M A Y E R  Gerti: Prof. Dr. O tto  K raus (1 9 0 5 -1 9 8 4 ). Er­
ster H a u p ta m tlic h e r N a tu rsch ü tzer Bayerns.

•  K A D N E R  D ieter: D ie B ayerische Landesste lle  für N aturschutz  
unter Prof. Dr. O tto  K raus (1 9 4 9 -1 9 6 7 ).

•  Z W A N Z IG  G ünter: V om  N aturrecht zu m  S chöpfungsrecht. 
Z u r G es c h ic h te  des  N atu rsch u tzg ed an ken s .

•  B E N N IN G E R  M artin: L andschaft durch L andw irtschaft -  In­
w ertse tzu n g  ihrer P flegefunktion .

F orschung sarbeiten

•  H E B A U E R  Franz: K ata log  der bayerischen W asserkäfer, ihrer 
Ö kolog ie, V erbreitung, G efährdung.

•  B U R M E IS T E R  E rnst-G erhard : D ie lim nischen Feenkrebse  
(A n o s tra c a ), S ch ildkrebse (N o to s tra c ä ), M uschelschaler (C on - 
c h o s tra c a ),  Asseln (Is o p o d a  lim n .)  und F lohkrebse (A m p h ip o -  
d a) in B ayern . (C rus tá cea ). K om m en tar und S toffsam m lung  
zur „R oten L is te“ d e r lim nischen K rebse in B ayern.

•  B U R M E IS T E R  E rnst-G erhard : Faunistische B eg leituntersu­
chung aquatisch er M akro invertebraten  neu an g e leg ter K lein­
g ew ässer bei E ichenau (Lkr. Fürstenfeldbruck). Ein Beitrag zur 
P rob lem atik  künstlich ang e leg ter Kleingew ässer.

•  U T S C H IC K  Hans: Zur D ynam ik  von Tagfaltergem einschaften  
im F lußauenw ald  d e r Innstaustufe. Perach 1 9 7 6 -1 9 8 7  (L e p i- 
d o p te ra ;  R h o p a lo c e ra ).

•  G E IS E R  Rem igius: A rtenschutz für ho lzb ew o h n en d e  Käfer 
(C o le ó p te ra  x y lo b io n ta ) .

•  B U S S L E R  Heinz: D ie  xy lobionte K äferfauna im N aturschutz­
geb ie t „S cheerw eihergeb let bei S ch alkhausen“ (S tad t A ns- 
bach /M itte lfran ken ).

•  R Ö T Z E R  T h o m as  und W Ü R L Ä N D E R  Roland: N euartige  ph ä- 
nologische K arten von Bayern und deren A nw en d u n g sm ö g ­
lichkeiten in d er Landschaftsöko log ie  und Landschaftsp la­
nung.

•  K A IS E R  Kurt und Z IM M E R M A N N  Antje: P h ysisch-geogra­
ph ische U ntersuchung  an M ooren und S een im H avelquell­
g eb ie t (M üritz-N ationalpark).

•  LE H M A N N  Reinhold, K IF IN G E R  Bruno, B O H L Erik und B A U ­
ER Johannes: B ew ertu n g sm o d ell für d ie  E ntw icklung von  
Zie lvorste llungen  des  G ew ässersch u tzes .

•  FLE C K E N S T E IN  Kurt und R H IE M  W alter: U m w e lt- und Land­
schaftsp lanung  für Freileitungen. A bgrenzung d e r A nforde­
rungen in d en  unterschiedlichen G enehm igungsverfahren.

•  FLE C K E N S T E IN  Kurt und R H IE M  W alter: D er Landschafts ­
pflegerische B egleitp lan (LBP) für Freileitungen.

A N L  -  N achrich ten :

•  B ibliographie: Veröffentlichungen d er A N L  im Jahre  1993 .

•  Veransta ltungssp iegel d e r A N L  Im Jahre 1 9 9 3  mit den  Er­
gebnissen d e r S em inare.

•  Forschungsvergabe d e r A N L.

•  M itg lied er des  Präsid ium s und K uratorium s/Personal der 
A N L.

•  K Ö S T L E R  Evelin, JA H R S T O R F E R  Elisabeth  und P R A X E N - 
T H A L E R  H ildegard : B ibliographie: V erö ffentlichungen der 
A N L  1 9 9 2 .

•  V eransta ltungssp iegel d e r A N L  im Jahre  1992  m it den Ergeb­
n issen d e r Sem inare .

•  Forschu n g sverg ab e  d e r A N L.

•  M itg lieder des Präsidium s und Kuratorium s; Personal d er ANL.

I l Beihefte zu den Berichten
B eih efte  erscheinen  in unregelm äß iger Folge und beinhalten  

d ie  B earbeitung  e ines Them en b ere ich s .

B e ih e ft 1
H E R IN G E R  J.K .: D ie E igenart d er B erch tesg ad en er L and­

sch aft -  ihre S icherung  und P flege aus lan dschaftsöko lo ­
g ischer S ich t, unter beso n d erer B erücksichtigung des S ied ­
lungsw esens und Frem denverkehrs . 1 9 81 . 1 28  S. m it 1 29  Fo­
tos . D M  1 7 ,-

B e ih e ft 2
P fla n ze n - und tieröko log ische U ntersuchungen  zu r BAB 90  

W o ln za c h -R e g e n s b u rg . Teilabschnitt E lsen d o rf-S aalh au p t.

71 S „  A b b ., Ktn., 19  F arb fo tos D M  2 3 ,-

B e ih e ft 3
S C H U L Z E  E .-D . e t al.: D ie p flanzenöko log ische B edeutung  

und B ew ertu n g  von H ecken .
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F o rtse tzu n g : B e ih e fte

= B eiheft 3 , T. 1 zu den B erichten d e r A N L. D M  3 7 , -

G eg en stan d  und U m fang  des Forschungsauftrags S träu - 
ch er in d er natürlichen und an thropogen  beein fluß ten  V e g e ­
ta tion  M itte leu ro p as  K oh lenstoffhaushalt, W ach stu m  und 
W u ch sfo rm  von H o lzg ew äch sen  im K onkurrenzgefüge eines  
H e c ken stan d o rtes , Diss. von M anfred  K üppers  D ie Ö k o lo ­
gie w ich tig er H o lzarten  d er H ecken  D ie B eziehung  von  
H ecken  und A ckerra inen  zu ihrem  U m land  D ie B ew ertung  
d er nordbayerischen  H ecken  aus bo tan isch er S ich t A u to ­
ren: E rn s t-D etle f S chu lze , A lbert Reif un ter M ita rb e it von C hri­
s toph  K nop und K atharina  Zahnen

Z W Ö L F E R , H. e t al.: D ie  tieröko log ische B edeutung  und B e ­
w ertung  von H ecken .

= B eiheft 3 , T. 2  zu den  Berichten d er A N L. D M  3 6 , -

Z ie le  und G rund lagen  d er A rb e it W issen sch aftlich e E rgebnis­
se Sch lußfo lgerungen  für die Praxis d e r L an d schaftsp flege  
und fü r den integrierten P flanzenschutz K o n tak te  zu anderen  
Institu tionen E rgebnisse d es K lo p fp ro b en -P ro g ram m es Zur 
P h äno log ie  a u s g ew äh lte r A rth ro p o d en g ru p p en  d e r H e c k e  • Die 
Erfassung von L e p id o p teren -L arven  an S ch leh e  und W eißdorn  
■ Einfluß des A lters au f d er räum lichen Verteilung von W e iß d o rn ­
büschen  au f P h yto p h ag e  und ihre P arasiten  Einfluß von A lter 
und räum licher Verteilung von W ildrosen au f den  W ick le r N o -  
to c e lia  ro b o ra n a  D .& S. und seine P arasiten  Z u r P opu la tio n s ­
öko log ie  ein iger Insekten auf W ild rosen  ■ U n tersuchungen  zum  
Verhalten, zu r B io logie und zu r Populationsdynam ik  von Y po- 
n o m e u ta  p a d e llu s  au f d er S ch lehe Faunistisch-öko log ische  
A nalyse ausg ew äh lte r A rth ro p o d en -G ru p p en  • U ntersuchungen  
zum  B rutvogelbestand  versch iedener H e cken g eb ie te  -  W ild ­
sp urend ich te  und W ildverbiß  im H eckenbere ich  A nalyse des  
B la tt-B io m asse-K o n su m s an S ch lehe, W eißdorn und W ildrose  
durch p h o to p h ag e  Insekten • Begründung d er B ew ertu n g szah ­
len für H eckengehö lzarten  • Aus K leinschm etterlingen in H ecken  
g ezo g e n e  Paras ito idenarten  (Tabellen) H ecken p flan zen  als 
W irte  landw irtschaftlicher S chadorgan ism en (Tabellen) A u to ­
ren: H elm ut Zw ölfer, G erhard Bauer, G erd H eusinger u.a.

B e ih e ft 4
Z A H L H E IM E R , W.: A rten sch u tzg em äß e  D o kum entation  

und B ew ertu n g  floristischer S a c h v e rh a lte -A llg e m e in e r  Teil e i­
ner S tu d ie  zu r G efäß p flan zen flo ra  und ihrer G efäh rd u n g  im 
J u n g m o rän en g eb ie t des In n -V o rlan d -G le tsch er (O berbayern ). 
1 43  S ., 9 7  A bb . und H ilfskärtchen , zahlr. Tab., m ehrere  S W -F o -  
tos. D M 2 1 , -

B e ih e ft 5
E N G E L H A R D T  W ., O B E R G R U B E R  R. und R E IC H H O L F  J.: 

Lebensb ed in g u n g en  des europäischen  Feldhasen  (Lepus eu - 
ropaeus) in d e r K u ltu rlandschaft und ihre W irkungen  au f P hy­
sio logie und V erhalten. D M  2 8 , -

B e ih e ft 6

M E L Z E R  A. und M IC H L E R  G. e t al.: Ö ko lo g isch e  U n tersu ­
chungen  an südbayerischen  S een . 171 S ., 6 8  V erbre itungs­
kärtchen , 4 6  G raph iken , zahlr. Tab. D M  2 0 , -

B e ih e ft 7
FO E G K L E R  Francis: C harakteris ierung  und B ew ertu n g  von 

A u g ew ässern  des D onauraum es S traub ing  durch W asser­
m olluskengesellschaften . 14 9  S., 5 8  Verbre iterungskärtchen , 
zahlr. Tab. u. G raph iken , 13 Farbfotos. D M  2 7 , -

B e ih e ft 8
P A S S A R G E  Harro: A vizönosen in M itte leuropa. 1 28  S ., 15  

Verbre itungskarten , 3 8  Tab., R eg ister d er Arten und Z ö n o -  
sen. D M  1 8 ,-

B e ih e ft 9
K Ö S T L E R  Evelin und K R O G O L L  Bärbel: A usw irkungen  

von anthro p o g en en  N utzungen  im B ergland -  Z u m  Einfluß  
d er S c h a fb e w e id u n g  (Eine Literaturstudie). 7 4  S ., 10  A b b ., 32  
Tab. D M  1 2 ,-

B e ih e ft 10
B ibliographie 1 9 7 7 -1 9 9 0 : Veröffentlichungen d er Bayerischen  

A kad em ie  fü r N aturschutz und Landschaftsp flege. 2 9 4  S.
D M  1 5 ,-

B e ih e ft 11
C O N R A D -B R A U N E R  M ichaela: N a tu rn ah e  V egetation  im N a ­

tu rsch u tzg eb ie t „U nterer Inn“ und seiner U m g eb u n g  -  E ine v e - 
getationsku n d lich -ö ko lo g isch e  S tu d ie  zu den  Foigen des  S ta u ­
stu fenbaus 1 7 5  S ., Zahlr. A bb . u. Karten. D M  4 4 , -

B e ih e ft 12
Festschrift zu m  70 . G eb u rtstag  von Prof. Dr. Dr. h .c. W olfgang  

Haber; 19 4  S ., 8 2  Fotos, 4 4  A b b ., 5 Farbkarten  (davon 3  F a lt­
karten), 5 Veg. tab . D M  2 4 , -

• G O P P E L  Christoph: Vorw ort

•  T Ö P F E R  Klaus: W ürdigung d er Person, Prof. Dr. Dr. h.c. W olf­
gang  H ab er

Fo rtse tzu n g : B e ih e fte

•  Fototeil

•  V erzeichnis d er w issenschaftlichen  V erö ffentlichungen von  
Prof. Dr. Dr. h.c. W olfgang  H ab er

•  W Ö R N L E  Peter: Ö ffen tlichkeitsarbeit fü r den  N atu rsch u tz

•  T R E P L  Ludw ig: D ie  D ivers itä ts -S tab ilitä ts -D iskussion  in d er  
Ö kolog ie

•  G A N Z E R T  Christian: K onzeption für e ine öko log ische A g rar­
landschaftsforschung

•  S C H R E IB E R  Karl-Friedrich: M uß e ine  sekundär-progressive  
Sukzession  im m er nach bekan n ten  M odellvorste llungen  a b ­
laufen? -  G egen b e isp ie le  aus den  B racheversuchen  B a d e n -  
W ürttem b erg s

•  R U T H S A T Z  Barbara: Erfolgskontrolle von B io to p sich eru n g s­
m aß n ah m en  im N iederm oorgrün land  e ines N S G  in d e r w e s t­
pfä lz ischen  M o orn iederung  bei Kaiserslautern

•  E L L E N B E R G  Heinz: W iesensterben  auf Island. -  E ine R ü ck- 
und Vorschau

•  O TTE Annette; Steffi S C H Ö F M A N N ; Inge S C H N IE P P  und Ur­
sula D O R N E R  (m it e inem  Beitrag von W olfgang  B R A U N ): Ei­
ne K u ltu rlandschaft auf d er R oten Liste -  R ekonstruktion  
des  N utzu n g sg efü g es  und d er V egetation  e iner traditionellen  
K ulturlandschaft am  südbayerischen A lpenrand: Landbew irt­
schaftung  in K ochel am  S e e  in den 4 0 e r und 5 0 e r Jahren

•  H O IS L  R ichard: B odenordnung  als Beitrag zu r L an d sch afts ­
en tw icklung

•  S P A N D A U  Lutz und B ertram  B O R E TZK I: B iosphärenreser­
v a te  als Instrum ent des N aturschutzes

•  G R E B E  Reinhard: D as B iosphärenreservat R h ö n -V o rb ild  ei­
ner um w eltg erech ten  R egionalen tw ick lung

I I Forschungsberichte
Forschungsberich t 1

JA N S E N  Antje: N ahrstoffökologische U ntersuchungen  an P flan ­
zen arten  und P flan zen g em ein sch aften  von vora lp inen  K a lkm a­
gerrasen  und S treuw iesen  unter beso n d erer B erücksich tigung  
naturschutzre levanter V egetatio n sän d eru n g en . D M  2 0 , -

Forschungsberich t 2

(versch. Autoren): D as H aarm o o s -  F o rschungsergebn isse zum  
S ch u tz  e ines W iesenbrü tergeb ietes . D M  2 4 , -

Forschungsberich t 3

H O L Z E L  Norbert: S ch n eeh e id e -K ie fe rn w ä ld e r in d en  m ittleren  
N ördlichen K alkalpen. D M  2 3 , -

Forschungsberich t 4

H A G E N  Thom as: V eg etationsveränderungen  in K a lkm ag erra ­
sen des  Fränkischen Jura; U ntersuchung  langfristiger B e ­
s tan d sveränderungen  als R eaktion auf N utzungsum ste llung  
und S ticks to ff-D ep o s itio n . D M  21 , -

Forschungsberich t 5

LO H M A N N  M ichael und M ichael VO G EL: Die bayerischen R am - 
sargeb iete  -  Eine kritische B e stan d sau fn ah m e d e r B ayerischen  
A k a d e m ie  für N aturschutz und L an dschaftsp flege. D M  1 4 ,-

I I Lehrhilfen
•  H andre ichung  zum  T h e m a  N aturschutz und Lan d sch afts ­

p flege (hrsg. in Z u sam m e n a rb e it m it d em  S taats institu t 
für S ch u lp äd ag o g ik  und B ildungsforschung, M ünchen).

D M  1 4 ,-

l __ I Sonderdrucke aus den Berichten
der ANL

»Die S tau seen  am  unteren Inn« aus H eft 6 /8 2  D M  5 , -

»N atur und L andschaft im W andel«
aus H eft 1 0 /8 6  (vergrifffen)

I l Landschaftspflegekonzept Bayern
Bd. I. E inführung D M  3 8 , -
Bd. II. 1 K alkm agerrasen

Teil 1 D M  4 5 , -
Teil 2 D M  4 2 , -

Bd. II. 2 D äm m e, D e ich e  und
E isenbahnstrecken D M  3 4 , -

Bd. II. 3 B o densaure  M agerrasen D M  3 9 , -
Bd. II. 4 S andrasen D M  3 4 , -
Bd. II. 5 S treuobst D M  3 4 , -
Bd. II. 6 Feuchtw iesen D M  3 2 , -
Bd. II. 7 Teiche D M  2 7 , -
Bd. II. 8 S teh en d e  K le ingew ässer D M  3 5 , -
Bd. II. 9 S treuw iesen D M  4 1 , -
Bd. II. 10 G räben D M  2 5 , -
Bd. II. 11 A grotope

Teil 1 D M  3 5 , -
Teil 2 D M  3 7 , -

Bd. II. 12 H e c k e n - und F eldgehö lze D M  4 3 , -
Bd. II. 13 N ied er- und M itte lw ä ld er D M  3 6 , -
Bd. II. 14 E in ze lb äu m e- und B au m gruppen D M  3 2 , -
Bd. II. 15 G eo to p e D M  3 8 , -
Bd. II. 16 Leitungstrassen D M  2 5 , -

Bd. II. 17 S te inbrüche D M 3 2 , -

Bd. II. 18  K ies-, S a n d -u n d  Tongruben D M 3 1 , -

Bd. II. 19 B äche und B ach u fer D M  4 9 , -

I l Informationen
In form ationen 1 -
D ie A kad em ie  stellt sich vor
Faltb latt, kostenfrei

In form ation 2 -
G rund lagen  des  N aturschutzes.
(vergriffen)

In form ationen 3  -
N a tu rsch u tz im G arten  -  T ips  und A n regungen  zum  Ü b e rd e n ­
ken, N ach m ach en  und W eitergeben .
D M  2 , -

In form ation 4  -
Begriffe  aus Ö kologie, Landnutzung  und U m w eltsch u tz . In Z u ­
s am m en arb e it m it d em  D ach verb an d  w issenschaftlicher G e ­
se llschaften d er Agrar-, Forst-, E rnährungs-, V e te rin är-u n d  U m ­
w eltfo rschung  e.V. M ü nchen .
(derze it vergriffen: N euau flag e  in V orbereitung; s iehe bei C D ’s!) 

In form ation 5  -
N a tu r en td ecken  -  Ein Le itfaden  zur 
N aturb eo b ach tu n g .

D M 2 , -

In form ation 6  -
N atur spruchreif. (Aphorism en zu m  N aturschutz) D M  6 , -  

In form ation 7  -
U m w eltb ildungseinrich tungen  in B ayern  D M  1 5 ,-

E inze lexem plare  von Info 3 , Info 5  und Info 6  w erden  g egen  Z u ­
sendung von D M  3 , -  (für Porto  +  V erpackung) in B riefm arken  
ohne B erechnung des H eftpre ises  ab g e g e b e n .

A b  10 0  S tü ck  w erden  bei allen Infos (3 /4 /5 ) 1 0 %  N ach laß  au f 
d en  H eftpre is  gew ährt.

□ □  CD’S
Informationseinheit Naturschutz (CD-ROM-Version)

D M  7 4 , -

D ie In form ationseinheit N atu rsch u tz ist ein K o m pendium  aus  
1 5 0  Textbauste inen  (jew eils 2 -3  S e iten  U m fang) und 2 5 0  Bil­
dern , d ie  frei m ite in an d er kom bin iert w erd en  können . Ü b er  
G rund lagen  d es N aturschutzes, Ö ko lo g ie , Landnutzung , N a ­
turschutz und G esellschaft, bis hin zu m  R ech t und zu r prakti­
schen U m setzu n g  sind alle  w ich tigen  B ere ich e  b ehandelt.
Im  A nhang w u rd e  auß erd em  d ie  „In form ationen  4: Begriffe  aus  
Ö kolog ie, Landnutzung und U m w eltsch u tz"  m it au fgen o m m en .

D as neue M ed iu m  erlaubt e ine e in fach e  und p raktische H a n d ­
habung  d er Inhalte. Für d en  M S -ln te rn e t E xplorer 4 .0  w erden  
m indestens ein 486 -P ro zesso r, ein A rb e itssp e ich er von 8  M B  
unter W indow s 9 5  bzw . von 16  M B  un ter W indow s N T  benötigt.

I I Diaserien
•  D iaserie Nr. 1 
»F eu ch tg eb iete  in B ayern«

5 0  K leinbilddias m it Textheft. D M  1 5 0 ,—

•  D iaserie Nr. 2  
»Trockengebiete in Bayern.«
5 0  K leinbilddias m it Textheft. D M  1 5 0 ,—

•  D iaserie Nr. 3  
»N aturschutz im G arten«
6 0  D ias m it Textheft
und B eg le itkassette . D M  1 5 0 ,-

I I Plakatserie »Naturschutz«
3  S tü ck  im V ierfarbdruck D IN  A 2. D M  3 , -
+  V erpackungskostenante il b is 15  S erien . D M  5 , -

I I Faltblätter

„P e rs ö n lich k e iten  im  N a tu rs c h u tz“

•  Prof. Dr. O tto  Kraus
•  Johann Rueß

Ö ko lo g is c h e  Leh r- und  F o rsc h u n g ss ta tio n  S traß
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1 1 Laufener Seminarbeiträge (LSB)
(Tagungsberichte)

Zu a u sg ew äh lten  S em inaren  w erden  T ag u ngsberich te  erstellt. 
In d en  jew eiligen  Tagungsberlch ten  sind d ie  ungekürzten  Vor­
trä g e  e in e s  F a c h - bzw . w issenschaftlichen  S em in ares  a b g e ­
druckt.

D iese Tagungsberich te  sind ab  1 /8 2  in ■■Laufener S e m in a r­
be iträge« u m b en an n t w orden .

2 /7 8  B eg rü n u n g sm aß n ah m en  im G eb irge . (vergriffen)

3 /7 9  S eenforschung  in B ayern . (vergriffen)

4 /7 9  C h a n c e  für den  A rten sch u tz in
Fre ilichtm useen. (vergriffen)

5 /7 9  Ist P flege d e r Land sch aft erforderlich? (vergriffen)

6 /7 9  W einberg -F lurbere in igung  und
N atu rsch u tz. D M  8 , -

7 /7 9  W ild tierhaltung  In G eh eg en . D M  6 , -

1 /8 0  T ie röko log ische A sp ekte  im
S ied lungsbere ich . (vergriffen)

2 /8 0  L andschaftsp lanung  in d e r S tad ten tw ick lu n g ,
in  d t. u n d  e ng l. A u sg ab e . D M  9 ,- /1 1  , -

3 /8 0  D ie R egion U n term ain  -  Region 1 -
D ie R egion W ü rzburg  -  Region 2  -  D M  1 2 ,-

4 /8 0  N atu rsch u tz  und R echt. (vergriffen)

5 /8 0  A usbringung von W ild p flan zen . (vergriffen)

6 /8 0  B aggerseen  und N aturschutz. (vergriffen)

7 /8 0  G eo ö ko lo g ie  und Lan d sch aft. (vergriffen)

8 /8 0  Freile itungsbau und B elastung
d er L andschaft. (vergriffen)

9 /8 0  Ö ko lo g ie  und U m w elth yg ien e . D M  1 5 ,-

1 /81  S tad tö ko lo g ie . (vergriffen)

2 /8 1  Th eo lo g ie  und N aturschutz. D M  5 , -

3 /8 1  G re ifvögel und N aturschutz. (vergriffen)

4 /8 1  Fischerei und N aturschutz. (vergriffen)

5 /8 1  F ließ g ew ässer in B ayern. (vergriffen)

6 /81  A s p e k te  d er M o o rn u tzu n g . (vergriffen)

7 /81  B eurteilung des  Landschaftsb ildes. (vergriffen)

8 /81  N atu rsch u tz im Z e ich en  kn ap p er
S taa tsh au sh a lte . D M  5 , -

9 /81  Z o o lo g isch er A rtenschutz. D M 1 0 , -

10 /81  N atu rsch u tz  und Landw irtschaft. (vergriffen)

11 /81  D ie Z u ku n ft d e r S a lzach . D M  8 , -

1 2 /81  W iedere inbürgerung  g e fäh rd e ter
T ierarten . (vergriffen)

1 3 /81  S em in arerg eb n isse d er Jah re  7 6 -8 1 . (vergriffen)

1 /8 2  D er M e n sch  und se ine s täd tisch e  U m w e lt-
hu m an ö ko lo g isch e A sp ekte . (vergriffen)

2 /8 2  Im m issionsbelastungen  ländlicher
Ö ko system e. (vergriffen)

3 /8 2  B o dennutzung  und N atu rsch u tz. D M  8 , -

4 /8 2  W aldersch ließungsp lanung . D M  9 , -

5 /8 2  F e ld h ecken  und Feldgehö lze . D M  2 5 ,-

6 /8 2  S ch u tz  von T rockenb io topen  -  Buckelfluren. D M  9 , -  

7 /8 2  G eo w lssen sch aftlich e  B eiträge zum
N atu rsch u tz. (vergriffen)

8 /8 2  Forstw irtschaft un ter B eachtung  fo rstlicher Z ie le
und d e r N a tu rsch u tzg esetzg eb u n g . (vergriffen)

9 /8 2  W a ld w e id e  und N aturschutz. (vergriffen)

1 /8 3  Dorf Ökologie -  D as D orf als L e b en srau m /
+ 1 /8 4  D orf und Landschaft. S am m elb d . (vergriffen)

2 /8 3  N atu rsch u tz und G esellschaft. D M  8 , -

3 /8 3  K inder begreifen Natur. (vergriffen)

4 /8 3  Erholung und A rtenschutz. D M  1 6 ,-

5 /8 3  M a rk tw irtsch aft und Ö ko log ie. (vergriffen)

6 /8 3  S c h u tz  von T rockenb io topen  -  Trocken­
rasen, Triften und H utungen . D M  9 , -

7 /8 3  A u s g ew äh lte  R e fera te  zum  A rtenschutz. D M  1 4 ,-

8 /8 3  N atu rsch u tz als W are  -  N ach frag e  durch
A n g e b o t und W erbung . (vergriffen)

9 /8 3  A u sg le ichbarkeit von Eingriffen in den
N aturhaushalt. (vergriffen)

1 /8 4  s iehe 1 /8 3

2 /8 4  Ö ko lo g ie  alp iner S een . D M  1 4 ,-

3 /8 4  D ie R egion 8  -  W estm itte lfranken . D M  1 5 ,-

4 /8 4  Lan d sch aftsp fleg lich e A lm w irtschaft. D M  1 2 , -

5 /8 4  S c h u tz  von T rockenb io topen  -
T rocken stan d o rte  aus zw e ite r H an d . (vergriffen)

6 /8 4  N atu rn ah er A usbau  von G rünan lagen . (vergriffen)

7 /8 4  Inselökologie -  A n w en d u n g  in d e r P lanung
des  ländlichen R aum es. D M  1 6 ,-

1 /8 5  R ec h ts - und V erw a ltu n g sasp ekte  d e r n atu rsch u tz­
rechtlichen E ingriffsregelung. (vergriffen)

2 /8 5  W asserb au  -  Entscheidung  zw isch en  N atur
und Korrektur. D M  1 0 ,-

3 /8 5  D ie Zuku n ft d e r  ostbayerischen
D onau lan d sch aft. D M 1 9 , -

4 /8 5  N atu rsch u tz und Volksm usik. D M  1 0 ,-

1 /8 6  S em inarergebn isse d e r  Jahre  8 1 -8 5 . D M  7 , -

2 /8 6  E lem en te  d er S teu eru n g  und d e r R egulation
in d e r P elag ia lb iozönose. D M  1 6 , -

3 /8 6  D ie Rolle  d er Landschaftssch u tzg eb ie te . D M  1 2 ,-

4 /8 6  In tegrierter P flanzenbau . D M  1 3 ,-

F o rtsetzu n g : L a u fe n e r S e m in a rb e iträ g e

5 /8 6  D er N eu n tö te r -  Vogel des Jahres 1 9 85 .
D ie S aa tkräh e  -  Vogel d es Jahres 1 9 86 . D M  1 0 ,-  

6 /8 6  Freile itungen und N aturschutz. D M  1 7 ,-

7 /8 6  B o d enöko log ie . D M  1 7 ,-

8 /8 6  D orfökologie: W asser und G ew ässer. (vergriffen)

9 /8 6  Leistungen und E n g ag em en t von Privatpersonen
im N aturschutz. D M  5 , -

1 0 /8 6  B io topverbund  in d e r Landschaft. D M  2 3 , -

1 /8 7  D ie R echtspflich t zur W ied erg u tm ach u n g
öko log ischer S ch äd en . D M 1 2 , -

2 /8 7  S trateg ien  e iner erfo lgreichen N atu rsch u tz­
politik. D M  1 2 ,—

3 /8 7  N aturschutzpo litik  und Landw irtschaft. D M  1 5 , -

4 /8 7  N atu rsch u tz b raucht W e rtm aß stäb e . D M  1 0 ,-

5 /8 7  D ie R egion 7 -  Industrieregion M itte lfranken  D M  11 , -

1 /8 8  Landsch aftsp fleg e  als A u fg ab e  d er L an d ­
w irte  und Landschaftsgärtner. D M  1 0 ,-

2 /8 8  D orfökologie: W e g e  und E infriedungen. (vergriffen)

3 /8 8  W irkungen  von U V -B -S trah lu n g  auf
P flanzen  und T iere. D M  1 3 ,—

1 /8 9  G re ifvogelschutz. D M 1 3 , -

2 /8 9  R ingvorlesung N aturschutz. D M  15 ,—

3 /8 9  D as B raunkehlchen -  Vogel d es Jahres 1 9 87 .
D er W en d eh als  -  Vogel des  Jahres 1 9 8 8 . D M  1 0 ,-  

4 /8 9  H a t d ie  N a tu r ein E igenrecht auf Existenz? D M  1 0 ,-  

1 /9 0  E insatzm öglichkeiten  d er Fernerkundung in
d e r Landschaftsöko log ie . (vergriffen)

2 /9 0  S icherung  und Schaffung  von A rbeitsp lätzen
durch N aturschutz. D M 1 2 , -

3 /9 0  N aturschutzorien tierte  öko log ische Forschung
in d er B R D . D M  11 , -

4 /9 0  A usw irkungen  d e r G ew ässerversa u eru n g . D M  1 3 ,-  

5 /9 0  A ufgaben  und U m setzu n g  des  Lan d sch afts ­
pflegerischen  B eg leitp lanes. (vergriffen)

6 /9 0  Inhalte und U m setzu n g  d er
U m w eltverträg lichkeitsprü fung  (U VP). (vergriffen)

1 /91  U m w elt/M itw e lt/S c h ö p fu n g  -  K irchen und
N aturschutz. D M  11 , -

2 /9 1  D orfökologie: B äu m e und S träuchen  D M  1 2 ,—

3 /9 1  A rtenschutz im  A lpenraum  D M  2 3 , -

4 /91  Erhaltung und E ntw icklung von Flußauen
in Europa. D M 2 1 , -

5 /9 1  M o s a ik  -  Z yk lus  -  K onzept d er Ö k o system e
und seine B edeutung  für den  N atu rsch u tz. D M  9 , -  

6 /9 1  L än derübergre ifende Z u s a m m e n a rb e it im
N atu rsch u tz  (B egegnung von N atu rs c h u tzfa c h ­
leuten aus B ayern und d er Tschechischen  
Republik). D M  1 7 ,-

7 /91  Ö ko lo g isch e  D au erb eo b ach tu n g  im
N aturschutz. D M  1 4 ,-

1 /9 2  Ö ko lo g isch e  B ilanz von S tau räu m en . D M  1 5 -

2 /9 2  W a ld - o d er W eideland  -
zur N aturg esch ich te  M itte leuropas. D M  1 5 ,-

3 /9 2  N atu rsch o n en d er B ildungs- und
Erlebnistourism us. D M  1 6 ,-

4 /9 2  B eiträge zu N atu r- und H eim atsch u tz . D M  21 , -

5 /9 2  Fre ilandm useen  -  K u ltu rlandschaft -
N aturschutz. D M  1 5 ,-

1 /9 3  H a t d e r N a tu rsch u tz  künftig eine C h a n c e . D M  1 0 ,-

2 /9 3  U m w eltverträg lichkeitsstud ien  -  G rund lagen ,
Erfahrungen, Fa llbeispiele. D M 1 8 , -

1 /9 4  D orföko log ie  -  G e b ä u d e  -  F riedhöfe  -  D orfränder
so w ie  ein Vorschlag zur D orfb io topkartierung . D M  2 5 , -

2 /9 4  N atu rsch u tz in B allungsräum en. D M  1 6 ,-

3 /9 4  W asserkra ft -  m it o d e r g egen  d ie  Natur. D M  1 9 ,-

4 /9 4  Leitbilder, U m w eltqualitä tszie le ,
U m w elts tan d ard s . D M  2 2 , -

1 /9 5  Ö kosponsoring  -  W erb estra teg ie  o d er
Selbstverp flich tung?  D M 1 5 , -

2 /9 5  B estandsregu lierung  und N atu rsch u tz. D M  1 6 ,-

3 /9 5  D ynam ik  als öko log ischer Faktor. D M  1 5 ,-

4 /9 5  Vision L andschaft 2 0 2 0 . D M  2 4 , -
1 /9 6  N ovellierung des  B un d esn atu rsch u tzg esetzes  -

naturschutzfach liche A nforderungen  (vergriffen)

2 /9 6  N aturschutzrechtliche E ingriffsregelung -
Praxis und Perspektiven  D M  2 2 , -

3 /9 6  B io logische F achbeiträge
in d e r U m w eltp lan u n g  D M  2 4 , -

4 /9 6  G IS  in N aturschutz und Lan d sch aftsp fleg e  D M  1 5 ,-  
5 /9 6  P ersön lichkeiten  und P rom inente  neh m en  (derzeit 

S tellung zu m  N atu rsch u tz und zu r A k a d e m ie  vergriffen) 

6 /9 6  Landschaftsp lanung  -  Q u o  Vadis?
S tan d o rtb es tim m u n g  und Perspektiven  
gem ein d lich er Landschaftsp lanung  D M  1 8 ,-

1 /9 7  W ildn is  -  ein neues Leitbild?
M öglichkeiten  u ngestörter N atur­
en tw ick lung  für M itte leu ro p a  D M  1 9 .-

2 /9 7  D ie Kunst des  Luxurierens D M  1 9 ,-

3 /9 7  3 . F ranz-R u ttn er-S ym p o s io n
U n b eab s ich tig te  und gez ie lte  Eingriffe in 
aquatisch e  Lebensg em ein sch aften  D M  1 4 ,-

4 /9 7  D ie Isar -  Problem fluß o d e r Lösungsm odell?  D M  2 0 , -

Fortsetzu n g : L a u fen er S e m in a rb e iträ g e

5 /9 7  U V P  auf d em  Prüfstand D M 1 9 ,-

1 /9 8  U m w eltö ko n o m isch e  G esam trech n u n g D M 1 3 ,-
2 /9 8  S ch u tz  d er G en etisch en  Vielfa lt D M 1 5 ,-
3 /9 8  D eu tsch er und B ayerischer Lan d sch afts ­

p flegetag  1 997 D M 1 4 ,-

4 /9 8  N aturschutz und L andw irtschaft
-  Q uo  vadis? D M 1 3 ,-

5 /9 8  S ch u tzg u t Boden (im Druck)

I I Berichte der ANL
D ie  seit 1 9 7 7  jährlich e rscheinenden  B erich te  d er A N L  enthal­
ten  O rig inalarbeiten, w issenschaftliche K urzm itteilungen und  
B ekann tm ach u n g en  zu zentra len  N atu rsch u tzp ro b lem en  und 
d am it in Z u s am m en h an g  s tehenden  Fachg eb ie ten .

H eft 1 -4  (1979 ) (v e rg r if fe n )
H eft 5 (1 9 8 1 )
H eft 6 (1 9 8 2 )
H eft 7 (1 9 8 3 )
H eft 8 (1 9 8 4 )
H eft 9 (1 9 8 5 )
H e ft 1 0 (1 9 8 6 )
H eft 11 (1987 ) (ve rg riffe n )
H e ft 12 (1988 ) (ve rg riffe n )
H e ft 13  (1989 ) (ve rg riffe n )
H eft 1 4 (1 9 9 0 )
H eft 1 5 (1 9 9 1 )
H eft 1 6 (1 9 9 2 )
H eft 1 7 (1 9 9 3 )
H e ft 1 8 (1 9 9 4 )
H eft 19 (1995)
H eft 2 0 (1 9 9 6 )
H eft 21 (1997 ) (in V o rb e re itu n g )  
H eft 2 2  (1998 ) (in V o rb e re itu n g )

D M  2 3 , -  
D M  3 4 , -  
D M  2 7 , -  
D M  3 9 , -  
D M  2 5 , -  
D M  4 8 , -

D M  3 8 , -  
D M  3 9 , -  
D M  3 8 , -  
D M  3 7 , -  
D M  3 4 , -  
D M  3 9 , -  
D M  3 5 , -

I l Vorschau
•  LSB M oornutzung
•  Forschungsbericht: M otivationsanalyse von O utdoorsportlern
•  LSB Z ie larten , Leitarten, Ind ikatorarten
•  LSB Lehr-, Lern- u. E rlebn isp fade im N aturschutz
•  LSB A lpinism us und N aturschutz

Bezugsbedingungen

1 . BESTELLUNGEN

Bezugsadresse:

Bayerische Akademie für Naturschutz 
und Landschaftspflege 
Postfach 1261 
D-83406 Laufen/Salzach 
Tel. 08682/8963-32  
Fax 08682/8963-17

Die Bestellungen sollen eine e x a k te  B ezeichnung  des T i­
tels en thalten . B estellungen m it R ü ckg ab erech t o d er zur 
A nsicht können nicht erfüllt w erd en .

B itte  den B estellungen kein B argeld , ke ine  S ch ecks  und  
keine B riefm arken beifügen; R echnung liegt der Lieferung  
jew eils  bei.

D er Versand erfo lgt au f Kosten und G e fa h r des Bestellers. 
B eanstandungen  w eg en  unrich tiger o d e r unvollständiger 
Lieferung können innerhalb von 14 Tagen nach E m pfang  
d er S endung b erücksich tig t w erd en .

2. PREISE UND ZAHLUNGSBEDINGUNGEN
Bei A b n ah m e von 10  und m eh r Exem pl. jew . e ines T itels  
wird aus G ründen  d e r V erw altungsvere in fachung  ein M e n ­
g en rab att von 10  %  g ew ährt. D ie K osten für d ie  V er­
p ackung  und Porto  w erd en  in R echnung gestellt. D ie R ech ­
n u ngsbeträge sind sp ätestens zu d em  in d er R echnung  
genannten  Term in fällig.

Die Zahlung kann nur anerkannt w erd en , w enn sie auf das  
in d er Rechnung gen an n te  K onto d er S taatso b erkasse  
M ünchen  unter N ennung d es m itgete ilten  B uchungskenn­
zeichens erfolgt. Es w ird em pfoh len , d ie  d er Lieferung bei­
gefügten und vorbereiteten E inzah lungsbelege zu verw en ­
den. Bei Zah lungsverzug w erden  M ah n ko sten  erhoben und 
es können ggf. Verzugszinsen berech n et w erden . Erfül­
lungsort und G erich tsstand  für b e id e  Teile ist M ünchen . Bis 
zur endgültigen Vertragserfüllung behält sich d ie  A N L  das  
Eigentum srecht an den  gelieferten Veröffentlichungen vor.

3. Schutzbestimmungen
Die H erstellung von Vervielfä ltigungen -  auch auszu g sw ei­
se -  aus den  V eröffentlichungen d e r B ayerischen  A k a d e ­
m ie für N aturschutz und Lan d sch aftsp fleg e  sow ie  d ie  B e ­
nutzung zu r H erstellung a n d erer Veröffentlichungen  
bedürfen d e r schriftlichen G en eh m ig u n g  unseres H auses.

Stand: August 1998
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